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Vorlagen Ergebnisse
Ja  Nein

Volksinitiative «Z ur H erabsetzung der A rbeitszeit»  768*821 1’476’057
34,2 % 65,8 %

Volksinitiative « F ür die Begrenzung der Einw an- 732’021 1’506’468
derung»  32,7 % 67,3 %
« S tad t/L an d -In itia tiv e  gegen die B odenspekulation» 685’861 1’544’205

30,8 % 69,2 % 
Stimmbeteiligung 52,7 %
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G ra f ik  1 D ie  e f fe k tiv e n  A b s tim m u n g s re s u l ta te

Region Stim m verhalten nach Vorlagen
40-h-Woche N A -Initiative S ta d t/L a n d -  Beteiligung

Initiative %
% N ein % N ein % N ein Stim m berechtigte

C H  ............. ..........  65,8 67,3 69,2 52,7

Z H  ................ ..........  63,2 63,8 65,9 54,8
BE ...... ..........  68,7 65,2 66,0 50,0
L U .............. ..........  73,4 70,5 69,4 52,7
UR ............. .........  71,9 69,5 73,3 45,5
S Z .............. ..........  77,5 69,6 81,0 51,0
o w ............ ..........  85,5 74,5 80,1 50,1
NW ............. ..........  81,6 72,5 77,9 53,9
G L .............. ........... 76,7 65,5 75,5 50,2
Z G .............. ..........  71,8 69,2 73,8 63,2
FR .............. ..........  61,7 66,5 67,1 51,7
SO  ................. ..........  66,2 62,6 68,6 58,7
BS .................. ..........  54,2 66,0 55,1 52,7
BL  ................. .........  62,9 69,8 70,3 55,7
SH  ............. ..........  65,6 72,1 67,8 72,1
AR ............. .........  78,2 66,1 69,0 55,6
AI .............. ..........  89,6 73,9 84,5 57,5
SG .............. ........... 74,0 66,7 71,7 51,3
GR ............. ........... 75,9 77,0 78,3 47,0
AG ............. ........... 69,1 64,2 73,2 45,5
T G ............. ..........  75,7 64,6 74,4 56,1
T I ............... ..........  40,7 62,2 64,3 48,5
VD .......................  62,6 73,5 69,1 50,0
VS .............. ..........  74,7 77,4 88,9 81,7
NE .............. ........... 54,3 66,4 59,1 49,3
G E .............. ..........  51,3 66,8 62,9 48,8
JU .............. 43,9 71,1 62,6 49,4

Quelle: E igene B erechnungen au fgrund  der Presse vom 5. D ezem ber 1988



Analyse der eidg. Abstim m ung vom 4. Dezember 1988

Einleitung

N ein ! Nein ! Nein !

Drei Volksinitiativen, drei Niederlagen und drei Mal etwas über 30 Prozent Ja-Stimmen. 
So lautet die Bilanz der gesamtschweizerischen Abstimmungen vom 4. Dezember 1988.

Alles klar!

So lässt sich der Tenor der meisten Medienkommentare zusammenfassen. Doch auch hier 
heisst die A ntw ort: N ein !

Klar sind die geringen Annahme-Chancen von Initiativen. Ein Drittel Ja-Stimmen ist denn 
auch ein durchschnittlicher ‘Erfolgswert’ für ein Volksbegehren. Weniger klar ist allerdings 
der Prozess, der dazu führt. Diesbezüglich postulieren w ir: Unter den drei A  bstimmungen 
befindet sich je  ein Extrembeispiel fü r  die Politisierung nach dem Konflikt- bzw. Konsens- 
Muster. Dass beide Formen der politischen Auseinandersetzung hier zu ähnlichen Stärke­
verhältnissen von Befürwortern und Gegnern geführt haben, betrachten wir als Zufall. Um 
diese Kernaussage zu belegen, beschreiten wir bekannte und neue P fade:

P unkt 1: Vorerst geht es um die Mobilisierung und die Fallstudien zu den drei Vorlagen; 
sie folgen im wesentlichen dem üblichen Muster der VOX-Analysen. Erläutert werden die 
bei Abstimmung zentralen Verhaltens- und Denkweisen der Stimmenden. Dies betrifft den 
Sachentscheid und die dafür bewussten Beweggründe.

P unkt 2: Ein Kredit des Schweizerischen Nationalfonds (NFP 21: «Kulturelle Vielfalt und 
nationale Identität») ermöglichte uns, den Standardteil so zu erweitern, dass spezifischere 
Einblicke in die Entscheide des Souveräns möglich werden. In diesem Bericht berücksich­
tigt wurden ausgewählte Verhaltensweisen zur Meinungsbildung und eine Reihe von 
politischen Werthaltungen. Aber auch der Wunsch, nach bald 100 Fallstudien zu Volks­
entscheiden Generalisierungen zum  Erfolg von Vorlagen zu wagen, liess uns das übliche 
Schema überschreiben: «Beliebt und chancenlos ?» heisst ein Kapitel, das den Randbin­
dungen nachgeht, die für die Variation des Ja-Anteils bei Initiativen verantwortlich sind.

P unkt 3: Politische Umfragen werden auch in der Schweiz häufiger. Damit wächst auch 
die Kritik an diesem Instrument. Dieser begegnen wir durch einen methodischen Steck­
brief, der im Anhang die Vorgehensweise bei den VOX-Analysen erläutert. Immer häufiger 
werden aber auch Fragen an uns gerichtet, wie die ‘Prognosen’ aufgrund von Umfragen 
zu beurteilen sind. Hierzu findet sich am Schluss eine Checkliste mit Minimalanforde­
rungen.



1) Die Stimmbeteiligung

Die Beteiligung am Urnen gang vom 4. Dezember 1988 war hoch. Keine der Vorlagen alleine 
hat dies bewirkt; die Kombination von drei hinsichtlich der Mobilisierung mittelstarken 
Gegenständen führte zur Beteiligung von 52,7 Prozent Stimmberechtigten. D ank der über­
durchschnittlichen Mobilisierung wurden übliche Repräsentationsdefizite unter den Teil­
nehmenden abgebaut, ohne ganz zu verschwinden.

1.1 Teilnahmedisposition und Mobilisierung

Was im Ausland grosses Staunen auslöst, gehört in der Schweiz zum Selbstverständlichen: 
Die Beteiligung in der direkten Demokratie ist gering. Gerade bei Sachabstimmungen 
haben wir uns an die sichere Teilnahme einer nur noch schmalen ‘Bürgerlnnen-Elite’ von 
vielleicht 3 von 10 gewöhnt. In der Politikwissenschaft sind verschiedene Anstrengungen 
zur Erklärung der Stimmabstinenz unternommen worden. Es lassen sich drei unter­
schiedliche Ansätze ausm achen:

•  Institutionelle Erklärungen setzten bei den international besonders ausgebauten Mit- 
sprachemöglichkeiten über Sachabstimmungen an. Die Gründe für die tiefe bzw. 
sinkende Beteiligung werden in den hohen und steigenden Anforderungen der halb­
direkten Demokratie gesehen. An sich wird von einer Überforderung der Bürgerinnen 
ausgegangen, die zwangsläufig zu politischer Abstinenz führen müsse.

•  Bewusstseinsmässige Erklärungen gehen von politischen Entfremdungserscheinungen 
unter den Stimmberechtigten aus. Diese haben in der Zeit wirtschaftlichen Wohlstands 
das Interesse an der Politik verloren, sich aus Enttäuschung vom Staatsgeschehen 
distanziert oder bleiben aus selber wahrgenommenem Unvermögen bei Sachabstim­
mungen fern. Ohne verbesserte politische Sozialisation werde sich -  gemäss dieser 
Ansicht -  bei der Stimmabstinenz nichts ändern.

•  Verhaltensmässige Erklärungen schliesslich verweisen auf eine abnehmende Relevanz 
konventioneller politischer Beteiligung und setzen dieser zunehmende, unkonven­
tionelle politische Aktivitäten gegenüber. Insgesamt wird eine Verlagerung vom Wählen 
und Stimmen hin zu Protesten, Boykotten und Streiks vermutet.

Hinter all diesen Ansätzen steckt die Vorstellung der abnehmenden konventionellen Beteili­
gung in der direkten Demokratie. Ausgehend von den aktuellen Entwicklungen ist jedoch  
nicht mehr das Sinken, sondern das Schwanken der Stimmbeteiligung erklärungsbedürf­
tig. Entsprechend versuchen die VOX-Analysen einen neuen Analyse- und Interpretations­
ansatz zu entwickeln. Prim är lassen sich drei Typen von Bürgerinnen unterscheiden:

1 Vgl. L. N eidhart, J.P. H o b y : D ie U rsachen der S tim m abstinenz in der Schweiz, Bern 1977; A. 
R iklin, R. K ley : S tim m abstinenz u n d  direkte D em okratie, Bern u n d  S tu ttg art 1980; H .P. Kriesi 
et al., Politische M obilisierung in der Schweiz (1945-1978), D iessenhofen 1981.

2 E rste em pirische Hinweise hierzu finden sich in E. G rüner, H .P. H ertig  (unter M itarbeit von A. 
G ro ssen ): D er S tim m bürger und  die neue Politik, Bern und  S tu ttg art 1983.



•  Regelmässige Urnengängerlnnen: Höchstens ein Drittel der Stimmberechtigten bilden 
den Sockel sicher Teilnehmender. Aus generalisiertem politischem Interesse oder aber 
auch Pflichtbewusstsein, was den/die gute Bürgerin ausmacht, partizipieren sie regel­
mässig bei Sachabstimmungen.

•  Regelmässige Nicht-Urnengängerlnnen: Ein Viertel der Stimmberechtigten ist bei 
Urnengängen stets abwesend. Dieser Typ lässt sich weder durch bestimmte (Zwangs) 
Massnahmen zur Hebung der Beteiligung noch durch besonders interessante Ausein­
andersetzungen vor Abstimmungen mobilisieren.

•  Gelegentliche Urnengängerlnnen: Bleibt ein breites Mittelfeld von 40 bis 50 Prozent 
der Stimmberechtigten, die von Fall zu Fall zu politischen Sachfragen Stellung beziehen 
und damit zu einem bedeutsamen, jedoch schwer vorhersehbaren Potential in der 
direkten Demokratie geworden sind. Sie alleine sind die Ursache der Schwankungen 
bei der Partizipation in der direkten Demokratie.

Es hat sich als nützlich erwiesen, die hier vorgenommene Typisierung nochmals zu ver­
feinern, um verschiedene Mobilisierungsfälle zu charakterisieren:

•  Häufig Teilnehmende, die sich bloss durch ‘okkasionelle’ Gründe wie Ortsabwesenheit 
oder Krankheit etc. von den regelmässigen Urnengängerlnnen unterscheiden;

•  selektiv Teilnehmende, die angesichts der Vorlagenvielfalt eigene Prioritäten setzen und 
bei speziellem Interesse mobilisierbar sind und

% selten Teilnehmende, die relativ apolitisch sind und sich höchstens bei exemplarischer 
Auseinandersetzung bewegen lassen.

Am 4. Dezember 1988 äusserten sich 52,7 Prozent der Stimmberechtigten zu den drei Vor­
lagen (vgl. Grafik 1). Abgesehen von ‘Extrembeteiligungen’ wie bei den Ausländerinitiati­
ven der 70er Jahre stellt dies eine vergleichsweise hohe Mobilisierung dar. In den 80er Jah­
ren ist sie gerade einmal -  bei der kombinierten Abstimmung über den Zivildienst, die Auto­
bahnvignette und die Schwerverkehrsabgabe -  übertroffen worden. Wie die Grafik 2 zeigt, 
ist der statistische Zusammenhang zwischen der Teilnahmedisposition und der Mobilisie­
rung ausserordentlich hoch (Chi = 0.00, Gamma = 0.80). Es entsteht jedoch nicht der 
Eindruck einer spezifischen Zusatzbeteiligung; wir können ingesamt von einer ‘normalen’ 
Verteilung unter den gelegentlichen Urnengängerlnnen ausgehen. ‘Häufiger’ Teilnehmen­
de gingen mehr, ‘seltenere’ Urnengängerlnnen weniger.

1.2 Die Zusammensetzung der Teilnehmenden

Wie sieht das Profil der Teilnehmenden aus ? Von welchen Repräsentationsdefiziten müs­
sen wir ausgehen ? Welche hat die besondere Mobilisierung verändert ? Beginnen wir mit 
den gesellschaftlichen Merkmalen, gegliedert nach Kennzeichen der Personen, der Haus­
halte und der Regionen (vgl. Grafik 3):

3 Allg. Ü berblicke verm itte ln : H .A . A sher et a l . : Political Partic ipa tion , F ra n k fu rt/M . und  New 
York 1984 sowie H .M . U ehlinger: Politische P artiz ipa tion  in der BRD, Diss., Zürich, O pladen 
1988.



Grafik 2:
Schematisierte Darstellung der Teilnahme an Abstimmungen generell und am
4. Dezember 1988
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0  Die Teilnahme an der letzten Abstimmung war schichtspezifisch. Die Arbeiter (-12%) 
sowie die unteren Angestellten und Beamtinnen (-9% ) waren untervertreten. Über­
durchschnittlich repräsentiert waren hingegen Bürgerinnen in leitenden beruflichen 
Positionen, selbständig Erwerbende, Gewerbetreibende (+6% ) und namentlich Land­
wirte (+22% ). Ähnliches drückt sich über den Bildungsgrad a u s : Wer nach der obliga­
torischen Schulzeit ohne Weiterbildung blieb, ging deutlich seltener an die Urne (-13 %).

•  Die Zusammensetzung bei der jüngsten Abstimmung war alters- und geschlechts­
spezifisch. Unter den Teilnehmenden sind die mittleren und älteren Generationen 
( + 4% bzw. +5% ) übervertreten. Ähnliches gilt für Männer, wenn auch die Differenz 
mit 10 Prozentpunkten kleiner ist als häufig angenommen wird.

•  Eindrücklich bestätigt wird der Zusammenhang von der gesellschaftlichen Stellung und 
der politischen Teilnahme. Personen mit Kindern (+ 6  %), Hauseigentümer (+  8 %) und 
Ortsansässige (+4% ), haben ebenfalls über dem Schnitt teilgenommen. Dagegen 
blieben alleinstehende Personen häufiger fern (-13%).

•  Die regionalen Unterschiede gehen schon aus den Ergebnissen zu den Kantonen hervor. 
Verallgemeinernd lässt sich sagen, dass am 4. Dezember etwas mehr Bürgerinnen in 
der Deutsch- denn in der Welschschweiz mobilisiert wurden und die Beteiligung auf 
dem Lande insgesamt nicht höher was als in den Städten.

Wie die gesellschaftlichen Gruppen am 4. Dezember vertreten waren, muss beschreibend
bleiben. Die Mobilisierung findet normalerweise über die Zugehörigkeit zu politischen
Parteien, Verbände oder sonstigen Gruppierungen bzw. über politische Orientierungs­
weisen statt. Hier gilt (vgl. Grafik 3):
•  Je höher die parteipolitische Integration ist, desto stärker war die Mobilisierung. Partei­

mitglieder nahmen um 19 Prozent über dem Schnitt teil. Die Sympathisantlnnen waren 
noch um 6 Prozent übervertreten. Dagegen beteiligten sich parteipolitisch Ungebunde­
ne um 8 Prozent unter dem Durchschnitt. Die beste Mobilisierung findet auf der rechten 
Seite des Spektrum s; die höchsten Werte ergeben sich bei der FDP (+13% ), der LPS 
(+11% ), der SVP ( + 10%) und der CVP ( + 8%). Nur noch knapp über dem Mittel be­
wegt sich der für die Sozialdemokratie ermittelte Teilnahmewert. Die anderen Parteien, 
namentlich die gemässigten bzw. alternativen Grünen sowie die äusserste Linke mobili­
sierten ihre Sympathisantlnnen unterdurchschnittlich. Hier wie bei der NA beruhen 
die Ergebnisse allerdings auf einer schmalen Basis von Befragten und geben nicht mehr 
als grobe Trends wieder.

•  Die vorliegende Studie erlaubt auch, die Beteiligung von Mitglieder wichtiger Interes­
sengruppen zu überprüfen. Am besten schneiden die Umwelt-Organisierten ( + 17%) 
ab. Sie beteiligten sich praktisch gleich stark wie die Parteimitglieder. Die Teilnahme 
liegt auch über jener bei den wirtschaftlichen Verbänden. Namentlich bei den Gewerk­
schaften ( + 8%) resultiert eine mässige Mobilisierung. Gleiches gilt übrigens auch für 
die M ieterinnenorganisationen ( + 3%).

•  Offensichtlich ist der Zusammenhang zwischen der Teilnahme und dem politischen 
Interesse sowie -  wenn auch etwas weniger deutlich -  dem Vertrauen in die Arbeit der 
Regierung. Beides verweist auf die grundlegende Bedeutung der politischen Integration 
für die Beteiligung an Urnengängen. Je höher diese ist, desto stärker ist die Beteiligung 
in der direkten Demokratie.



Grafik 3:
Die Stimmbeteiligung am 4. Dezember nach Merkmalsgruppen

M erkm alsgruppen
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____  +
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Merkmale des Haushaltes:
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-  E inpersonenhaushalt — 13
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+

____  +
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•  Z ivilstand
-  ledig
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-  geschieden /  verw itw et

— 9
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+ 7
0 . 0 0 (0.07)

0  E igentum sverhältnisse
-  H auseigentum
-  M iete /  P ach t —  6

+ 8 0 . 0 0 0.32

•  A nsässigkeit
-  weniger als 5 Ja h re  am  O rt — 14 0 . 0 0 0.38
-  m ehr als 5 Ja h re  am  O rt __ + 4

Fortsetzung nächste Seite



M erkm alsgruppen
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Stim m beteiligung 
(in P rozen tpunkten)
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2 -
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0  S iedlungsart
-  G rossstäd t. A llgom erationen —
-  M itte l-/k le in st. A gglom erat.
-  L andgem einden

2 —
— +  4

+  0

0 . 0 1 (0 . 1 0 )
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•  M itg liedschaften  
-  P o litische P artei +  19 0 . 0 0 0.60
-  U m w eltorganisationen +  17 0 . 0 0 0.53
-  A ngestelltenverbände +  18 0 . 0 1 0.36
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T ota l (effektiv) 52,7 %

a) Z ur E rk lä ru n g  der hier verwendeten statistischen M asse siehe 6.3. Werte, die in K lam m ern 
stehen, sind statistisch  nicht relevant. Wo nur Striche eingetragen sind, ist die Berechnung sta­
tistischer M asszahlen nicht sinnvoll.



Schichtspezifische Defizite, Unterschiede beim Alter, Geschlecht und der gesellschaftli­
chen Integration, regionale Besonderheiten und Differenzierungen hinsichtlich der politi­
schen Involvierung sind also die hauptsächlichen Charakteristiken der aktiven Stimm­
bürgerschaft vom 4. Dezember 1988. Bestätigung erhält dam it das schon länger bekannte 
Profil. Die zusätzliche Mobilisierung verteilt sich -  vielleicht mit Ausnahme der Landwirte
-  insgesamt nicht auf besondere Merkmalsgruppen. Insbesondere ist die überdurchschnitt­
liche Beteiligung der Hauseigentümer normal. Aber auch bei den Gewerkschaften und 
Mieterverbänden haben wir keine exemplarische Mobilisierung feststellen können. Ver­
gröbert gesagt lautet die Schlussfolgerung: Die hohe Mobilisierung hat die Repräsenta­
tionsdefizite nicht aufgehoben, höchstens als Ganzes ausgeglichen.

1.3 Interesse und Orientierungsweisen nach Vorlagen

Beenden wir das Kapitel zur Beteiligung mit einigen vorlagenspezifischen Fragen: Welche 
der Initiativen ist für die hohe Mobilisierung verantwortlich ? Welche löste die grösste Be­
troffenheit aus ? Welche stellte die höchste Anforderungen an die Teilnehmenden ? Und 
wie versuchten die Teilnehmenden sich vorgängig zu informieren bzw. eine Meinung zu 
bilden?
Bei Multipack-Abstimmungen ist meist eine der Vorlagen für die spezielle Mobilisierung 
verantwortlich. Um diese ‘Lokomotiv-Funktion’ zu eruieren, genügt es, auf die persönliche 
Betroffenheit der Teilnehmenden und die Leichtigkeit, sich zu entscheiden, abzustellen. Die 
Abstimmung vom 4. Dezember (vgl. Grafik 4) ist speziell, weil bei der Betroffenheit 
eigentlich keine der drei Vorlagen heraussticht. Bei den Entscheidungsschwierigkeiten fällt 
am ehesten noch die Stadt/Land-Initiative als ‘schwer’ auf. Die beiden anderen Vorlagen 
werden vergleichsweise als ‘leicht’ beurteilt. Dies bestätigt auch die Aufgliederung nach 
Verhaltenstypen: Die regelmässigen Urnengängerlnnen fühlten sich durch die S tadt/ 
Land-Initiative am meisten angesprochen; dagegen favorisierten die gelegentlich Teil­
nehmenden die beiden anderen Vorlagen. Je seltener die Befragten stimmen gehen, desto 
stärker ist dieser Zusammenhang. Dennoch bleiben die Unterschiede in engen Grenzen: 
Das Gemeinsame der drei Vorlagen hinsichtlich der Mobilisierung überwiegt das 
Trennende.
Bei den letzten Nationalratswahlen haben wir erstmals Interviewvorgaben zur Medien­
nutzung  und zur Gesprächshäufigkeit verwendet. Es resultierte eine klare Dominanz der 
medialen Meinungsbildung; dabei rangierten die nicht-wahlspezifischen Medien (Zeitun­
gen, Fernsehen, Radio) klar vor den speziell hergestellten Informationsträgern (Inserate, 
Drucksachen und Plakate). Die verhältnismässig geringen Werte für persönliche Diskus­
sionen, sei es in der Familie, mit Freunden, bei der Arbeit oder in Vereinen, veranlassen 
uns zum Schluss, damit Hessen sich ‘Bände gesammelten Schweigens’ füllen. Stimmen diese 
Beobachtungen auch für Abstimmungen ? Noch ist es nicht möglich zu generalisieren; im­
merhin ergeben sich beim Urnengang vom 4. Dezember eindeutige Abweichungen (vgl. 
Grafik 5):

4 Vgl. C. L o n g ch am p : A nalyse der N ationalratsw ahlen  1987, VOX -Sondernum m er, GfS und  FSP, 
Z ürich  1988.



Grafik 4:
Persönliche Betroffenheit und Entscheidungsleichtigkeit nach Vorlagen

Vorlage B etroffenheit 
‘hoch’ b 
in %  G rad 
der S tim m berechtigten

Entscheidungsleichtigkeit 
‘eher leicht’ 
in %  G rad 
der Stim mbeteiligten

0  40-Stunden-W oche 2 0 m ittel 72 leicht
0  N A -Initiative 2 1 m ittel 70 leicht
•  S tad t/L an d -In itia tiv e 2 2 m ittel 55 m ittel/schw er

Vorlage
a

B etroffenheit ‘hoch’ 
RÜG GUG1 G UG2 GUG3
in % in % in % in %

•  40-Stunden-W oche 24 2 0 24 31
•  N A -ln itia tive 26 2 2 27 27
•  S tad t/L an d -In itia tiv e 29 24 2 2 25

Bemerkungen:
a) 10-stufige Skala  sowie ‘keine A ngabe’ m öglich, hohe Betroffenheit bei den Stufen 8 , 9 und 10.
b) H öchster W ert aus allen nachanalysierten S achabstim m ungen : 40%  (Fristen-L ösungsin itiative); 

tiefster W ert: 5%  (A ufgabenneuverteilung bei der P rim arschule). G rade von ‘sehr hoch’ bis ’sehr 
t ie f  (7 Stufen).

c) H öchster W ert aus allen nachanalysierten  Sachabstim m ungen: 83%  (12 autofreie Sonntage); 
tiefster W e rt: 32%  ‘eher leicht’ (K onjunkturbeschluss). G rade von ‘eher leicht’ bis ‘sehr schwer’ 
(7 Stufen).

d) RÜ G  =  Regelmässige U rnengängerlnnen . GUG1 =  H äufige U rnengängerlnnen , G U G 2 =  Selek­
tive U rn engängerlnnen  u n d  GUG3 =  Seltene U rnengängerlnnen .

9  Die abstimmungsspezifischen Medien erzielten am 4. Dezember viel geringere Reich­
weiten als bei Wahlen. Es geben gerade 24 Prozent der Urnengängerlnnen an, sich über 
Inserate informiert zu haben; bei den 87er Wahlen waren es mehr als doppelt so viele. 
Noch deutlicher ist der Unterschied bei den Drucksachen der Komitees bzw. Parteien; 
mit 7 Prozent Reichweite sind die Plakate als Informationsträger praktisch unbe­
deutend.

#  Häufiger als all diese abstimmungsspezifischen Medien wird auch das ‘Bundesbüechli’ 
genutzt. Immerhin 29 Prozent orientierten sich anhand dieser amtlichen Information 
über den Inhalt und die Standpunkte der jeweiligen Lager.

#  Bestätigt wird dagegen die hohe Bedeutung der nicht-abstimmungsspezifischen M e­
dien : Ganz knapp an der Spitze rangiert diesmal das Fernsehen (59% ); an der zweiten 
Stelle befinden sich die Zeitungen (55%) und etwas zurückgesetzt diente das Radio 
(36%) zur Informationsbeschaffung.

Nur ein Viertel der Urnengängerlnnen hat vor dem 4. Dezember mit niemandem über die 
Vorlagen gesprochen (87er Wahlen: 55%). Die anderen haben im wesentlichen Familien­
mitglieder (57-59% ) oder Freunde (34-35 %) in ihre Meinungsbildung miteinbezogen; ver-



Grafik 5:
Mediennutzung und Diskussionspartnerinnen bei Wahlen und Abstimmungen

O rientierungsm itte l A bstim m ung N ationalratsw ahlen  
4. D ezem ber 1988a 18. O ktober 1987 
N utzung in %  N utzung  in  %
(N =  Teilnehmende. M ehrfachan tw orten  m öglich)

•  Allgemeine Medien:
-  Fernsehen 59 < 72
-  Zeitungen 55 < 73
-  R adio 36 < 60

•  Abstimmungsspezifische Medien, amtlich:
-  Bundesbüechli 29 — —

•  Abstimmungsspezifische Medien, Komitees:
-  Inserate 24 < 52
-  D rucksachen 17 < 50
-  P lakate 7 < 31

D iskussionspartnerinnen A bstim m ung N ationalratsw ahlen
4. D ezem ber 1988 18. O ktober 1987
Beteiligung in % Beteiligung in %
(N =  Teilnehmende. M ehrfachan tw orten  m öglich)

-  in der Familie 58 > 39
-  mit Freunden 35 > 18
-  am  A rbeitsp latz 19 > 9
-  in Vereinen 7 > 4

-  m it niem andem 27 < 55

a) D a die U nterschiede zwischen den Vorlagen sehr gering sind, geben wir hier die M ittelwerte 
fü r die 3 A bstim m ungsgegenstände vom 4. D ezem ber wieder.

gleichsweise sind dies viele (87er Wahlen: 39% Familie, 18% Freunde). Aufrecht erhalten 
bleibt dagegen unsere letzte Relativierung: Auch wenn eine Initiative zur 40-Stunden- 
Woche anstand, der Arbeitsplatz (9%) und Vereine (7%) haben für politische Streit­
gespräche nur eine geringe Bedeutung. Dies führt uns zu zwei Feststellungen:

•  Feststellung 1: In der Informationsgesellschaft kommt auch bei Urnengängen der me­
dialen Informationsbeschaffung eine zentrale Bedeutung zu. Bei Wahlen trifft dies 
stärker zu als bei Abstimmungen. Dies rührt daher, dass Wahlen vorbestimmter sind 
und geringere Entscheidungsschwierigkeiten bestehen. Die Mediennutzung dient vor­
wiegend der Konsonanzförderung.

#  Feststellung 2: Die Meinungsbildung bei den stärker variierenden Abstimmungen ver­
langt vermehrt Diskussionen. Dabei besteht ein offensichtliches Übergewicht des 
privaten Umfeldes. Der Arbeitsplatz und das Vereinsleben dagegen, zwei klassische 
Stätten der öffentlichen Meinungsbildung, haben im Bewusstsein der Befragten ihre 
politisierende Funktion verloren.



2) Die Volksinitiative «Zur Herabsetzung der Arbeitszeit»

Eine Polarisierung der Stimmenden im Links/Rechts-Spektrum, nur bedingt geschlossene 
Stimmabgabe bei den Lohnabhängigen, kaum ersichtliche Solidarität der Nicht-Erwerbs­
tätigen sowie wert- und regionalspezifische Haltungen zur Arbeit prägen das Stimm- 
verhalten zur abgelehnten 40-Stunden-Woche. Wirtschaftlich, gesellschaftlich und per­
sönlich bedingte Abwehrmotive gegen eine Arbeitszeitverkürzung und die Kritik am 
Initiativenweg der Gewerkschaften kennzeichnen die Nein-Stimmenden. Ihnen stehen 
individualistische und linke Beweggründe der Befürworterinnen gegenüber. Dahinter 
stecken übliche Konfliktmuster bei Abstimmungen über Arbeitszeitfragen. Siegelten über­
raschenderweise mehr oder minder fü r  alle denkbaren Varianten zur Verkürzung der 
Arbeitszeit -  und über die Zeit hinweg!

«Die Volksinitiative ‘Zur Herabsetzung der Arbeitszeit’ will die gesetzlichen Arbeitszeiten 
schrittweise zunächst auf 40 Stunden pro Woche verkürzen. Bundesrat und Parlament 
lehnen die Initiative ab. Die Arbeitszeit soll weiterhin auf die bewährte Weise zwischen den 
Arbeitgebern und den Arbeitnehmern ausgehandelt werden und so den unterschiedlichen 
wirtschaftlichen und regionalen Verhältnissen Rechnung tragen.» In dieser Kurzform prä­
sentierten Behörden die Initiative für eine 40-Stunden-Woche des Schweizerischen Ge­
werkschaftsbundes den Stimmberechtigten. Auch die Stimmenden lehnten die Vorlage 
deutlich ab. Obwohl die Schweiz punkto Arbeitszeit fast den Europarekord hält, befür­
worteten bloss 768’820 die mit einer Übergangsfrist von Jahren voigeschlagene Arbeits­
zeitverkürzung um durchschnittlich zweieinhalb S tunden; 1’476’057 widersprach ihr. Drei 
Punkte kommen in der Folge zur Sprache:

•  Das Stimmverhalten nach Merkmalsgruppen zur Ermittlung der Konfliktlinien;
•  die Denkweise in beiden Lagern anhand der Entscheidmotive und der Argumenten- 

unterstützung und
•  die generellen Chancen von Fragen der Arbeitszeitverkürzung in der direkten De­

mokratie.

2.1 Die Konfliktlinien -  das Stimmverhalten nach Merkmalsgruppen

34,2 Prozent Ja-Stimmende sind für eine Initiative ein üblicher Wert. Der Vergleich der 
Stärkenverhältnisse in ausgewählten gesellschaftlichen oder politischen Gruppen gibt Hin­
weise auf das Profil der beiden Lager; drei -  unserer Meinung nach herausragende -  
Konfliktlinien seien in der Folge dargelegt (vgl. Grafik 6):

1. Parteipolitische Polarisierung: Obwohl die Initianten bemüht waren, Parteigrenzen zu 
überdecken, bewirkte die 40-Stunden-Woche eine starke Spaltung. Die Auseinandersetzung 
in der politischen Elite.führte bei den Parolen zu klar erkennbaren Gegensätzen zwischen 
links und rechts. Ohne grössere Abweichungen auf kantonaler Ebene bildeten sich die fol­
genden Fronten heraus:



Grafik 6:
Das Stimmverhalten bei der 40-Stunden-Woche nach Merkmalsgruppen

M erkm al /  Kategorien Stim m verhalten 
Ja  in °7o
(N =  m ateriell S tim m ende)

C hi2
_ a
G am m a

Politische Merkmale der Personen:
•  P arteib indung

-  (N A /V igilance) 43 0.00 0.69
-  SVP 16
-  F D P  /  LPS 14
-  C V P 14
-  L d U /E V P 29
-  G PS 74
-  SPS 76
-  (P O C H /G B /P d A ) 8 8

-  keine Parteib indung 32
•  M itgliedschaften in V erbänden

-  G ew erkschaften (wie SG B /C N G ) 55 0.00 0.45
-  A ngestelltenverbände (wie SKV) 40 (0.30) —
-  B erufsverbände (wie G ew erbe-,

o der A nw altsverband) 27 (0.08) —

•  L inks/R ech ts-O rien tierung
(-  ganz rechts) 20 0.00 0.57
-  rechts 19
-  m ittel 24
-  links 55
( -  ganz rechts) 85

•  N achm aterialism us-O rientierung
-  rein m aterialistische W erte 18 0.00 0.54
-  gem ischte W erte 26
-  rein nachm aterialistische W erte 55

•  T eilnahm edisposition
-  Regelmässig T eilnehm ende 34 (0.47) —
-  Gelegentlich Teilnehm ende 35

. H äufig  T eilnehm ende 38

. Selektiv T eilnehm ende 28

. Selten T eilnehm ende 32

Gesellschaftliche Merkmale der Personen:
% G eschlecht

-  M änner 34 (0.87) —
-  F rauen 34

•  A lter
-  20-39jährige 41 0 . 0 0 0.26
-  40-64jährige 33
-  65-84jährige 23

•  Schulbildung
-  O bligatorische Schulen 27 (0.08) —
-  Berufsschule u. ähnliches 33
-  G ym nasium , U niversität 41

F ortsetzung nächste Seite



M erkm al /  K ategorien Stim m verhalten 
Ja  in %
(N =  m ateriell Stim m ende)

C hi2
a

G am m a

•  Berufliche Stellung
-  E rw erbstä tige T ota l 36 0.00 (0 . 1 2 )
-  N ur T eilerw erbstätige 39

. Selbständige, Leitende 25

. L andw irte 0

. A ngestellte und  B eam tinnen
in m ittle rer Stellung 49

. Ü brige A ngestellte u. B eam tin . 40

. A rbeiterinnen 48
-  N ich t-E rw erbstätige T ota l 32 0.00 0.31

. in A usbildung 53

. im H aushalt tätig 34

. in Pension 26

Merkmale des Haushaltes:
0  H au sh a ltss tru k tu r

-  E inpersonenhausha lt 34 (0.31) —
-  M ehrpersonenhaushalt ohne Kinder 37
-  M ehrpersonenhaushalt m it K indern 30

•  E igentum sverhältn isse
-  H auseigen tum 23 0 . 0 0 0.48
-  M ie te /P ac h t 44

#  A nsässigkeit
-  weniger als 5 Ja h re  am  O rt 46 0 . 0 0 0.32
-  m ehr als 5 Ja h re  am  O rt 31

Merkmale der Region:
•  Sprachzugehörigkeit

-  D eutsche Schweiz 30 0 . 0 0 —
-  F ranzösische Schweiz 41
( -  Italienische Schweiz) 60

#  S iedlungsart
-  G rossstäd t. A gglom erationen 40 0 . 0 0 0.25
-  M itte l-/k le in städ t. A gglom erationen 40
-  Landgem einden 26

a) Zur E rk lä ru n g  der hier verwendeten M asse siehe 6.3. Werte, die in K lam m ern stehen, sind 
statistisch  n ich t relevant. Wo nur Striche eingetragen sind, ist die Berechnung statistischer M asse 
n icht sinnvoll.



#  Dagegen: FDP, CVP, SVP, LPS, EVP; Zentralverband schweizerischer Arbeitgeber- 
Organisationen ; V orort; Schweiz. Gewerbeverband, Schweiz. Bauernverband, Schweiz. 
Fremdenverkehrsverband, Redressement N ational;

#  Stimmfreigabe: LdU, NA, A P ; Schweiz. Angestelltenverband;
#  Dafür: SPS, GPS, POCH, GB, P dA ; Schweiz. Gewerkschaftsbund, Christlich-natio­

naler Gewerkschaftsbund, Landesverband freier Schweizer Arbeitnehmer.

Diese Polarisierung übertrug sich auch auf die Anhängerschaften der verschiedenen Partei­
en ; die Geschlossenheit ist sowohl auf linker wie rechter Seite h och : Bei den bürgerlichen 
Parteien folgten Mehrheiten von 84 bis 86 Prozent den nationalen Parolen. Bei den Sozial­
demokraten und den Grünen stimmten drei von vier Anhängerinnen im Sinne der Empfeh­
lungen. Soweit die Zahlen zuverlässig sind, votierte die äusserste Linke geschlossener. Ähn­
liches bestätigt die Selbsteinstufung im Links/Rechts-Spektrum. Die Gegensätze haben 
geradezu exemplarischen Charakter. Da beide Lager für sich alleine jedoch kaum über 
Mehrheiten in der schweizerischen Bevölkerung verfügen, spielen diejenige, die sich in der 
Mitte einordnen bzw. die parteipolitisch ungebundenen Bürgerinnen das Zünglein an der 
Waage; sie zählen bei der 40-Stunden-Woche offensichtlich zum  Nein-Lager.

2. Interesse und Solidarität: Nachteilig wirkt sich die 40-Stunden-Woche auf die Unter­
nehmer, Selbständigen und Landwirte a u s ; vorteilhaft ist sie jedoch für die Arbeiterinnen, 
Angestellten und Beamtinnen. Jene stimmten entsprechend ihrer Interessenlage; wir er­
mittelten Nein-Anteile von 75% (Selbständige und Leitende) bzw. 100% (Landwirte). Da­
gegen ist die Geschlossenheit bei den Lohnabhängigen weniger gross: Die Arbeiterschaft 
zeigt sich in zwei ziemlich gleich starke Lager aufgestellt (52% Nein). Bei den Angestellten 
ermittelten wir vergleichbare Verhältnisse (51 % Nein in den mittleren, 60% in den unteren 
Positionen). Bei den gewerkschaftlich Organisierten (SBG, CNG) findet sich eine befür­
wortende, wenn auch herausragende Mehrheit (55% Ja). Wenn diese noch als leicht pro­
gressivere Vorhut der Arbeiterinnen gelten können, trifft dies für die Mitglieder der 
Angestellten-Organisationen überhaupt nicht z u : Ihr Nein-Stimmen-Anteil (60% Nein) ist 
gar leicht höher als bei den Angestellten insgesamt. Begründet werden kann dies mit der 
unmittelbaren Interessenlage: Diejenigen, die jetzt schon 40 Stunden in der Woche ar­
beiten, hatten ein geringeres Interesse an der Vorlage. Aber auch darüber hinaus hielt sich 
die Solidarität in klar ersichtlichen Grenzen: Gerade die Stimmenden im Rentenalter, die 
bei AHV-Vorlagen gerne mit dem ‘Generationenvertrag’ argumentieren, unterstützten die 
Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit nicht einmal im landesweiten Schnitt (76% 
N ein); bei den Hausfrauen betrug die Verwerfung genau 66%. Das Schichtspezifische im 
Abstimmungsentscheid widerspiegelt sich schliesslich auch in den Eigentumsverhältnissen 
der Befürworter und G egner: Hauseigentümer und Mieter unterschieden sich signifikant 
im Ja/Nein-Entscheid zur 40-Stunden-Woche.

3. Werthaltungen: Die rein schichtmässige Analyse würde allerdings weitere Charakteri­
stiken des Abstimmungsverhaltens überdecken. Hinter der Befürwortung der Arbeitszeit­
verkürzung steht auch eine bestimmte Werthaltung. Unter den reinen Nachmaterialist- 
Innen ist der Ja-Anteil am grössten, ja  ergibt sich gar eine positive Mehrheit wie bei den 
Gewerkschafsmitgliedern (55%). Dem entsprechen die überdurchschnittlichen Ja-Werte



M otive nach Stim m verhalten N ein- resp. 
Ja-Stim m ende 
in % der 
N ennungen

Stim m ende

in % der 
Befragten

Nein-Stimmende
0  U ndifferenzierte  K ontra-M otive 27

1 7  \
0  N egative w irtschaftliche Folgen (wie G efährdung 31 2 0

des W ohlstandes, E rhöhung  der Teuerung) 1

•  N egative gesellschaftliche Folgen (wie neue 7 5 1
F reizeitproblem e) 1

•  N egative individuelle Folgen (wie m ehr Stress, 7 5 [
Ü berstunden  und  Schw arzarbeit)

#  V erfahrensfragen  (wie gegen generelle Rege­ 18 1 2  )  6 6

lungen über V erfassung /  G esetz) /
•  V arian tenfragen  (wie m ehr L ohn  oder 3 2  l

Ferien etc.) 1

0  40-Stunden-W oche bereits e ingeführt 2 1 1

0  P aro len , B ehördenem pfehlung 0 0  I
0  Ü brige und  d iffuse K ontra-M otive 5 3 1
•  Keine A ngabe — 1 J

1 0 0

Ja-Stimmende
0  U ndifferenzierte  P ro-M otive 17 6 \0  P ositive individuelle Folgen (wie ‘m ehr L ebens­ 44

1 5  1
q u a litä t’ od er ‘weniger S tress’) 1

0  Ü m verteilungsaspekte (wie ‘A bbau  der U n te r­ 24 8  /
schiede zwischen den B ranchen’ oder ‘Teilhabe l
am  gesellschaftlichen F ortschritt) /  340  40 S tunden  sind m öglich 7 2 l

0  P aro len , B ehördenem pfehlung 1 0  \
0  Ü brige u n d  d iffuse P ro-M otive 6

2  10  Keine A ngabe — 1 ]

T ota l 1 0 0 1 0 0

bei befragten Urnengängerlnnen in Grossstädten, in jüngeren Generationen und mit 
höherer Bildung. Nicht zu übersehen ist schliesslich das unterschiedliche Niveau, auf dem 
die hier skizzierten Differenzierungen je Landesteil stattfinden. Sprachkulturelle Beson­
derheiten in den Einstellungen zur Arbeit müssen hier als Erklärung herangezogen werden. 
Es gilt: Die Bereitschaft, Vorlagen zur Arbeitszeitverkürzung zu bejahen, ist in der italie­
nischen Schweiz grösser als in der französischen, und hier liegen die Ja-Anteile über den­
jenigen in der Deutschschweiz.



2.2 Die Denkweisen -  Beweggründe und Argumentenbefolgung in beiden Lagern

Lassen wir nach diesem Überblick zu den Verhaltensweisen die Handelnden selber zu Wort 
kom m en: In der aktiven Form über den M otivtest (vgl. Grafik 7) und in der passiven Form 
über den Argumententest (vgl. Grafik 8).

1. Nein-Stim m ende: Bei den Gegnerinnen ergeben sich schwergewichtig drei Motivmuster: 
generelle Beweggründe; solche gegen die Arbeitszeitverkürzung an sich und Einwände 
gegen den Initiativenweg:

•  Analog zur stark polarisierten Meinungsbildung finden sich vorerst eher allgemeine 
Schlagworte: Rund ein Viertel der Nein-Stimmenden begründete den Entscheid nur 
floskelnhaft;  sie waren ‘schlicht dagegen’, weil die Initiative ‘an sich schlecht’, ‘nicht 
sinnvoll’ war oder aber ‘doch nichts gebracht hätte’.

#  Disziplin, Fleiss und Leistung sind Werte, die in der schweizerischen Arbeitswelt noch 
weit verbreitet sind. Gleiches gilt für die Vorstellung, der hiesige Wohlstand sei selber 
erarbeitet. Personen mit solchen Werthaltungen sehen Fragen der Arbeitszeitverkür­
zung nicht als Chance, sondern fassen sie als Bedrohung auf. In der Tat waren Abwehr­
motive am häufigsten. Insgesamt fanden wir hierzu drei Varianten: Die ökonomischen 
Beweggründe, die entweder allgemein beim erreichten Lebensstandard ansetzten oder 
aber von unmittelbar erlebbaren Nachteilen ausgingen; hier taucht auf, die Arbeitszeit­
verkürzung erhöhe die Produktionskosten, was sich in Form von Inflation negativ aus­
wirke (31%). Die gesellschaftlichen M otive sprechen neue Freizeitprobleme an; die 
Gegnerinnen befürchteten hier, die verkürzte Arbeitszeit könne nicht positiv genutzt 
werden, sondern führe zu neuen Belastungen für die Allgemeinheit (7%). Schliesslich 
finden sich auch negative Auswirkungen auf den Einzelnen: ‘Erhöhter Arbeitsrhyth­
mus’, ‘mehr Stress oder Überstunden’ wurden als direkte Folge des reduzierten Arbeits­
zeitvolumens genannt (7%).

9  Die dritte zentrale Motivgruppe der Nein-Stimmenden ist nicht gegen die Arbeitszeit­
verkürzung an sich gerichtet, sondern betrifft die Vorgehensweise (18%). Die Regelung 
der Arbeitszeit über die Verfassung betrachteten diese Nein-Stimmenden als unzulässi­
gen Angriff auf die Sozialpartnerschaft; flexible, branchenmässige und regional ange­
passte Lösungen könnten dagegen über die Gesamtarbeitsverträge realisiert werden, ist 
hierfür eine typische Antwort. Dagegen spielte die Frage ‘Mehr Lohn oder aber andere 
Formen der Arbeitszeitverkürzung’ wenigstens aufgrund unserer Motivanalyse keine 
Rolle.

Aus dem Argumententest ergibt sich darüber h inaus: Die gengerischen Argumente sind 
bei der Gesamtbevölkerung insgesamt zugkräftiger. Mit einer Ausnahme, dem unterstellten 
Arbeitsplatzverlust durch die Reduktion der Wochenarbeitszeit, werden alle von einer 
Mehrheit der Bevölkerung getragen: In der Regel resultierten Ja-Mehrheiten von rund zwei 
Dritteln. Allerdings polarisieren die Argumente in den beiden Lagern ausserordentlich 
stark. Die Unterschiede in der Unterstützungsbereitschaft sind jeweils rund 50 Prozent. 
Dies führt unter den Nein-Stimmenden fast überall zu erdrückenden unterstützenden 
Mehrheiten.



Vorgabe einver- n icht einver­
standen standen 
% % 
(Zeilenprozentuierung)

keine
A ngabe
%

Kon tra-A rgumen te
«Wenn die A rbeitszeit verkürzt wird, SB 67 28 5
werden Ü berstunden  und  Schw arzarbeit JS 33 64 3
ansteigen.» NS 82 13 5
«Wenn die A rbeitszeit gesenkt wird, SB 67 29 4
steigen die K osten fü r die P roduk tion . JS 32 6 6 2

D as heizt die Teuerung an .» NS 84 12 4
«D ie Senkung der täglichen A rbeitszeit b ringt SB 62 32 6

nichts ausser Stress. Die gleiche A rbeit m uss JS 29 63 8

einfach in kürzerer Zeit geleistet werden.» NS 78 18 3
«W ir b rauchen  keine G esetze über die SB 61 33 6

A rbeitszeiten. M it G esam tarbeitsverträgen JS 24 69 7
kann die S ituation  der einzelnen Betriebe 
u nd  B ranchen besser berücksichtig t werden.»

NS 82 15 4

«D ie V erkürzung der A rbeitszeit gefährdet SB 42 51 7
die W irtschaft und  die S icherheit der JS 8 8 8 4
A rbeitsplätze.»

Pro-Argumente

NS 60 33 7

«E in  kürzerer A rbeitstag  erm öglicht es, Zeit SB 62 33 5
für sich zu haben  und  verm ehrt K ontakte JS 88 9 3
in der Fam ilie und  zu den B ekannten zu 
pflegen.»

NS 49 45 6

«E s ist ungerecht, wenn die w öchentliche SB 49 45 6

A rbeitszeit in den verschiedenen Berufen so JS 80 18 2
unterschiedlich sind. Für alle sollten die 
gleichen m axim alen  A rbeitszeiten gelten.

NS 32 63 5

«D ie A rbeitnehm er und  A rbeitnehm erinnen SB 37 58 5
klagen stets über steigenden Stress. Wenn JS 74 24 2
die tägliche A rbeitszeit verkürzt wird, können 
sie sich besser erholen .»

NS 18 77 5

«D ie V erkürzung der A rbeitszeit erleichtert SB 36 51 13
eine neue Rollenverteilung zwischen M ann JS 64 27 9
u n d  F rau .» NS 25 61 14

«D ie A rbeitnehm er und  A rbeitnehm erinnen SB 35 44 2 1

sollen einen Teil der steigenden Leistungen in JS 48 31 21
Form  von verkürz ter A rbeitszeit zurücker­
halten .»

NS 29 54 17

a) SB : S tim m berechtigte T otal; JS : Ja-S tim m ende 40-Stunden-W oche; N S : N ein-Stim m ende 
40-Stunden-W oche.



2. Ja-Stimmende: Auch bei den unterlegenen Befürwortern konzentrieren sich die Beweg­
gründe au f drei H auptgruppen:
•  Die positiven Folgen der 40-Stunden-Woche für den Einzelnen tragen dem zunehmen­

den gesellschaftlichen Individualismus Rechnung. Genannt wurden hier die auch in der 
Kampagne favorisierten Slogans wie ‘mehr Zeit für sich’ oder ‘mehr Lebensqualität’ 
durch Arbeitszeitverkürzung. Dies wird ganz anders als bei den Gegnerinnen auch als 
‘vermehrte Erholung’ und ‘Abbau von Stress’ gesehen bzw. ist ‘für die Familie gut’. Diese 
wichtigste Gruppe umfasste 44 Prozent der Ja-Stimmenden.

•  Ein weiteres Viertel der positiven Nennungen ist stärker ideologisch gefärbt. Hier er­
scheint die verkürzte Arbeitszeit unter dem Aspekte der gesellschaftlichen Umver­
teilung: Dies beginnt mit der ‘Teilhabe am gesellschaftlichen Fortschritt’, setzt sich über 
‘ein Ausgleich zwischen den Branchen’ fort oder wird als ‘Beitrag zu Arbeitsbeschaf­
fung’ gedeutet.

•  Die verbleibenden Motive im Pro-Lager kreisten um Ansichten wie ‘die Einführung der 
40-Stunden-Woche sei jetzt möglich’ oder aber blieben ganz im Allgemeinen.

Der Argumententest bestätigt die Zurückhaltung bei Ansichten, die auf der Solidarität auf­
bauen. Am wenigsten gilt dies noch für den bereits erwähnten Ausgleich der Arbeitszeit 
zwischen den Berufen bzw. Branchen. Schon deutlich kleiner sind die Ja-Anteile Einver­
standener bei der Aufgabenneuverteilung von Mann und Frau. Und noch deutlicher tritt 
diese hervor bei der Argumentation, die Arbeitszeitverkürzung sei nicht mehr als ein 
Gegenstück für den Produktivitätsfortschritt. Es mag sein, dass hier die Interview-Vorgabe 
komplizierter erschien und deshalb relativ viele Befragte passten; es mag aber auch sein, 
dass der Sachverhalt selber kompliziert ist und den eher plakativen Denkschemen einer 
Kampagne wenig zuträglich ist. Von den untersuchten Pro-Strategien versammelte das 
Argument, der verkürzte Arbeitstag erlaube es, vermehrt Kontakte zu pflegen, am meisten 
Befragte hinter sich. Als einzige Begründung der Befürworter wird es auch von einer 
Mehrheit der Bevölkerung akzeptiert. Dies trifft mit Sicherheit auf das Stress-Argument 
nicht zu. Gerade hier blieb den Initianten die Gefolgschaft über die überzeugten Ja- 
Stimmenden hinaus versagt.

2.3 Arbeitszeitfragen in der direkten Demokratie

In den vergangenen Jahren ist fünfmal über Fragen der Arbeitszeitverkürzung abgestimmt 
worden. Dabei variierten die Möglichkeit der Arbeitszeitsenkung, die Trägerschaft und die
Ja-Anteile:5

2.12.1976: 40-Stunden-Woche POCH 22%
26. 2.1976: AHV-Alter 60 POCH 21%
10. 3.1985: Ferien-Initiative SBG/SPS 35%
12.6.1987: AHV-Alter 60/62 POCH 35%
4.12.1988: 40-Stunden-Woche SBG 34%

5 VOX Nr. 5 ,3 0 ,3 5 . Z ur A bstim m ung über die 40-Stunden-W oche 1978 g ib t es keine direkt vergleich­
bare U ntersuchung.



Ob ein zeitlicher Trend vorliegt zwischen der 78prozentigen Verwerfung der 40-Stunden- 
Woche 1976 und den Abstimmungsergebnissen in der zweiten Hälfte der 80er Jahre, lässt 
sich bezweifeln. Immerhin gibt es einige andere Erklärungen:

1. Varientenfrage: Keine der vier in einer Zusatzfrage zur Auswahl gestellten grundsätz­
lichen Formen der Arbeitszeitverkürzung erhielt (in der Konkurrenzsituation) eine Mehr­
heit oder rangiert eindeutig vor allem anderen:

Die bescheidene Bevorzugung der Wochenarbeitszeit ist sicher durch die Umstände (unmit­
telbar abgelehntes Begehren, über das im Interview schon diskutiert worden ist) mitbe­
stimmt. Dennoch wird der Eindruck bestätigt, dass die Senkung der Pensionsgrenze vor 
mehr Ferien und gesenkter Wochenarbeitszeit rangieren. Wichtig ist der Hinweis auf die 
flexiblen Arbeitszeiten über das ganze Leben, die relativ hohe Präferenzen geniessen. -  Erst 
wenn der dahinterliegende Trend genügend bekannt ist, lässt sich schliessen, ob inskünftig 
ein Einzelmodell der Arbeitszeitverkürzung grössere Chancen hat. Bis jetzt müssen wir da­
von ausgehen, dass ein Mechanismus stets zum Tragen kommen kann : Die grundsätzlichen 
Gegnerinnen können durch jene, die eine andere Variante bevorzugen, verstärkt werden.

2. Konfliktlinien: Ganz unabhängig vom Niveau, auf dem sich die gesamtschweizerischen 
Ja-Anteile zu den verschiedenen Varianten der Arbeitszeitverkürzung bewegen, ergeben 
sich unter den Stimmenden regelmässig die gleichen, für Fragen der Arbeitszeit typische 
Konfliktlinien. Diese Beobachtung gilt insbesondere für die regionale Streuung. Wir kön­
nen sogar davon ausgehen, hier einen der konsequentesten Fälle für den Einfluss der regio­
nalen politischen Kultur vor uns zu haben. Dies gilt nicht nur für die Sprachregionen; selbst 
unter den Kantonen ergibt sich eine über die fünf vorliegenden Abstimmungen hinweg 
praktisch unveränderte Reihenfolge (vgl. Grafik 9).
Gleiches kann -  soweit hinreichende Umfrageergebnisse vorliegen -  auch für die Vertei­
lungen bei politischen und gesellschaftlichen Merkmalsgruppen gelten: Die linken A nhän­
gerinnen sind das primäre Potential der Vorlagen zu Arbeitszeitverkürzungen; die bürger­
lichen Anhängerschaften dagegen gehören eindeutig ins gegnerische Lager. Bis jetzt haben 
die Parteigebundenen stets gegen solche Begehren gestimmt. Wenn auch leicht schwan­
kend, so sind doch die Angestellten und Arbeiter das beste Potential für Fragen der Arbeits­
zeitverkürzung. Verständlich ist die kritische Distanz bei Landwirten und selbständig 
Erwerbenden. Quantitativ ausschlaggebend ist jedoch die stete Ablehnung bei Nicht- 
Erwerbstätigen. Dies hängt schliesslich mit der Streuung entlang des Alters zusdammen. 
Wenn jüngere Generationen mehr Ferien und kürzere Arbeitszeiten bevorzugen, können 
noch plausible Erklärungen gefunden werden. Wenn jedoch auch die Rentnerlnnen Fragen 
des AHV-Alters genauso verwerfen, verweist dies auf die Konkurrenz zwischen AHV- 
Bezügern und -Zahlenden.

3. Trägerschaft: Eine erste Differenzierung des Abstimmungserfolges ergibt sich bei glei­
chen oder ähnlichen Varianten bezüglich der Trägerschaft bzw. der politischen Konstel-

-  Senkung des Rentenalters
-  Flexible Arbeitszeiten
-  Mehr Ferien
-  Senkung der Wochenarbeitszeit

30 % in erster Priorität 
23 % in erster Priorität 
21 <% in erster Priorität
11 % in erster Priorität



Grafik 9:
Unterstützung von Initiativen zur Arbeitszeitverkürzung (1976-1988) nach Sprach- 
regionen und Kantonen

Sprachreg ion /
K anton

Initiative 
40-h-Wo. 
2.12.76 
Ja  in %

A H V  60 
26.2.78 
Ja  in %

Ferien-I. 
10.3.85 
Ja  in %

A H V  6 0 /6 2  
1 2 .6 . 8 8  

Ja  in %

40-h-Wo. 
4.12.88 
Ja  in %

Abweichung 
im  M ittel 
in %

Italienische Schweiz:
TI 36 46 56 67 59 + 23

Französische Schweiz:
JU __a) _ a) 59 65 56 + 31
GE 42 37 48 49 49 + 16
NE 30 24 46 45 46 + 9
FR 2 0 2 2 53 38 38 + 5
VD 26 2 1 41 40 37 + 4
VS 19 19 33 28 25 - 5

Deutsche Schweiz:
BS 33 23 40 40 46 + 7
BL 27 23 40 38 37 + 4
SH 23 23 35 38 35 + 1
ZH 24 2 0 35 36 37 + 1
SO 23 2 1 35 37 34 + 1
A G 18a )

18 & >
32 30 31 - 4

BE 32 30 31 - 4
ZG 2 0 17 28 28 28 - 5
U R 15 18 30 27 28 - 6
LU 15 15 28 25 27 - 7
SG 15 15 27 29 26 - 7
GL 15 16 27 27 23 - 7
TG 15 16 24 26 24 - 8

GR 1 2 16 25 31 24 - 8

SZ 13 14 24 26 2 2 - 10
AR 1 0 1 2 2 1 24 2 2 - 12
NW 1 2 1 2 2 1 2 1 18 - 13
o w 9 1 0 16 18 14 - 16
A l 5 7 1 1 14 1 0 - 20

CH 2 2 2 1 35 35 34 —

a) K anton Ju ra  noch nicht separa t, sondern  beim  K anton Bern.

lation. Es ist plausibel, dass Begehren des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes mehr 
Unterstützung erhalten als solche der äussersten Linken. Dies erklärt beispielsweise den 
um rund 12 Prozent gestiegene Ja-Anteil der 40-Stunden-Woche seit 1978. Auch beim AHV- 
Alter war -  nebst der unterschiedlichen Radikalität der Vorlage -  die andere politische 
Situation (1978 = SPS : Nein, SGB: Stimmfreigabe) entscheidend. Die Erklärung liegt in 
der zusätzlichen Spaltung des linken Potentials. Allerdings ist diese Differenzierung für 
die Mehrheitsfrage nicht entscheidend.



4. Kampagnenwirkung: Gerade bei Themen, die im Abstimmungsgeschehen nicht neu 
sind, ist die Kampagnenwirkung primär polarisiert; bestehende Haltungen werden aktua­
lisiert bzw. verstärkt ausgedrückt. Sekundär geht es darum, Unschlüssige oder noch Ab­
wartende abzuholen. Ersteres gilt vor allem für die Parteiungebundenen, die sich in der 
Konfliktsituation um ihre Partei scharen; letzteres können wir idealtypisch bei den partei­
politisch Ungebundenen vermuten. -  Zur Überprüfung dieser Hypothese wären eigentlich 
Vorbefragungen erforderlich. 1985 haben wir bei der VOX zur Ferien-Initiative die Dis­
positionen zur 40-Stunden-Woche ansatzweise abgeklärt . Unter dem Eindruck der Vor­
kampagne bzw. des Abstimmungskampfes sank die Unterstützungsbereitschaft bei der 
CVP und der FDP um rund 20 Prozent; bei der SPS stieg die Geschlossenheit an. Entschei­
dend ist jedoch, dass die parteipolitisch Ungebundenen, die 1985 noch zur Hälfte der 
wöchentlichen Arbeitszeitverkürzung positiv gegenüberstanden, offensichtlich ins Nein- 
Lager gewechselt haben.

Welches sind die Konsequenzen: An sich sind aus dieser Bilanz zwei gegensätzliche Schlüs­
se denkbar: Initiativen zu Fragen der Arbeitszeit haben in der direkten Demokratie keine 
Chance. Werden solche lanciert, liegt primär ein taktisches Interesse v o r; laufenden gesetz­
lichen oder faktischen Entwicklungen zur Beschränkung der Arbeitszeit soll politischer 
Nachdruck verschafft werden. Oder aber, die hier benannten Kriterien werden herange­
zogen, um eine vielleicht noch nicht existierende ‘Ideal-Initiative’ zur Arbeitszeitverkür­
zung zu konstruieren. Über deren Erfolgschancen wird in Kapitel 5 eingegangen.

3) Volksinitiative «Für die Begrenzung der Einwanderung»

Sämtliche wichtigen Verbände und alle Parteien m it Ausnahme der Initianten selber 
lehnten die NA-Initiative zur Begrenzung der Einwanderung ab. Praktisch überall gleich 
geschlossen folgten ihnen die jeweiligen Anhängerschaften oder Mitglieder. Die ab­
nehmende Konfliktintensität von Überfremdungsinitiativen zeigt sich auch darin, dass 
Spaltungen wie in den 70er Jahren kaum mehr sichtbar wurden. Namentlich die Arbeiter­
und Bauernschaft sind wieder mehrheitlich im Nein-Lager. Motivmässig ist dieses durch 
menschliche Beweggründe und Kosten /Nutzen-Überlegungen gekennzeichnet. Fremden­
feindlichkeit beherrscht die verbleibenden Ja-Stimmenden.

Das erste Begehren vor 20 Jahren zogen die Initianten selber zurück. Die vier nächsten 
lehnten Volk und Stände ab. Und auch der sechsten Überfremdungsinitiative -  diesmal von 
der Nationalen Aktion lancierten -  blieb am 4. Dezember ein Erfolg versagt. Wäre das 
Begehren angenommen worden, hätte -  solange die Wohnbevölkerung 6,2 Millionen Men-

6  Vgl. A nalyse der eidg. A bstim m ung vom 13.3.85, VOX Nr. 30, GfS und  FSP, Zürich 1985.



G rafik 10:
Das Stim m verhalten bei der NA-Initiative nach ausgewählten politischen M erkm als­
gruppen

M erkm al /  Kategorien Stim m verhalten 
J a  in Vo
(N  =  m ateriell S tim m ende)

2
Chi

a
G am m a

Politische Merkmale der Personen:
#  P arteib indung

-  (N A /V igilance) 94 0.05 (0.04)
-  SVP 31
-  F D P  /  LPS 33
-  CV P 34
-  L d U /E V P 28
-  GPS 35
-  SPS 36
-  (P O C H /G B /P d A ) 19
-  keine P arte ib indung 33

•  M itgliedschaften in V erbänden
-  Politische P artei 32 (0.56)
-  G ew erkschaften  (wie SG B /C N G ) 35
-  A ngestelltenverbände (wie SKV) 37 (0.54)
-  B erufsverbände (wie Gewerbe-,

oder A nw altsverband) 27 (0.07)
•  Politisches Interesse

-  hoch 30 0.05 0.19
-  m ittel 38
-  tief 31

•  V ertrauen in die Regierung
-  hoch 31 0.05 0.17
-  m ittel 31
-  tief 40

•  L inks/R ech ts-O rien tierung
-  ganz links (29) (0.44) —
-  links 29
-  m itte 37
-  rechts 34
-  ganz rechts (32)

•  N achm aterialism us-O rientierung
-  rein m aterialistische W erte 44 0.05 0 . 2 0

-  gem ischte W erte 34
-  rein nachm aterialistische W erte 28

•  T eilnahm edisposition
-  Regelmässig Teilnehm ende 33 (0.50)
-  Gelegentlich T eilnehm ende 33

. häufig 33

. von Fall zu Fall 31

. selten 43
Gesellschaftliche Merkmale der Personen:
•  G eschlecht

-  M änner 35 (0.29) —

-  F rauen 31
Fortsetzung nächste Seite



M erkm al /  K ategorien
2 «

Stim m verhalten C hi G am m a'
J a  in %
(N =  m ateriell S tim m ende)

•  A lter
-  20-39 jährige 27 0 . 0 0 0.27
-  40-64 jährige 35
-  65 -84 jährige 43

•  Schulb ildung
-  O bligatorische Schulen 46 0 . 0 0 0.40
-  B erufsschule u. ähnliches 35
-  G ym nasium , U niversität 22

•  Berufliche Stellung
-  E rw erbstä tige T ota l 32 (0.42) —

. Selbständige 24 0 . 0 0

. L andw irte 38

. A ngestellte und  B eam tinnen
in m ittle rer Stellung 30

. Ü brige A ngestellte u . B eam tin . 33

. A rbe ite rin n en 48
-  N ich t-E rw erbstätige T ota l 35 0.01 —

. in A usbildung 25

. im H au sh a lt tätig 30

. in P ension 42
•  K onfessionszugehörigkeit

-  refo rm iert 34 (0.82) —

-  K atholisch 34
-  konfessionslos 31

Merkmale des Haushaltes:
#  H au sh a ltss tru k tu r

-  E inpersonenhausha lt 38 (0.18) —
-  M ehrpersonenhaushalt ohne Kinder 35
-  M ehrpersonenhaushalt m it K indern 29

•  Z ivilstand
-  ledig 31 (0.62) —
-  verheira te t 35
-  geschieden /  verwitwet 31

Merkmale der Region:
0 Sprachzugehörigkeit

-  D eutsche Schweiz 32 (0.30) —
-  Französische Schweiz 38
-  Italienische Schweiz 37

•  S iedlungsart
-  G rossstäd t. A gglom erationen 31 (0 .2 2 ) —

-  M itte l-/k le in städ t. A gglom erationen 38
-  L andgem einden 32

T ota l (effektiv) 33

a) Z ur E rk lä ru n g  der hier verwendeten statistischen M asse siehe 6.3. Werte, die in K lam m ern 
stehen, sind  statistisch  nicht relevant. Wo n u r S triche sind, ist die Berechnung statistischer M asse 
nicht sinnvoll.



sehen überschreitet -  die Zahl der ausländischen Einwanderung höchstens zwei Drittel der 
entsprechenden Auswanderung im Vorjahre betragen dürfen. Neu wären auch der Ein­
bezug der Flüchtlinge in die Kontingentierung und die verfassungsmässige Limitierung der 
Zahl von Saisonbewilligungen und der Grenzgängerlnnen gewesen. Deutlich fiel der Volks­
entscheid aus: 732’021 Ja standen schliesslich 1’506’548 Nein gegenüber. Alle 23 Stände 
wandten sich gegen die Vorlage.
Das Besondere an der Abstimmung sehen wir weniger im Ergebnis, denn in der politischen 
Konstellation, die hierzu führte: Haben wir die Initiative für die 40-Stunden-Woche als 
Musterbeispiel behandelt für eine Polarisierung im Links/Rechts-Spektrum, so fällt hier 
die klar ablehnende Front innerhalb der politischen Elite a u f ; mit der NA versuchte ein 
alleinstehender Aussenseiter, ‘das Volk’ gegen die Regierenden zu mobilisieren. Unsere 
hauptsächliche Vermutung für das Scheitern heisst h ie r: Eine Initiative, die von der FDP, 
CVP, SPS und SVP, aber auch von den übrigen Parteien gemeinsam abgelehnt wird, hat 
nur eine A  bstimmungschance, wenn sie überdeckte parteiinterne Konflikte zum  Ausbruch 
bringen kann. Verhalten sich die Anhängerschaften jedoch parteikonform, und scheren 
die Parteiungebundenen nicht aus, bleibt der Initiative der Erfolg a u f jeden Fall versagt. 
Doch der Reihe n ach !

3.1 Die Konfliktlinien -  Das Stimmverhalten nach Merkmalsgruppen

Die Volksinitiative ‘Für die Begrenzung der Einwanderung’ stiess nicht nur in der politi­
schen Elite auf eine breite Ablehnung. M it Ausnahme der NA-Anhängerschaft selber er­
mittelten wir in keiner Bevölkerungsgruppe eine positive M ehrheit; die geschlossene Ab­
wehr verteilt sich mehr oder minder über alle Merkmalsgruppen (vgl. Grafik 10)!

•  Parteien: Die Anhängerinnen der Regierungsparteien folgten mit deutlichen Schwer­
gewichten den Nein-Parolen. Dabei sind die äusserst geringen Unterschiede erwähnens­
wert : Die ermittelten Nein-Werte schwanken von 69 Prozent bei der SVP über 67 Pro­
zent bei der FDP, 66 Prozent bei der CVP bis zu 64 Prozent bei der SPS. Bei den Klein­
parteien der Mitte, aber auch auf der linken Seite des Politspektrums resultieren 
ähnliche oder noch deutlichere Stellungnahmen. Gleiches gilt für die Stimmenden ohne 
ausdrückliche Parteibindung; sie verwarfen die Initiative im Durchschnitt von zwei zu 
eins.

•  Verbände: Aber auch hier ergibt sich kaum eine Profilierungsmöglichkeit. Wer einem 
Wirtschaftsverband angehört, votierte mit einer durchschnittlichen Wahrscheinlichkeit 
‘Nein’, -  ganz egal, ob er/sie in einer Gewerkschaft, einer Angestellten-Organisation 
oder einem sonstigen Berufsverband organisiert ist.

Ausländerfragen sind stets auch gesellschaftliche Konflikte; sie lassen sich durch die 
‘partei- und verbandspolitische Brille’ allein nicht verstehen. Wie weit wirkten die bei 
Ausländerfragen üblichen Gegensätze diesmal? Zwei Merkmalsgruppen seien heraus­
gestrichen :

•  Bildung: Absolventlnnen einer Universität oder eines Gymnasiums widersetzten sich 
am konsequentesten der Vorlage. Hier ermittelten wir einen Nein-Anteil von 78 Pro-



zen t; bei den Befragten ohne Weiterbildung nach der obligatorischen Schulzeit sinkt 
der Vergleichswert auf 54 Prozent.

#  Alter:  Stimmende im Rentenalter waren am ehesten geneigt, die NA-Initiative zu befür­
worten (57 <% Nein). Bei der jüngsten von uns ausgeschiedenen Altersgruppe beträgt 
dagegen der Nein-Anteil 73%.

Statistisch gesehen sind diese Differenzierungen signifikant und vergleichsweise von 
mittlerer S tärke; an den Mehrheitsverhältnissen ändert dies jedoch nichts. Immer wenn 
diese zwei Merkmalsgruppen herausstechen, kann der Einfluss von Werthaltungen ver­
mutet werden. Die diesmal berücksichtigten Nachmaterialismus-Orientierung kennzeich­
net denn auch die beiden Lager zusätzlich: Nehmen wir die beiden Gruppen mit reinen 
Werten, variiert der Nein-Anteil um 16 Prozent. Noch ganz schwach kann gelten: Wer der 
Regierung ‘in Bern’ nicht vertraut, stimmte eher J a ; wer nur selten zur urne geht, diesmal 
aber teilnahm, gehörte ebenfalls zu den Protestlern gegen die Ausländerpolitik.

3.2 Die Begründungsweisen -  spontan genannte Entscheidmotive

Stellt sich die Frage, wie diese Entscheide an der Urne begründet werden. Bei den Nein- 
Stimmenden  können wir drei dominante Motivmuster ausmachen (vgl. Grafik 11):

•  Anti-Rassismus: 34 Prozent der Nennungen bezogen sich auf den politischen Hinter­
grund der Vorlage. ‘Ein Nein gegen den Rassismus’, ‘gegen die Fremdenfeindlichkeit’ 
oder eine ‘grundsätzliche Absage an alle Vorlagen der NA’, waren hier typische Antwor­
ten. Randständig wurde auch die Vermengung der Asylpolitik und der Ausländerpolitik 
kritisiert. Schliesslich wurden auch positive persönliche Erfahrungen im Umgang mit 
Ausländerinnen als Nein-Motive ins Spiel gebracht.

•  Nachteile fü r  die Schweiz: 32 Prozent rückten die negativen Auswirkungen für die 
Schweiz ins Zentrum. Die meisten Begründungen beziehen sich dabei auf die W irtschaft 
oder bestimmte Branmchen wie das Gastgewerbe und der Fremdenverkehr. Andere Ant­
worten wiederum konzentrieren sich mehr aif die Schweiz als Ganzes, die entweder auf 
die Ausländerlnnnen angewiesen sei bzw. bei einer Annahme im Ausland Schaden 
nehmen würde.

•  Vorgehen: 18 Prozent schliesslich distanzierten sich weniger vom Behalt oder den Aus­
wirkungen der Initiative, sondern argumentierten zum Vorgehen: Vor allem wurde be­
stritten, Globallösungen über Initiativen würden der differenzierten Situation genü­
gend Rechnung tragen; auch wurde Kritik am Ausmass der Vorlage geäussert.

Weniger differenzierter fällt die Gliederung der Ja-Stimmenden  au s : Einmal ist die Fallzahl 
geringer; vor allem aber erscheint die Homogenität der Befürworter wesentlich grösser: 
Das einzig hier massgebliche Motivmuster lässt sich mit fremdenfeindliche H altung’ um­
schreiben : Dabei überwiegt die Nennung von Ausländern gegenüber den A sylanten; auch 
machte sich eine diffuse Überfremdungsangst ohne Erwähnung einer bestimmten Gruppe 
breit. Taktisches Ja im Sinne eines Drucks auf die Behörden, auch wenn die Vorlage nicht 
überzeugte, war sehr selten.



Grafik 11:
Spontan geäusserte Entscheidmotive bei der NA-Initaitve

M otive nach Stim m verhalten Nein- resp. Stim m ende
Ja-S tim m ende
in % der in % der
N ennungen Befragten

Nein-Stimmende
•  U ndifferenzierte Ja-M otive 9 11 
9  Gegen Rassism us 29 18
•  A sylanten sind n icht A usländer 5 4
•  F ü r Schweiz schlecht 10 6

•  F ür W irtschaft schlecht 22 13 
0  Taktisches N ein /  falscher W eg 18 12 ( 67
•  Em pfehlung durch  D ritte  1 0 
0  P aro len , B ehördenem pfehlung 4 2
•  Übrige und d iffuse K ontra-M otive 2 1
•  Keine A ngabe — 0

100

Ja-Stimmende
•  U ndifferenzierte P ro-M otive 5 1
•  Gegen Ü berfrem dung  allgem ein 25 8

•  Gegen A usländer (inkl. Saisoniers und 
G renzgänger) 36 12

•  Gegen Flüchtlinge 6  2 \  3 3

•  A usländerzahlen  beschränken /  senken 14 5
•  Taktisches J a  3 1
•  E m pfehlung durch  D ritte  0 0
•  P aro len , B ehördenem pfehlung 0 0
9  Ü brige und d iffuse P ro-M otive 11 4
•  Keine A ngabe — 0

T ota l 100 100

3.3 Ausländerfragen in der direkten Demokratie

Fünf abgelehnte ausländerfeindliche Initiativen, ein verworfenes ausländerfreundliches 
Volksbegehren und eine gescheiterte Behördenvorlage für ein neues Ausländergesetz, dies 
ist die ziemlich widersprüchliche Bilanz von fast 20 Jahren Ausländerabstimmungen in der 
Schweiz. Geht wirklich nichts, oder finden sich doch gemeinsame Erklärungsmuster im 
Stimmverhalten der Bevölkerung ? Hierzu seien zwei Gedanken geäussert:

/. Abnehmende Konfliktintensität: 1970, bei der ersten Abstimmung zu einer ‘Überfrem­
dungsinitiative’ erlebten wir «eine der wichtigsten, auch leidenschaftlichen Kämpfe in der 
schweizerischen Nachkriegszeit»7. In dieser Extremsituation erwies sich die Schweiz tief

7 Schweizerische Politik  im  Jah re  1970, hrsg. vom  FSP, Bern 1971.



gespalten: 74% (der stimmberechtigten Männer) beteiligten sich am U rnengang; 46 Pro­
zent votierten für die Initiative. Seither steht die gleiche Thematik mit schöner Regelmässig-
keit auf dem Abstimmungskalender; die Konfliktintensität hat jedoch deutlich abge-

8nommen.
•  1970 Schwarzenbach-Initiative 74 % Beteiligung 46 % Ja
•  1974 Überfremdung und Übervölkerung (NA) 70 % Beteiligung 34 % Ja
•  1977 Begrenzung der Einbürgerungen (NA) 45 % Beteiligung 34 % Ja
•  1977 Abbau Ausländeranteil (Rep.) 45 % Beteiligung 29 % Ja

Dass dies auch am 4. Dezember entscheidend war, zeigen die wesentlichen Kennzeichen 
unserer S tudie; Zwar ergeben die üblichen gesellschaftlichen Konfliktlinien -  das Alter, 
die Bildung -  Unterschiede. Doch konnte kein Ausscheren von ganzen Bevölkerungs­
gruppen (Arbeiterinnen und Landwirte) festgestellt werden. Die reduzierte Konflikt­
intensität drückt sich auch in der erhöhten Geschlossenheit unter den Parteigängern aus.

Der umgekehrte Schluss, in den 80er Jahren sei die Zeit für ein gegenteiliges Volksbegehren 
reif, war allerdings auch falsch: Wie kaum eine andere wurde 1981 die ‘Mitenand-Initiative’ 
verworfen (85,8% Nein). Die VOX-Analyse zeigte damals, dass eine veränderte Meinung 
zum Saisonier-Statut über die Spitzen der linken Parteien hinaus beschränkt b lieb: Zwar 
resultierten wieder Alter und Bildung als Differenzierungen; doch nur gerade bei den 
Hochschulabsolventen und den ganz jüngsten Generationen ergaben sich vom Schnitt 
deutlich abweichende Ja-Anteile.

2. Unterschiedliche ‘Beweislast’: Wenn 1982 auch das Ausländergesetz scheiterte, verweist 
dies vor allem auf die unterschiedliche ‘Beweislast’ bei Initiativen und Referenden. Die 
gemeinsame Front der Regierungsparteien und der wichtigsten Verbände gegen ein Volks­
begehren ist einfacher und wirkungsvoller als der Einsatz fü r  eine Vorlage. Unterschied­
liche Beweggründe auf der Nein-Seite können zum gleichen Stimmverhalten führen. Dem­
nach besteht die Chance von Aussenseitern bei Referenden in der Möglichkeit, latente 
Gegensätze innerhalb der Parteien auszunutzen. Über die beiden üblichen Konfliktlinien 
hinaus ergab die VOX-Analyse 1982 zwei markante Einbrüche: erstens, bei der Arbeiter­
schaft bzw. dem traditionellen Links-Wählerlnnen-Potential und, zweitens, im ländlichen, 
bürgerlich-konservativen M ilieu; so siedelte sich etwa die SVP-Basis klar im Nein-Lager 
an. Alles zusammen reichte, um die Referendumgsvorlage ganz knapp (50,4% Nein) zu 
Fall zu bringen.
Wenigstens nachträglich erscheint der Mechanismus erklärbar, der zur klaren Verwerfung 
der sechsten Überfremdungsinitiative geführt h a t: Wer im voraus von mehr Ja-Stimmen 
ausging, brachte entweder die Asyl- und Ausländerfrage in einen engeren Zusammenhang 
und übersah den wichtigsten Unterschied in der Meinungsbildung: primär wirtschaftlich 
kalkulierende Stimmbürgerlnnen votierten aus vergleichbaren Motiven fü r  das verschäfte 
Asylgesetz, aber gegen die NA-Initiative. Oder aber, er/sie Hess sich durch die im Vorfeld 
publizierte ‘Prognose’ zum Ausgang der NA-Initiative mehr als nötig beeindrucken. Eine 
diesbezügliche Kritik findet sich im Abschnitt 6.4.

8  A nalyse der eidg. A bstim m ung vom 13.3.1977, VOX Nr. 1, GfS und  FSP, Zürich 1977, zu den A b­
stim m ungen 1970/74 existieren keine VOX-Analysen.

9 Vgl. A nalyse der eidg. A bstim m ung vom 5.4.1981, GfS und  FSP, Zürich 1984.
10 Vgl. A nalyse der eidg. A bstim m ung vom  6.6.1982, GfS u n d  FSP, Zürich  1982.



4) «Stadt/Land-Initiative gegen die Bodenspekulation»

Hauseigentümer und Landwirte stimmten konsequent gegen die Stadt /Land-Initiative. 
Gleiches lässt sich von den Mieterinnen nicht sagen: Je nach politischen Orientierungen 
gehörten sie ins Nein- bzw. Ja-Lager. Grundsätzliche M otive und Nachteile fü r  die Betrof­
fenen dominierten die gegnerischen Beweggründe ; der K am pf der Spekulation war fü r  die 
Befürworterinnen wichtig. Der Erklärungswert des segmentierten Wohnungsmarktes fü r  
die Stimmabgabe der Mieterinnen, bleibt beschränkt. M ehr Gewicht wird den Erwartun­
gen der Mieterinnen gegeben, einmal ein Haus ihr Eigen zu  nennen.

Um die Nutzung des Bodens zu kontrollieren und die Preise au f dem W ohnungsmarkt ein­
zuschränken, erhob die Stadt/Land-Initiative drei Kernforderungen:

•  Grundstücke sollten nur noch zum Eigengebrauch oder zur Bereitstellung preis­
günstiger Wohnungen erworben werden dürfen ;

•  der Kauf von Grundstücken zur reinen Kapitalanlage oder zum kurzfristigen Weiter­
verkauf sollte verboten werden und

•  landwirtschaftliche Grundstücke sollten nur vom Selbstbewirtschafter zu einem nach 
oben limitierten Preis erworben werden können.

Profitiert hätten vor allem Mieterinnen bzw. Nicht-Eigentümer von Grund und Boden bzw. 
von Liegenschaften. Rund 70 Prozent der Bevölkerung gehören hierzu; 69,2 Prozent der 
Stimmenden und alle Stände stellten sich jedoch gegen das Begehren. Damit erlitt die 
Stadt/Land-Initiative ein ähnliches Schicksal wie die beiden anderen Volksbegehren, wel­
che die Bodenrechtsfrage stellten: 1950 die Jungbauern-Initiative, die mit 73 Prozent Nein 
scheiterte und 1967 die SPS-Bodenrechtsinitiative, die 67 Prozent der Stimmen ablehnten.

Die Frage stellt sich, wie aus scheinbaren Mehrheitsanliegen politische Minderheiten 
werden. Dies beginnt mit der Politisierung der Vorlage: Bundesrat und Parlament lehnten 
die Initiative als solche ab, stellten jedoch in einigen Teilbereichen indirekte Gegenmass­
nahmen in Aussicht. Im Abstimmungskampf empfahlen die FDP, SVP, CVP und die EVP, 
sowie die Schweiz. Arbeitgeber-Organisationen, der Vorort, der Schweiz. Gewerbeverband 
und der Schweiz. Bauernverband die Nein-Parole. Ihnen gegenüber standen die Sozial­
demokraten, die GPS, der LdU, die POCH, das Grüne Bündnis und die PdA. Flankiert 
wurden sie vom Christlich-nationalen Gewerkschaftsbund, den wichtigsten Umwelt- 
Organisationen (WWF, SNB, Naturfreunde), nicht jedoch vom Schweiz Gewerkschafts­
bund ; dieser überliess es den Einzelgewerkschaften, bestimmte Parolen zu beschliessen.

4.1 Die Konfliktlinien -  Das Stimmverhalten nach Merkmalsgruppen

Beginnen wir mit der Zusammensetzung der beiden Lager: Unterschieden sei einerseits 
die unmittelbare Interessenlage als denkbare Determinante, anderseits die politischen 
Orientierungen als wichtiger Faktor bei polarisierten Abstimmungen.



Grafik 12:
Das Stimmverhalten bei der Stadt/Land-Initiative nach Merkmalsgruppen

M erkm al /  K ategorien Stim m verhalten 
Ja  in %
(N = m ateriell S tim m ende)

C hi2
a

G am m a

Politische Merkmale der Personen:
0  P arte ib indung

-  (N A /V igilance) 59 0.00 0.62
-  SVP 13
-  F D P  /  L PS 13
-  C V P 21
-  L d U /E V P 40
-  (G PS) 75
-  SPS 64
-  (P O C H /G B /P d A ) 91
-  keine P arte ib indung 26

•  M itg liedschaften  in V erbänden
-  Po litische P arte i 21 0.01 0.31
-  G ew erkschaften  (wie SG B /C N G ) 43 0.05 0.27
-  A ngestelltenverbände (wie SKV) 27 (0.98)
-  B erufsverbände (wie G ew erbe-,

oder A nw altsverband) 22 0.04 0.24
-  M iete rinnenorgan isa tionen 44 0.05 0.38
-  U m w elto rgan isationen 46 0.05 0.29

•  Politisches Interesse
-  hoch 37 0.01 0.25
-  m ittel 26
-  tief 19

9  V ertrauen  in  die Regierung
-  hoch 21 0.00 0.42
-  m ittel 40
-  tief 48

0  L inks/R ech ts-O rien tierung
(- ganz links) 78 0.00 0.59
-  links 55
-  m itte 22
-  rechts 14
( -  ganz rechts) 15

•  N achm aterialism us-O rientierung
-  rein m aterialistische W erte 16 0.00 0.47
-  gem ischte W erte 24
-  rein  nachm aterialistische W erte 48

•  T eilnahm edisposition
-  Regelm ässig Teilnehm ende 30 (0.17) —

-  G elegentlich T eilnehm ende 28
. häufig 32
. von Fall zu Fall 23
. selten 21

Gesellschaftliche Merkmale der Personen:
0  G eschlecht

-  M änner 29 (0.29) —
-  F rauen 33

Fortsetzung  nächste  Seite



M erkm al /  Kategorien Stim m verhalten 
Ja  in %
(N =  m ateriell S tim m ende)

C hi2 G am m a 3

#  A lter
-  20-39jährige 34 (0.29) —
-  40-64jährige 27
-  65-84jährige 31

0  Schulbildung
-  O bligatorische Schulen 29 (0.35) —
-  B erufsschule u. ähnliches 29
-  G ym nasium , U niversität 35

9  Berufliche Stellung
-  E rw erbstätige T o ta l 27 0 . 0 1 0 . 2 0

. Selbständige 21 (0.23) —

. L andw irte 17

. A ngestellte und  B eam tinnen
in m ittle rer Stellung 30

. Ü brige A ngestellte u . B eam tin . 33

. A rbeiterinnen 35
-  N icht-E rw erbstätige T ota l 35

. in A usbildung 54

. im  H aushalt tä tig 35

. in Pension 32

Merkmale des Haushaltes:
0 W ohnform

-  E infam ilienhaus 21 0 . 0 0 0.36
-  M ehrfam ilienhaus 37

0 Eigentum sverhältnisse
-  M iete /  P ach t 41 0 . 0 0 0.46
-  E igentum  an unbebau tem  L and 16
-  E igentum  an  anderen  H äusern 13
-  E igentum  am  eigenen H aus 19

Merkmale der Region:
0 Sprachzugehörigkeit

-  D eutsche Schweiz 31 (0.57) —
-  F ranzösische Schweiz 29
-  Italienische Schweiz 38

•  S iedlungsart
-  G rossstäd t. A gglom erationen 33 0 . 0 0 0 . 2 1

-  M itte l-/k le in städ t. A gglom erationen 35
-  Landgem einden 25

0 A nsässigkeit
-  weniger als 5 Ja h re  am  O rt 43 0 . 0 0 0.34
-  m ehr als 5 Ja h re  am  O rt 28

a) Z ur E rk lärung  der hier verwendeten statistischen M asse siehe 6.3. Werte, die in K lam m ern 
stehen, sind statistisch n icht relevant. Wo nur Striche sind, ist die B erechnung statistischer Masse 
nicht sinnvoll.



1. Unmittelbare Interessenlage: Die hauptsächliche Spaltung konnten wir zwischen Eigen­
tümern und Landwirten auf der einen Seite und M ieterinnen /  Pächterlnnen auf der an­
deren Seite erwarten.

#  Hauseigentümer: Wer das Wohnhaus sein Eigen nennt, zählte zu den klaren Gegnerin­
nen; hier votierten 81 Prozent mit Nein. Wer darüberhinaus Eigentum an anderen 
Häusern hat, stand der Vorlage noch um eine Spur negativer gegenüber (87% ); auch 
die Eigentümer von unbebautem Land reihten sich praktisch nahtlos in die Nein-Front 
ein (84%).

#  Landwirte: Sie waren durch die Vorlage speziell betroffen und von beiden Seiten stark 
umworben. Wenn diese Bevölkerungsgruppe für den Ausgang der Abstimmung quanti­
tativ auch nicht entscheidend ist, so bleibt doch kein Zweifel an der Haltung der Bauern­
schaft offen. Auch hier ermittelten wir einen Nein-Anteil von 83 Prozent.

•  M ieterinnen: Sie stimmten gemäss Umfrage nur zu 41 Prozent für die S tadt/Land- 
Initiative. Zwar unterscheiden sie sich damit von den beiden anderen Interessen­
gruppen, doch bleibt die Mehrheit der Mieterinnen, die Nein gestimmt hat, erklärungs­
bedürftig.

2. Parteibindungen: Auch im Links/Rechts-Spektrum bzw. bei der Parteibindung ergeben 
sich bedeutsame Polarisierungen. Offensichtlich fand die Initiative über das eigentlich rot­
grüne Wählersegment hinaus nur wenig Unterstützung. Bei der SPS (64% Ja), den Grünen 
und der äussersten Linken können wir von positiven Mehrheiten ausgehen. Aber schon 
bei den Umweltorganisierten (54% Nein) und den Gewerkschafterlnnen (56% Nein) er­
geben sich andere Mehrheiten. Verwiesen sei schliesslich auf den Zusammenhang von 
Stimmabgabe und W ertorientierungen: Bei den Nachmaterialistlnnen ermittelten wir zwei 
praktisch gleich starke Lager (52% Nein).

3. Kombination: Die meisten anderen gesellschaftlichen Merkmale (wie Geschlecht, Alter, 
Bildung, Beruf) ergaben bei der Stadt/Land-Initiative keine verallgemeinerungsfähigen 
Unterschiede. Wenn die Zahlen beim Beruf leicht differierten, ist dies vor allem auf die 
beiden oben skizzierten Faktoren zurückzuführen. Deren Kombination muss also helfen, 
das Abstimmungsergebnis zu analysieren: Zu diesem Zweck haben wir eine Zusammen­
stellung der kontrastreichen Gruppen unter den stimmenden M ieterinnen gemacht. Einer­
seits wählten wir jene Mietergruppen aus, die mehrhetlich Ja stimmten (in der Folge: ‘kon­
sequente M iterlnnen’), anderseits wurden jene ausgegliedert, die noch über dem Gesamt­
durchschnitt gegen die Stadt/Land-Initiative votiert haben ('inkonsequente M iterlnnen’).

•  ‘Konsequente M iterlnnen’: Je grösser das politische Interesse ist, desto eher findet sich 
ein konsequentes Stimmverhalten. Dieses darf allerdings nicht mit einem grundsätzli­
chen Vertrauen in die Regierung gekoppelt sein. Es versteht sich von selbst, dass eine 
solch kritisch aktive Distanz verbreiteter ist bei linken und grünen Anhängerschaften 
und mit Wertorientierungen hin zu nachmaterialistischen Präferenzen zusammengeht. 
Auch die Mitglieder eines Mieterverbandes, einer Umweltorganisation oder einer 
Gewerkschaft stimmten konsequenter.



Grafik 13:
‘Konsequente und inkonsequente Mieterinnen’ aufgrund des Stimmverhaltens bei der 
Stadt/Land-Initiative

‘K onsequente M ie te rinnen ’ ‘Inkonsequente M ie te rinnen’
Ja M erkm alsgruppen Ja M erkm alsgruppen

82 % G P S -S ym path isan tlnnen 2 0  % S V P -S ym path isan tlnnen
74 % S P S -S ym path isan tlnnen 2 2  % M ateria lis tlnnen
69 % Studierende 23 % F D P -S ym path isan tlnnen
63 % L inke O rientierungen 24 % R echte O rientierungen
60 % Kein R egierungsvertrauen 25 % M itte  O rientierungen
59 % M itgl. U m w elto rgan isation 27 % M it R egierungsvertrauen
58 % N achm ateria listlnnen 27 % C V P -S ym path isan tlnnen
56 % M itgl. M iete rinnenorgan isa tionen 29 % Regelmässig T eilnehm ende
51 % G ew erkschafte rlnnen 29 % H äufig  T eilnehm ende
50 % N icht O rtsansässige 30 % M ittleres politisches Interesse
50 % Politisch  In teressierte 31 % E infam ilienhäuser

•  ‘InkonsequenteM ieterinnen’: Geradezu gegenteilig ist das Profil der Mieterinnen, die 
gegen die Stadt/Land-Initiative votiert haben. Deren Charakteristiken sind : Bürgerli­
che Parteibindungen, rechte, aber auch gegen die Mitte hin zentrierte politische Orien­
tierungen, gekoppelt mit materialistischen Wertprioritäten. Einher geht eine solche 
Ausrichtung auch mit einem überdurchschnittlichen Regierungsvertrauen und regel­
mässiger oder häufiger Teilnahme an Abstimmungen.

4.2 Entscheidmotive in beiden Lagern

Wie begründen die Handelnden ihren Entscheid selber ? Die auch hier gestellte M otivfrage 
ergibt (vgl. Grafik 14):

•  Nein-Stim m ende: Bei den Gegnerinnen dominieren grundlegende Wahrnehmungen 
gegen die Vorlage. Sie wurde sehr häufig als ‘Angriff auf die Freiheit(srechte)’ bzw. ‘die 
Eigentumsgarantie’ verstanden oder mit dem Etikett ‘Verstaatlichung von Grund und 
Boden’ oder ‘des Wohnungsmarktes’ versehen. Allein zu dieser Motivgruppe können 
fast zwei von fünf Nein-Stimmenden eingeordnet werden. An zweiter Stelle erwähnt 
sei eine Motivgruppe, die mehr auf dem Stil des Kosten/Nutzen-Denkens basiert und 
von offensichtlichen Nachteilen für Landwirte, Haus- und Grundeigentümern handelt 
(14%). Daneben fand sich noch relativ häufig, dass der mit der Initiative erhobene A n­
spruch in der Praxis nicht durchsetzbar sein werde. Allerdings gilt es hier auch noch 
auf eine Besonderheit hinzuweisen: Dass Eigentumsfragen auch tabuisiert sind, zeigt 
sich in der ausserordentlich hohen Antwortverweigerung unter den Nein-Stimmenden. 
Fast jede(r) Dritte mochte in unserem Gespräch nicht angeben, weshalb er/sie gegen 
die Vorlage gestimmt h a tte !



Grafik 14:
Spontan geäusserte Entscheidmotive bei der Stadt/Land-Initaitve

M otive nach Stim m verhalten N ennungen Verbreitung 
in % der in % der 
Ja  resp. S tim m enden 
Nein T ital 
(M ehrfachnennungen  m öglich)

Nein-Stimmende \

•  U ndifferenzierte  K ontra-M otive 29
2 0  l

•  A n g riff  a u f  G reiheit 25 l?  /
#  G egen V erstaa tlichung 14 io  1
•  N achteile fü r bestim m te G ruppen  (wie L andw irte , l

H aus- oder B odeneigentüm er) 14 8  )  69
•  D urchsetzbarkeit nicht m öglich 6

4  1•  G egenm assnahm en genügen 1 1 1

•  E m pfehlung du rch  D ritte 0 0  \
•  P aro len , B ehördenem pfehlung 2 1 1

•  Ü brige und  d iffuse  K ontra-M otive 9
6  /•  Keine A ngabe — 1 /

T o ta l 1 0 0

Ja-Stimmende \

•  U ndifferenzierte  Ja-M otive 1 1
3  1

•  Gegen Spekulation  allgem ein 40 1 2  1

•  F ü r günstige M ieten 14 5 /
•  G egen hohe Bodenpreise 1 2

4  f#  G egen T euerung 4 1 \
•  Schutz der L andw irtschaft 8 3 /  31
•  Schutz der U m w elt 4 1 I
•  G egenm assnahm en sind zu schw ach 3 1 \
•  E m pfeh lung  durch  D ritte 0 0  I
•  P aro len , B ehördenem pfehlung 0 0  I
•  Ü brige und  d iffuse  P ro-M otive 4 1 /
•  Keine A ngabe — 0  /

T o ta l 1 0 0 1 0 0

•  Ja-Stimmende: Zwar findet sich auf der Seite der Befürworter eine derartige Verweige­
rungshaltung überhaupt n ich t; aber auch hier dominieren die relativ plakativen Be­
gründungsweisen : Der ‘Kampf der Spekulation’ wurde bei weitem am häufigsten ge­
nannt. Es folgen erhoffte wirtschaftliche Vorteile (Mietzinsen, Bodenpreise, Teuerung 
allgemein), der Schutz der Umwelt oder der Landwirtschaft.

Bewusstseinsmässig spielten auch hier die Gegenmassnahmen, die in Aussicht gestellt wur­
den, keine herausragende Rolle. Gleiches gilt für die unmittelbare Behördenempfehlung 
und die Parteiparolen. Indirekt, als Grundstimmung die sich in einem Motivtest nicht zwin­
gend widerspiegeln muss, schätzen wir deren Beitrag zum Abstimmungsausgang jedoch 
höher ein.



4.3 M ieterinnen  -  eine einheitliche politische Gruppe ?

In Miete leben, ist ein rechtlich umschriebener Zustand. Mieterinnen automatisch als ein­
heitliche Interessengruppe aufzufassen, wäre jedoch falsch.

1. Wohnungsmarkt: Dies beginnt beim segmentierten Wohnungsmarkt, der stets bestimm­
te Teile privilegiert. Wer schon länger in seiner Wohnung ist, profitiert verhältnismässig. 
Es sind insbesondere die neueinsteigenden Mieterinnen, die besonders benachteiligt sind. 
Gegen eine solch allgemeine Interpretation spricht, dass weder das Alter noch die Orts­
ansässigkeit das Stimmverhalten der Mieterinnen hinreichend kontrastiert hat. Auch 
stimmten Kantone mit starker Wohnungsnot praktisch im Schnitt gegen die Vorlage. 
Schliesslich waren die Mieterinnen gerade beim Gegenvorschlag zur 2. Mieterschutz­
initiative eine wesentlich homogenere Gruppe ■

2. Entscheide unter unvollständiger Inform ation: Dies kann als weiterer Ansatz für die 
Interpretation herangezogen werden. Die Möglichkeit, einmal eine Erbschaft anzutreten, 
kann ein Grund sein, gegen die ‘unmittelbare Interessenlage’ zu votieren. Vor allem verbrei­
tet ist aber auch die Orientierung an der nächst höheren Sozialgruppe: der Wunsch, einmal 
ein Haus sein Eigen zu nennen ist ein weiterer Zukunftsfaktor, der das Verhalten heute 
bestimmen kann. Gerade wenn Mieterinnen, die in einem Einfamilienhaus leben, zu den 
‘Inkonsequentesten’ zählen, verweist dies in diese Richtung.

Hinzuweisen gilt es schliesslich auf die Spaltung in der politischen Elite. Die Polarisierung 
über die Parteibindungen mobilisierte Loyalität und Gewohnheiten im Abstimmungsver­
halten, die auch unabhängig von einer bestimmten Vorlage gelten. Wie weit gerade solche 
Gedanken verallgemeinerungsfähig sind, ist Gegenstand des letzten Kapitels.

11 Vgl. A nalyse der eidg. A bstim m ung vom 7.12.1986, VOX Nr. 31, G fS und  FPS, Zürich 1987. 
Die erste A bstim m ung über die M ieterschutz-Initiative fällt ausser B etracht, da  dam als gleichzeitig 
über ein Volksbegehren und  der G egenvorschlag abgestim m t wurde. Dies bew irkte eine ‘künstliche’ 
S paltung der M ieterinnen.



5. Beliebt und chancenlos? 
Generelle Überlegungen zum Abstimmungserfolg von Initiativen

Initiativen haben nur geringe Chancen, angenommen zu werden; dies müsste jedoch nicht 
sein! Zwei im Alltag häufig verwendete Faustregeln fü r  deren relativen oder absoluten Er­
folg, lassen sich im empirischen Test nicht oder nur teilweise bestätigen. Weder die geringe 
Polarisierung, noch die Geschlossenheit der unterstützenden Partei(en) sind hinreichende 
Faktoren des Erfolgs. Betont wird dagegen die notwendige Unterstützung durch die partei­
ungebundenen Bürgerinnen. Zwei unterschiedliche Potentiale sind hier in den letzten acht 
Jahren entscheidend gewesen: die stark umweltorientierte bzw. die mehr an materiellen 
Verbesserungen orientierte Gruppe.

Was W ählerinnen wann warum wollen, interessiert nicht nur die Wissenschaft. Auch Prak- 
tikerlnnen stellen sich diese Fragen vor jedem Urnengang. Bei Wahlen sind die Empfehlun­
gen, welche aus generalisiertem Wissen abgeleitet werden können, schon treffsicherer ; 
die Abstimmungsforschung dagegen hat angesichts der Themenfülle, des Variantenreich­
tums von Lagerbildungen und den stark unterschiedlichen Abstimmungskämpfen mehr 
Mühe, zu gültigen Schlüssen zu gelangen.
Zuerst ist dieser Weg über soziologische Ansätze gesucht worden." Danach strukturieren 
zentrale Spaltungen in westeuropäischen Gesellschaften (wie die Gegensätze zwischen den 
Regionen, den Konfessionen, den Sprachen und den Schichten) nicht nur das Parteien­
system; unterstellt wird, dass wiederkehrende Abstimmungsmuster in der Zeit, in ver­
schiedenen Landesteilen und bei verschiedenen Themengruppen existieren. Auf welchem 
Ja/Nein-Niveau die typischen Gegensätze stattfinden, blieb jedoch weitgehend ungeklärt; 
diesem Ansatz kommt deshalb kaum prognostischer Wert für die Annahmechance von 
Initiativen zu. -  Vermehrt wird auch versucht, über ökonomische Ansätze  das Stimmver-

14halten zu erklären . Dabei wird der ‘homo oeconomicus’, der seinen eigenen Nutzen m a­
ximiert und die Kosten minimiert, auf die Politik übertragen. Ferner wird dem Handeln der 
wirtschaftlichen Interessenverbände und der ökonomischen Gesamtsituation eine hervor­
ragende Bedeutung eingeräumt. Wie unsere Überlegungen bei der 40-Stunden-Woche, vor 
allem aber bei der Stadt/Land-Initiative gezeigt haben, kennt auch dieser Ansatz Grenzen. 
Das Verhalten an der Urne wird nebst der Interessenlage auch durch Werthaltung und 
parteipolitische Orientierungsweisen geleitet, die mit der wirtschaftlichen Rationalität 
alleine nicht erklärt werden können.

12 E inen gerafften  Ü berblick g ib t: W. B ürklin, W ahlverhalten und  W ertwandel, O pladen 1988.
13 Vgl. v.a. R. N ef, B undesabstim m ungen (1950-1977), Zürich 1977, D. Joye : S tructures politiques 

et structures sociales. These, Geneve 1984.
14 Vgl. vor a llem : F. Schneider, D er E influss der W irtschaftsverbände a u f  die P olitik , Bern und 

S tu ttg art 1985.



Grafik 15:
Schematisierte Darstellung der Hauptakteure und Hauptkonstellationen im 
Konfliktfrontenmodell

KONFLIKT-MODELL

Sym pathisanten

Regierungs­
parteien

Kleine Parteien

SVP F D P

□ □
CVP * SPS

□

W irkung

Polarisierung und  
meist parteiin terne 
G eschlossenheit, 
jedoch  Tendenz zur 
N eutralisierung

Parteiunge­
bundene

‘rechter
E ntscheid ’

z.B.
40-Stunden-
Woche

‘linker
Entscheid’

z.B.
Preisüber­
wachung

Zünglein an  der 
Waage. Entscheid  
fü r Endergebnis 
m assgeblich

KONSENS-M ODELL

Sym pathisanten W irkung

R egierungs­
parteien

Kleine Parteien

SVP

□

FD P

. z

□

C V P SPS

_ Z I

□ □
geringe G esch lossenheit: 

z.B. ‘A usverkauf der H eim at’

Zusam m enschluss 
G rad  der G eschlos­
senheit fü r E n d ­
ergebnis m assgeb­
lich.

□

Parteiunge­
bundene

hohe G esch lossenheit: 
z.B. ‘Begrenzung der E inw anderung’

G rad der G eschlos­
senheit m assgeblich.



5.1 Die Annahmen des Konfliktfronten-M odells

Das in der Folge vorgeschlagene ‘Konfliktfronten-M odell’ berücksichtigt die A rt der Politi­
sierung, das Verhalten der Parteianhängerschaften und die Rolle des wachsenden Poten­
tials, das sich von den Parteien verabschiedet hat. Da am 4. Dezember 1988 drei Initiativen 
gescheitert sind, beschränken wir uns hier auf die Anwendung auf Volksbegehren. Im Zeit­
raum 1981 bis 1987 liegen 20 Fallstudien vor, bei denen alle relevanten Angaben vorhanden 
sind.
Insgesamt haben es bis jetzt erst neun Volksbegehren geschafft, angenommen zu werden; 
im betrachteten Zeitraum sind es zwei: Die Preisüberwachungsinitiative (1982) mit 56 Pro­
zent der Stimmenden und die Rothenthurm-Initiative mit 58 Prozent (1987). Für die Ab­
schätzung der indirekten Wirkungen ist der Ja-Anteil nützlich. Es gilt vergröbert: Je höher 
dieser ist, desto grösser sind die Chancen, im voraus oder nachhinein Erfolge zu erzielen. 
In der Tat variiert dieser Wert bei den abgelehnten Volksbegehren zwischen 16 Prozent Ja 
bei der Mutterschaftsinitiative (1985) und knapp 50 Prozent beim Ausverkauf der H eim at’ 
(1984); diese beträchtliche Differenz ist denn auch erklärungsbedürftig.

Das Konfliktfronten-M odell berücksichtigt in der vereinfachten Form die folgenden 
A kteure:
•  Das Abstimmungsgeschehen wird einmal durch die politische Konstellation beein­

flusst. Der Einfachheit halber konzentrieren wir uns auf die Position der Regierungs­
parteien.

•  Deren Anhängerschaften sehen wir jedoch nicht als ‘mechanistisch’ reagierendes A n­
hängsel ; je nach Situation fällen sie unterstützende oder abweichende Entscheide.

•  Ferner tragen wir den Neuentwicklungen im schweizerischen Elektorat Rechnung, 
indem wir die stärker werdende Gruppe der parteipolitisch Ungebundenen besonders 
betrachten.

Von einer Konsenssituation sprechen wir, wenn im Regierungslager Einigkeit herrscht, d.h. 
eine Initiative von allen grösseren Parteien abgelehnt wird. Von einer Konfliktsituation  
sprechen wir, wenn das Regierungslager gespalten ist, d.h. eine Vorlage von (mindestens) 
einer der vier Bundesratsparteien lanciert worden ist bzw. aus grundsätzlichen oder tak­
tischen Überlegungen unterstützt wird. Dabei handelt es sich bisher entweder um eine Tei­
lung im konfessionellen Spektrum oder aber um Verteilungs-, Minderheiten- oder ökolo­
gische Konflikte, wo die SPS normalerweise eigene Wege beschreitet.

5.2 Ein empirischer Test

Zwei, im politischen Alltag häufig zitierte Aussagen finden im empirischen Test keine 
hinreichende Bestätigung. Die erste betrifft die K onfliktart:

Hypothese 1:

Für den Ja-Anteil einer Initiative ist die Konfliktart entscheidend. Je geringer die 
Polarisierung ist, desto grösser sind die Erfolgschancen.



Konsenssituationen entstehen bei Initiativen nur als gemeinsame Ablehnung eines Begeh­
rens. Dann sind die Aussichten für eine Initiative besonders gering; es resultieren nicht 
mehr als mittlere Ja-Anteile (Vivisektion; Begrenzung der Einwanderung). Die einzige 
Chance der Aussenseiterlnnen besteht darin, verdeckte parteiinterne Konflikte aufzu­
spüren und damit den Grad der Geschlossenheit aufzubrechen. Dies mag als Erklärung 
des relativen Erfolgs der Initiative ‘Ausverkauf der Heimat’ herangezogen werden.
Ein augenfälliger Zusammenhang zwischen polarisiertem Konflikt und dem Abstimmung­
serfolg besteht nicht. Völlig erfolgreich waren die Preisüberwachungsinitiative und die 
Rothenthurm-Initiative; beide haben, ganz ähnlich wie die Energieabstimmungen 1984 
und das Rüstungsreferendum, die politische Elite stark gespalten. Dennoch resultierte ein 
hoher Ja-Anteil. Umgekehrt gibt es sowohl bei konfessionellen Spaltungen als auch Gegen­
sätzen im Links/Rechts-Spektrum genügend Beispiele, die zeigen, dass polarisierte Vor­
lagen erfolglos blieben.

Eine modifizierte Interpretation stellt nicht nur auf das Verhalten der Parteispitzen ab. 
Diese beschliessen ihre Parolen, indem sie der Willensbildung im Parlament folgen (Frak­
tionsorientierung), die Stimmung in der eigenen Sympathisantenschaft aufnehmen (Basis­
orientierung) oder aber einen überraschenden Abstimmungserfolg wittern (Mehrheits­
orientierung). Was die Anhängerschaft an der Urne beschliesst, braucht nicht deckungs­
gleich zu sein. Entsprechend heisst die zweite Vermutung:

Hypothese 2:

Für den Ja-Anteil einer Initiative ist die parteiinterne Geschlossenheit entscheidend.

Die positiven Beispiele (Rothenthurm, Preisüberwachung, aber auch die beiden Energie­
abstimmungen) können nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Parteikonformität inner­
halb der CVP bei der Initiative beim ‘Recht auf Leben’ und innerhalb der SPS bei der 
Ferien-Initiative und der 40-Stunden-Woche sehr hoch waren. Dennoch ergaben sich bei 
diesen Vorlagen nicht mehr als mittlere Ja-Anteile. Am ehesten gilt der postulierte Zusam­
menhang in negativer F orm : Gerade wenn die parteiinterne Geschlossenheit gering ist, sind 
die Erfolgschancen einer Initiative sehr bescheiden. Hierzu zählen die ‘Mitenand-Initia- 
tive’, wahrscheinlich auch die Mutterschafts- und Lehrwerkstätten-Initiative; in diesen 
Fällen setzte sich die SPS-Spitze für ein Ja ein, ohne klar ersichtliche Mehrheiten unter 
den Sympathisantlnnen zu gewinnen: Alle drei Vorlagen scheiterten mit weniger als 20 Pro­
zent Unterstützung und blieben damit gar hinter dem linken Potential in der Schweiz.

Als dritte, in der politischen Praxis häufig vernachlässigte Hypothese bringen wir ein :

Hypothese 3:

Für die Unterstützung einer Initiative ist die Haltung der parteiungebundenen 
Bürgerinnen entscheidend.

Da in der Schweiz keine Gruppierung alleine über eine Mehrheit verfügt, stellt sich die 
Frage der Allianzbildung. Im beobachteten Zeitraum ist es nicht vorgekommen, dass zwei



Regierungsparteien eine Initiative unterstützten; weder bei konfessionellen noch bei linken 
Oppositionsforderungen ist eine solche Ausgangslage ernsthaft zu erwarten. Also muss die 
Partnersuche anders verlaufen: Das grösste Potential findet sich bei den Partei­
unabhängigen. In der Gesamtbevölkerung machen sie gegenwärtig mehr als die Hälfte a u s ; 
unter den Teilnehmenden beträgt ihr Anteil bisweilen ein Drittel. Der empirische Test (vgl. 
Grafik 16) verweist denn auch auf einen sehr engen Zusam m enhang: Praktisch identisch 
sind die definitiven Ja-Anteile bei den Stimmenden und den Parteiungebundenen. Dies gilt 
für die beiden akzeptierten Volksbegehren. Aber auch bei den anderen betrachteten 18 Ini­
tiativen ist die Übereinstimmung auffällig hoch.

Mit welchen Themen sind die Parteiungebundenen zu gewinnen ? Gehen wir hierzu von 
den sechs Initiativen aus, die angenommen worden sind, oder einen hohen Ja-Anteil erzielt 
haben, lassen sich zwei Vermutungen formulieren:

•  Initiativen können unter den Parteigebundenen das Umweltpotential ansprechen. Wir 
sehen dies insbesondere erfüllt bei der Rothenthurm-Initiative, aber auch bei der Atom- 
und Energie-Initiative. Gemeinsam ist allen drei Forderungen, dass sie sich gegen eine 
Fehlentwicklung gerichtet haben.

•  Initiativen können sozial Benachteiligte ansprechen, die durch die üblichen Organisa­
tionsformen der Parteien fallen. Erhoffen sie sich materielle Vorteile, sind sie ein Poten­
tial für Initiativen. Dies sehen wir insbesondere bei der Preisüberwachungsinitiative er­
füllt; über eine ‘präventive Sparwirkung’ kann der Zusammenhang aber auch beim 
Rüstungsreferendum vermutet werden.

5.3 «Die drei P» -  die neue Erfolgsformel

«Die drei P», so heisst die Erfolgsformel für Initiativen in kürzester F orm : Das erste ‘P ’ 
steht für Parolenspiegel und spricht die Konfliktsituation a n ; minimal eine unterstützen­
den Regierungspartei ist die erste Stufe für einen Erfolg. Das zweite ‘P ’ spricht die eigenen 
Parteigängerlnnen a n ; eine überdurchschnittliche Geschlossenheit bildet die zweite Stufe. 
Das dritte ‘P ’ verweist auf die Parteiungebundenen: deren Entscheid ist die dritte Stufe 
für ein gutes Abstimmungsergebnis. Im Gegensatz zu den verbreiteten Meinungen, die sich 
auf das erste oder das zweite ‘P ’ konzentrieren, erachten wir diese beiden nur als not­
wendige, jedoch nicht hinreichende Voraussetzungen. Ohne das dritte ‘P ’ allerdings läuft 
in der für eine Initiative üblichen Konfliktsituation nichts Ausserordentliches!

15 A uch die SP-R eichtum ssteuerinitiative, die über 40%  der S tim m en erzielte, kann  so in terpretiert 
werden. Auch ohne genaue U ntersuchungsergebnisse können wir davon ausgehen, dass die Linken 
geschlossen d afü r gestim m t haben, die bürgerlichen A n hängerinnen  dagegen w aren und  die m ate­
riell interessierten P arteiungebundenen wegen den U m verteilungsaspekten Ja  votiert haben.
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6) Methodischer Steckbrief der Untersuchung

Das Forschungskonzept, die Stichprobe und die Datenanalyse sind die Voraussetzungen 
fü r  die Qualität und Aussagekraft der Interpretation einer Untersuchung. Diese drei 
methodischen Faktoren seien in der Folge kurz erläutert. Kritisiert wird auch das übliche 
Vorgehen bei Abstimmungsprognosen: 4 einfache Kontrollpunkte werden als minimale 
Checkliste genannt.

6.1 Das Forschungskonzept

Der standardisierte Ansatz der VOX-Analysen ist darauf angelegt, die zentralen Verhaltens­
weisen bei Abstimmungen (Teilnahme, Sachentscheid), die wichtigsten Beweggründe hier­
für (Motive und Argumentenunterstützung) und die zentralen Voraussetzungen wie das 
Wissen über die Vorlagen und die Kenntnisse der Parolen zu erfassen. In der vorliegen­
den Studie ist dieser Teil in verschiedener Hinsicht erweitert worden (vgl. Grafik 17). 
Nur 10 bis 15 Prozent der Stimmberechtigten sind Mitglied einer Partei. Diese Gruppe, 
aufgeteilt auf mehr als ein Dutzend im Parlament vertretenen Parteien, ergäbe keine sinn­
vollen Grössenordnungen für unsere Untersuchungen. Deshalb orientieren wir uns am 
Konzept der Parteibindungen. Dieses richtet sich in erster Linie nach der Identifikation 
mit einer Partei als Ganzes, ihren politischen Zielen oder den hauptsächlichen Repräsen­
tantinnen. Sie kann auch als ‘psychologische Mitgliedschaft’ aufgefasst werden. Die zu­
nehmende Zahl parteipolitisch Ungebundener (1986 Höchststand mit 57%) verlangt zu­
nehmend, die politischen Orientierungen jenseits der Parteibindung zu strukturieren. Hier­
zu haben wir zwei zentrale Werthaltungen eingeführt:

•  Links/Rechts-Orientierung 8: Die Befragten mussten sich auf einer Skala von 0 bis 10 
bzw. von ‘links’ bis ‘rechts’ selber einstufen. Um genügende Fallzahlen zu erhalten, 
haben wir einige Zusammenlegungen vorgenommen. Die Verteilungen lau ten : ‘ganz 
links’ 4% ; ‘links’ 24 % ; ‘in der Mitte’ 30% ; ‘rechts’ 23 % ; ‘ganz rechts’ 3 % ; ‘weiss 
nicht’ 13% und ‘keine Angabe’ 3 %.

19•  Nachmaterialismus-Orientierung : Verwendung fand die seit 1983 in der Schweiz ein­
gesetzte Nachahmung der Inglehart-Skala. Dabei mussten die Befragten aus sechs poli­
tischen Zielen jene zwei auswählen, denen ihrer Meinung nach die höchste Priorität 
zukommt. Je nach Auswahl ergeben sich ‘rein materialistische Werte’ (8%), ‘gemischte 
Werte’ (total 62%) und ‘rein nachmaterialistische Werte’ (30%).

•  M itgliedschaften: Darüber hinaus wurde die Mitgliedschaft in 10 politikrelativen Orga­
nisationen erhoben. Je nach Abstimmungsgegenstand sind diese in der Untersuchung 
berücksichtigt worden. Wer in gar keiner von diesen Gruppierungen Mitglied war, gilt 
aus ‘unorganisiert’.

16 Vgl. C. L o n g ch am p : «D ie VOX-Analyse als Beispiel politischer Sozialforschung», i n : M a rk tfo r­
schung Schweiz. H an d b u ch  1988/1989, E insiedeln 1987.

17 C . L ongcham p, R. S tä m p fli: Politische K ultur im W andel. K onzept zur Z usatzun tersuchung  VOX 
882, FSP, Bern 1988.

18 Vgl. D. S id jansk i et a l . : Les Suisses et la politique, Berne et F rancfo rt 1975.
19 R. Inglehart, T he Silent Revolution. C hanging Values and  Political Styles am ong W estern Publics. 

P rinceton  1977.



Grafik 17:
Forschungskonzept der VOX-Analyse zur eidg. Abstimmung vom 4. Dezember 1988

Person H aushalt Region

-  G eschlecht -  H aushaltsgrösse und -Struktur -  K antonszugehörigkeit
-  B ildung, Erw erb und B eruf -  E igentum s- und  Besitzverhält- -  Sprachzugehörigkeit
-  Konfession msse -  S tad t/L an d -K o n tin u u m

A llgem ein abstim m ungsrelevante D ispositionen

-  politisches Interesse, R egierungsvertrauen
-  politisches W ertsystem (L inks/R ech ts- bzw. N achm aterialism us-O rientierung) 

-politikrelevante  M itgliedschaften
-  P arteib indung, Teilnahm ebereitschaft

________________ i ________________
A ktualisierungen  durch  den  A bstim m ungskam pf

-  M ediennutzung und  D iskussionspartnerinnen
-  P arolenbeachtung und -kenntnisse

-  W ahrnehm ungsw eisen der Vorlagen
-  persönliche B etroffenheit und  Entscheidungsschw ierigkeiten

_________________________________T
H andlungsw eisen bei der A bstim m ung

-  Verhaltens- und  Begründungsw eisen zum  Teilnahme- und  Sachentscheid
-  A rgum entenunterstü tzung

Bemerkung: G enann t sind n u r die in diesem  Bericht berücksichtig ten  D im ensionen.



Für die hier beschriebene Konzeption verantwortlich zeichnen das GfS-Forschungsinstitut 
(Standardteil) und das Forschungszentrum für schweizerische Politik an der Universität 
Bern (Erweiterung). Nur die abstimmungsbezogenen Zusätze sind in die vorliegende Arbeit 
aufgenommen worden. Im Schlussbericht zum «Wandel der politischen Kultur» in der 
Schweiz wird deren Gesamtheit ausgebreitet.

6.2 Die Stichprobe

Das GfS-Forschungsinstitut besorgte die Umsetzung der Untersuchung. Die Feldarbeit 
umfasste 1020 Schweizer Bürgerinnen. Die Befragungen fanden zwischen dem 5. De­
zember 1988 und dem 7. Januar 1989 statt. Die Bildung der Stichprobe erfolgte in zwei 
Schritten, die Zufalls- und Quotenelemente berücksichtigen:

#  Befragungszentren: Mittels eines Zufallsverfahrens wurden 100 Ortschaften in der 
deutschen, französischen und italienischen Schweiz ausgesucht; dabei waren die Vertei­
lungen nach Sprachgruppen und im Stadt/Land-Kontinuum vorgegeben.

•  Befragte Personen: In jedem Befragungszentrum fanden 10 Interviews statt. Die Aus­
wahl der Personen besorgten die Interviewerinnen selber. Dabei hatten sie sich an 
Vorgaben zu Geschlecht, Alter und Beruf zu halten, die den Verteilungen aus der Volks­
zählung entsprechen. In die Untersuchung flössen nur Schweizer Bürgerinnen ein.

Das GfS-Forschungsinstitut hat jedes zehnte Interview telefonisch nachkontrolliert. Über 
die ermittelten Verteilungen zu den Quotenvorgaben gibt die Grafik 18 Auskunft. Ausge­
hend von der Stichprobengrösse beträgt die maximale Standardabweichung + /-3  Prozent­
punkte. Wird ein Wert von 50 Prozenten angegeben, liegt der effektive Anteil (mit 95%iger 
Wahrscheinlichkeit) zwischen 47 und 53 Prozenten. Grössere Verzerrungen sind nicht stati­
stischer Art. Zur Eichung der Stichprobe können bekannte Vergleichszahlen herange­
zogen werden: Im Schnitt stimmen die ermittelte und effektive Stimmabgabe gut überein 
(knapp 4% Differenz). Dies wird auch im vorliegenden Fall bestätigt: Bei der Stadt/Land- 
Initiative ermittelten wir weniger als 1 Prozent zu viele Ja-Stim m ende; bei der 40-Stunden- 
Woche waren es 3 Prozent zu wenig. Grösser ist die Differenz bei der NA-Initiative (11 °Io) ; 
die Bekenntnishaftigkeit der Ausländerthematik hat schon bei früheren Untersuchungen 
zu vergleichbaren Verzerrungen geführt. Sie ist also kein Spezifikum der jetzigen Stich­
probe. In der vorliegenden Tabelle sind die Abweichungen jeweils berücksichtigt (das heisst 
korrigiert worden). Etwas grösser (16%) ist dagegen die Abweichung bei der ermittelten 
Stimmbeteiligung. Dies hängt in erster Linie damit zusammen, dass politisch Involvierte 
eher bereit sind, zur vorliegenden Thematik ein Interview zu geben. Dennoch können wir 
davon ausgehen, dass die Stichprobe den üblichen Ansprüchen entspricht und fü r  die 
hauptsächlichen Erkenntniszwecke genügend robust ist.

20 Vgl. E. N oelle -N eu m an n : U m fragen in der M assengesellschaft, Reinbek b. H am burg  1963.



Grafik 18:
Zusammensetzung der Stichprobe VOX 882 (quotierte Merkmale)

M erkm alsgruppen Kategorien absolute
Verteilung

Total Befragte 1 0 2 0

Quotierte Regionsmerkmale:

•  Sprachzugehörigkeit D eutsche Schweiz 745
Französische Schweiz 224
Italienische Schweiz 49

•  Siedlungsart G rossstädtische A gglom erationen 370
M ittel-, k leinstädtische A gglom erationen 223
Landgem einden 427

Quotierte Individualmerkmale:

•  G eschlecht M änner 511
Frauen 509

•  A lter 20-39jährige 441
40-64jährige 392
65-84jährige 185

•  E rw erb  und  B eruf E rw erbstä tige T ota l 613
davon Teilzeitbeschäftigte 132
-  Selbständige, Leitende 169
-  Landw irte 38
-  A ngestellte und  B eam tinnen  in m ittle rer Stellung 189
-  Ü brige A ngestellte und  B eam tinnen 76
-  A rbeiterinnen 105
N icht-E rw erbstätige T ota l 397
-  in A usbildung 72
-  im  H aushalt 248
-  in Pension 196



6.3 Die Datenanalyse

Die Datenauswertung erfolgte diesmal in den beiden beteiligten Instituten. Eingesetzt 
wurde erstmals das Programmpaket SPSS-PC+ . Inskünftig werden alle VOX-Analysen 
so verarbeitet. Dies erlaubt eine flexiblere Datenanalyse. Auch ist die Berechnung wichtiger 
statistischer Masse möglich.

•  Chi-Quadrat-Text: Sicherheitsmass für die Verallgemeinerungsfähigkeit eines Zusam­
menhanges. Als übliches Signifikanzniveau (=  Irrtumswahrscheinlichkeit) wird wenig­
stens 5 Prozent (0.05) verlangt. Vereinfacht heisst dies, ein in der Stichprobe ermittelter 
Zusammenhang gilt mit 95prozentiger Sicherheit auch in der Grundgesamtheit.

#  Gamma-Korrelationskoeffizient: Stärkemasse für einen Zusammenhang zweier 
Ordinalskalen (z.B. Alter und Stimmverhalten). Dabei erreicht Gamma den Wert +1 
bei völlig positiver Übereinstimmung, -1 bei völliger Widersprüchlichkeit. Je näher der 
Wert bei 0 ist, desto schwächer ist der Zusammenhang. Es gelten die folgenden Sprach­
regelungen : Gamma zwischen 0 und o.2 ‘kein Zusammenhang’ ; zwischen 0.2 bis 0.3 
‘schwacher’ ; zwischen 0.3 und 0.4 ‘mittlerer’ und ab 0.4 ‘starker Zusammenhang’.

Merkmalsgruppen mit weniger als 25 Nennungen wurden grundsätzlich nicht weiter analy­
siert. Dies betrifft namentlich die Anhängerschaft der kleinen Parteien unter den Teilneh­
menden. Bewegte sich die Fallzahl gerade im Grenzbereich, stehen die Prozentwerte in 
K lam m ern; sie gelten als Trendaussagen und sollten nicht als absolute Werte verbreitet 
werden.

6.4 Minimalanforderungen an Abstimmungsprognosen

‘Mehrheit für die NA-Initiative?’, titelte am 24. November 1988 -  also kurz vor der Abstim­
mung -  ein meinungsführendes Blatt aus der Wirtschaftsbranche über die von ihr exklusiv 
in Auftrag gegebenen Repräsentativ-Umfrage. Diese aufsehenerregende Vorhersage fiel 
allerdings in sich zusammen, als das Abstimmungsergebnis bekannt w ar: Statt den vorher­
gesagten 54 Prozent, welche die NA-Initiative ‘für nötig’ befanden, stimmten 33,7 Prozent 
gegen die verlangte ‘Begrenzung der Einwanderung’.
Nicht allein auf die vorliegende Fehlprognose gemünzt ist die allgemeine Checkliste mini­
malster methodischer Anforderungen. Damit seien nicht alle Prognosen vorverurteilt; 
auch sei nicht unterstellt, jede Vorbefragung sei eine Vorhersage! Jedoch seien wenigstens 
einige praktische Randbedingungen benannt für die Herstellung und Verbreitung von Pro­
gnosen. Sind diese nicht gegeben, sollten diese gar nicht beachtet werden!

21 M .J. N o rusis: SPSS /  PC*. For the IBM  P C  /  XS /  AT, C hicago 1986.
22 Vgl. Schweizerische H andelszeitung, 24.11.1988.



Grafik 19:
Checkliste für Abstimmungsprognosen

1. Achten Sie sich a u f die Angaben zur Stichprobe !________________________________
Zwar gib t es keine Grenze, bei der Schlussfolgerungen a u f  jeden  Fall präzise genug sind. Die Zuver­
lässigkeit steigt -  wenn auch m it abnehm endem  E rtrag  -  m it der Zahl der Befragten. Bei 500 Befrag­
ten  beträg t die statistische Fehlerquote annäh ern d  +  / - 5  P rozen tpunkte, bei 1000 +  / - 3 .  D och die 
einzig entscheidende Regel h e is s t: D er S tichprobenfehler m uss kleiner sein, als die politisch k riti­
sche Grösse. U nd  m assgeblich ist n u r die M e h rh e it: W ird m it einer 500er S tichprobe bei der A bstim ­
m ung X ein Ergebnis von 60 zu 40 vorausgesehen, ist die A ussage zuverlässiger, als ein Verhältnis 
von 52 zu 48 bei der A bstim m ung Y m it einer 1000er Stichprobe. D er grössere S tichprobenfehler im 
ersten Fall ist fü r die M ehrheitsverhältnisse u n erh eb lich ; der kleinere im zweiten Beispiel kann  je ­
doch alles u m k eh ren ! W ichtig ist die Kontrolle, ob w irklich n u r Stim m berechtigte befragt w orden 
sind, oder ob eine norm ale Stichprobe aus der M ark tfo rschung  (15-70jährige E in w o h n erin n en !) 
vorliegt. D as W ort ‘repräsentativ’ heisst nichts ohne A ngabe w o fü r !

2. Schliessen Sie nicht aus einer Einstellung direkt a u f das Verhalten!

Zwar wissen w ir aus dem  Um weltbereich, dass wert- u n d  einstellungsm ässig Einiges in Bewegung 
ist. D och bleiben die unm ittelbaren  K onsequenzen a u f  das alltägliche H andeln  vorerst beschränkt. 
Dies deu tet an , dass bewusstseinsm ässige E rscheinungen n icht zw ingend m it dem  Verhalten über­
einstim m en. D er konkrete Entscheid  an  der U rne gehört aber zu letzterem . E r kann  n u r beschränkt 
über ein(ig)e E instellungsfrage(n) erschlossen werden. G erade der A rgum ententest zur 40-Stunden- 
Woche zeigt, dass ganz Unterschiedliches abgeleitet werden k ö n n te : Je  nachdem , welche der zehn 
Vorgaben w ir fü r die ‘Prognose’ ausw ählen w ürden, h ä tten  wir 42 bis 67 Prozen t N ein-S tim m ende 
bzw. 38 bis 65 P rozen t Ja-Stim m ende. D er V ariantenreichtum  von Denkweisen bietet also jedem  
G eschm ack e tw a s: G erade weil E instellungen m it Verhaltensw eisen n icht identisch  sind, ist deren 
Ü berprüfung  in te re ssan t; so lernen wir nachträglich , was B efürw orter und  G egner einer Vorlage ge­
trenn t ha t bzw. was sie tro tz  der S tim m abgabe zusam m enhält, -  und  n icht vorgängig, wer die Ja- 
bzw. N ein-S tim m enden s in d !

3. Achten Sie sich a u f den genauen Zeitpunkt der Voruntersuchung!

Zwar gehen alle A k tiv istinnen  davon aus, ih r Tun in den drei bis vier W ochen vor dem  U rnengang 
wirke sich a u f  das Endergebnis aus. D och fragt n iem and  danach , w ann eine P rognose gem acht 
w orden i s t : N ur bei völlig vorherbestim m ten Them en ist es egal, w ann die U m frage fü r die Prognose 
gem acht w orden i s t ; bei allen anderen  Vorlagen ist gerade der Z e itpunkt m assgeb lich : Wer n u r den 
A nfang  eines F ilm s kennt, weiss nicht ohne weiteres, wie dieser endet. Wer seine P rognose vor der 
K am pagne erstellt, b rauch t viel E rfahrung , um  auch deren W irkung richtig m itzuberücksich tigen !

4. Trauen Sie bei Abstimmungsprognosen keiner Prozentuierung über die Gesamt­
heit der Stimmberechtigten!

Zw ar steht am  A nfang  dieses Berichtes, die Beteiligung in der direkten D em okratie  sei tief. Wenn 
sich n u r dreissig P rozen t regelm ässig an  E ntscheidungen über S achabstim m ungen beteiligen und 
eine Z usatzm obilisierung von gut 20 P rozen t schon als ‘hoch’ gilt, sollten wir n icht darüber hinweg 
sehen, dass die andere H älfte  der Stim m berechtigten zu H ause  blieb. D och stö rt es kaum  jem anden , 
wenn auch diese Personen in der Prognose berücksichtig t sind. Jede(r) M ark tfo rsch erin  wird die 
Beliebtheit eines P roduktes nur bei speziellen Z ielgruppen überprüfen , alle anderen  K onsum entln- 
nen verfälschen bloss das Bild. Bei Sachabstim m ungen besteht die analoge A ufgabe darin , wenig­
stens in groben Z ügen jene ‘B ürgerlnnen-E lite’ herauszufiltern , die sicher teiln im m t, und  von den 
gelegentlichen U rnengängerlnnen  und den sicher Abw esenden zu unterscheiden. N icht alle Them en 
werden von diesen G ruppen  unterschiedlich beurteilt, m itun ter kann  es aber en tscheidend sein, d if­
ferenziert zu wissen, wieviele jeweils eine positive bzw. negative H altung  haben. G erne verwechselt 
wird auch die A ntw ortverw eigerung m it der in einer Vorbefragung einzig spannenden  G ru p p e : den 
U nen tsch ied en en !
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H auptergebnisse

Am 4. Dezember 1988 wurde über drei Initiativen abgestimmt: «Nein!», «Nein!», 
«Nein!», lautete das deutliche Verdikt des Souveräns.

Im Vorfeld der Abstimmung erzielte die Stadt/Land-Initiative die grösste Aufmerksam­
keit. Die angestrebte Kontrolle des Boden- und des Wohnungsmarkts wurden mit 30,8 Pro­
zent Ja und keinem befürwortenden Stand klar abgelehnt. Die besonders betroffenen 
Hauseigentümer und Landwirte stimmten erwartungsgemäss; die Nein-Anteile variierten 
zwischen 81 und 83 Prozent. Erklärungsbedürftiger dagegen ist unser Ergebnis zu den 
M ieterinnen: Gerade 41 Prozent unterstützten hier die Stadt/Land-Initiative. ‘Konse­
quent’ stimmten nur die linken (SPS: 74%) und grünen (GPS 82%) M ieterinnen; positive 
Ja-Mehrheiten ergaben sich noch bei den Mitgliedern von Mieterlnnen-Organisationen, 
Gewerkschaften und Umweltverbänden. Wer in Miete lebt, sich politisch rechts der Mitte 
ansiedelt, mit bürgerlichen Parteien sympathisiert (SVP 20% Ja, FDP 23% Ja und CVP 
27% Ja) und hohes Regierungsvertrauen zeigt (27%), stimmte klar gegen das Volks­
begehren.
Grundsätzliche Beweggründe gegen den ‘Angriff’ auf die Eigentumsfreiheit und gegen die 
‘beabsichtigte Verstaatlichung’ nannten die Nein-Stimmenden am häufigsten; es folgte die 
Aufzählung von Nachteilen für bestimmte Interessengruppen. Fast ein Drittel jedoch 
mochte den Urnenentscheid nicht näher begründen. Ein klares Profil hatten die Motive 
der Ja-Stim m enden; sie wandten sich grossmehrheitlich gegen die Spekulation, gegen hohe 
Bodenpreise und Mietzinsen oder gegen die dadurch verursachte Teuerung.
Als Haupterklärung für den Abstimmungsausgang kann die Polarisierung im L inks/ 
Rechts-Spektrum genannt werden. Für das ‘inkonsequente Mieterverhalten’ können vor 
allem der eigene Hauswunsch bzw. in Aussicht stehende Erbschaften genannt werden.

Die parteipolitische Spaltung bei der 40-Stunden-Woche war noch grösser. Die mit 65,8 
Prozent Nein-Stimmen abgelehnte Initiative der Gewerkschaften kann sogar als Muster­
beispiel für einen Links/Rechts-Konflikt in der direkten Demokratie stehen.
Die bürgerlichen Parteigängerlnnen stimmten zu 84 bis 86 Prozent gegen die Arbeitszeit­
verkürzung. 76 Prozent der SPS-Anhängerlnnen dagegen waren dafür. Bei Gewerkschafts­
mitgliedern (55% Ja) ergibt sich noch eine Mehrheit; bei Arbeiterinnen (48% Ja), An­
gestellten und Beamtinnen (40 bis 49% Ja) kippen die Mehrheitsverhältnisse jedoch schon. 
Darüber hinaus ist wenig Solidarität mit den Lohnabhängigen zu sehen: Ökonomisch be­
gründbar sind die hohen Nein-Werte bei den Landwirten, Selbständigen und Unterneh-



mern. Aber auch die Rentnerlnnen (74% Nein) und die Hausfrauen (66% Nein) votierten 
gegen die Arbeitszeitverkürzung.
Ausschlaggebend für das Nein bei einer Links/Rechts-Polarisierung ist, dass die Partei­
ungebundenen (68%) insgesamt näher bei den bürgerlichen Anhängerinnen waren, denn 
bei den linken.
Eine generelle Abwehr der Arbeitszeitverkürzung ist für die Nein-Stimmenden typisch. 
Dies wurde mit wirtschaftlichen, gesellschaftlichen oder individuellen negativen Folgen 
begründet. Die Befürworterinnen argumentierten mit persönlichen Vorteilen oder im 
Sinne eines Ausgleichs der Arbeitszeit zwischen den Branchen oder im Sinne der ge­
rechteren Arbeitsverteilung.
Schliesslich sind die hier geschilderten Verhältnisse Sprachkulturen verschieden: In der 
italienischen Schweiz ist die Unterstützung der Arbeitszeitverkürzung generell grösser als 
in der französischen und hier grösser als in der deutschen Schweiz. Sogar unter den 
Kantonen ergibt sich eine fast unveränderte Reihenfolge, wenn Arbeitszeitvorlagen der 
letzten 12 Jahre als Vergleich herangezogen werden. Diesmal blieb gerade noch der Spitzen­
reiter in der Romandie (JU) und der Kanton Tessin über der 50 Prozent-Hürde.

Die NA-Initiative zur Begrenzung der Einwanderung erhielt keine Standesstimme und nur 
32,7 Prozent Ja-Stimmen. Damit endete auch die fünfte Überfremdungsabstimmung 
innert 20 Jahren mit einem Nein.
Als Grund für das vergleichsweise klare Nein sei vor allem die abnehmende Konflikt­
intensität bei Ausländerfragen genannt. Tiefgreifende gesellschaftliche Spaltungen wie in 
den 70er Jahren fanden sich nicht mehr. So stimmten auch die Arbeiterinnen und die 
Bauernschaft diesmal mehrheitlich gegen die Vorlage. Leichte Differenzierungen zum 
einheitlichen Gesamtbild ergaben sich nur noch entlang der Schulbildung und des Alters. 
Die Politisierung der NA-Initiative ist typisch für das Konsens-Modell bei Abstim m ungen: 
Die vier Regierungsparteien wenden sich gegen ein Begehren eines Aussenseiters; jeweils 
rund zwei Drittel ihrer Anhängerinnen unterstützen sie im vorliegenden Fall. Auch die par­
teipolitisch Ungebundenen waren kein Potential für die NA (67% Nein). Klar fremden­
feindliche Motive prägten das Ja-Lager. Humanitäre Beweggründe und Kosten/Nutzen- 
Überlegungen dagegen waren für die Nein-Stimmenden typisch.
Der abnehmende Konflikt um die Ausländerinnen zeigt sich auch in der rückläufigen Mo­
bilisierung. Ergaben sich in den 70er Jahren noch Beteiligungswerte über 70 Prozent, 
gingen am 4. Dezember noch 52,7 Prozent an die Urne. Auch von der persönlichen 
Betroffenheit unterscheidet sich die NA-Initiative kaum mehr von den beiden anderen 
Vorlagen vom 4. Dezember. Die Kombination der drei Vorlagen hat die besondere Mobili­
sierung bewirkt. Typische Repräsentationsdefizite wurden dadurch ausgeglichen, ohne 
ganz zu verschwinden.

Die vorliegende 36. VOX-Analyse beruht auf einer repräsentativen Umfrage unmittelbar 
nach der Abstimmung bei 1020 mündigen Bürgerinnen. Entstanden ist sie wiederum in 
Zusammenarbeit des GfS-Forschungsinstituts mit dem Forschungszentrum für schweizeri­
sche Politik an der Universität Bern.



UNIVOX-THEMATIK

I A  Gesellschaft
A u slän d erin teg ra tio n : geforderte A npassung, Toleranz der E igenart 1, 8 6 , 8 8  -  K ontak tarm ut, soziale 
Iso la tion  2, 8 6  -  Form en des Z usam m enlebens: allein, W ohngem einschaft, A ltersheim , verheiratet, 
K onkubinat 3, 8 6 , 87, 8 8  -  Interessengegensätze zwischen verschiedenen G ru p p en : A rbeitgeber /  
A rbeitnehm er, Leuten m it Volksschulbildung /  A kadem ikern, Leuten m it K indern /  Leuten ohne K in­
der, Jungen  /  A lten, M änner /  F rauen, E rw erbstätigen /  R entnern 4, 8 6 , 87, 8 8  -  Ehe und H e ira t : 
Sicherheit, E he und  K onkubinat im  Vergleich, E he a u f  P robe 5 , 8 6 , 87 -  A nsichten zu B eruf und  Fam i­
lie, R ollenteilung, D oppelbelastung B eruf u n d  H aushalt 6 , 8 6 , 87, 8 8  -  A nsichten  zur optim alen  Fam i­
liengrösse 7, 87 -  soziale U ng le ichheit: E inkom m ensverteilung, Berechtigung von E inkom m ens­
unterschieden 8 , 87 -  A kzeptanz bezüglich des A usländerstim m rechtes a u f  G em eindeebene 9, 8 8  -  
G efühl der Verunsicherung /  O rientierungslosigkeit an hand  einer A nom ie-Skala 10, 8 8 .

I B Wohnen
B ew ertung der W ohnungseigenschaften: Grösse, K om fort, Helligkeit, M iete /  Kosten, Verhältnis zum  
V ermieter /  N achbarn  /  Q uartier, N ähe der In frastruk tu r, U m gebung 8 , 8 6 , 87, 8 8  -  S tandort der 
W ohnung 1, 8 6 , 87, 8 8  -  Idealvorstellung von W ohnort (S ta d t/L an d ) und  A rt der W ohnung (Ein- 
fam ilien-/M ehrfam ilienhaus) 2, 8 6 , 87, 8 8  -  H ausbesitz (W unsch) 3, 8 6 , 87, 8 8  -  W öhnungsm arkt
4, 8 6 , 8 8  -  Rechte der M ieter, M ieterschutz 5, 8 6 , 8 8  -  A nzahl Z im m er der W ohnung 6 , 8 6 , 87, 8 8

-  M ietzinsanteil des E inkom m ens 7 ,8 6 ,8 7 ,8 8  -  Stellenwert der W ohnqualität 9 ,8 7 ,8 8  -  beabsichtigter 
W ohnungsw echsel 10, 87, 8 8  -  Stellenwert und  N utzung des städtischen A ngebots (E inkauf, Freizeit) 
12, 87 -  S tad tleb en : U nterhaltung  oder E insam keit?  13, 87 -  W ohnungsrenovationen : A ufgabe des 
H auseigentüm ers oder des M ieters? 14, 8 8  -  Verhältnis M ieter /  H au se ig en tü m er: G ew ünschte K on­
su lta tionen  des M ieters vor R enovationen 15, 8 8  -  Kostenverteilung von R enovationen a u f  M ieter­
w unsch : K ostenteilung, Selberm achen, Langzeitm ietvertrag, M ieterhöhung 16, 8 8

I C Gesundheit
H eutiger G esundheitszustand  1, 8 6 , 87, 8 8  -  G esundheitszustand vor einem  Ja h r 2, 8 6  -  F örderung 
der eigenen G esundheit 3, 8 6  -  E inschränkungen  im täglichen Leben durch K rankheiten 4, 8 6 , 8 8  -  
gesundheitliche Problem e, verschiedene Beschwerden in den letzten 12 M onaten  5, 8 6  -  B e lastungen / 
V eränderungen im  Leben 6 , 8 6  -  berufliche B elastung 7, 8 6  -  Stellenwechsel 8 , 8 6  -  Lebensgew ohnhei­
ten : E rn äh ru n g , Bewegung, E rho lung  etc. 9, 8 6  -  gesundheitliche Problem e, verschiedene Beschwer­
den in den letzten 4 W ochen 1 0 ,8 7 ,8 8 -A rbeitsstunden  pro  W oche im  B eruf 1 1 ,8 7 ,8 8 -A rbeitsstunden  
p ro  W oche ausserhalb  des Berufs 12, 87, 8 8  -  A rbeitsbelastung, A rbeitsdruck 13, 87, 8 8  -  W unsch 
nach A rbeitsreduktion  und  Stellenwechsel 14, 87, 8 8  -  E instellung gegenüber G esundheit u n d  K rank­
heit : Vererbung, M edikam enteneinnahm e, G enuss versus Askese, V orbeugung etc. 15, 87 -  G efühl in 
N o tsitua tionen  allein gelassen zu werden, kein Vertrauen in frem de H ilfe 16, 8 8  -  Soziales U m fe ld : 
V ertrauenspersonen, W unsch und  Realität 17, 8 8  -  Freizeitaktivitäten in Vereinen und  Geselligkeit 18,
88

I D  Ausbildung
W ichtigkeit von Erziehungs-, Schul- und  B ildungsfragen 1, 87, 8 8  -  Kenntnisse der E instellung po liti­
scher P arteien  zu Erziehungs-, Schul- und  Berufsbildungsfragen u n d  deren Gew icht bei W ahlent­
scheiden 2 ,87  -  Stellenwert eines E idgenössischen Fähigkeitsausweises 3 ,87  -  Stellenwert eines U niver­
sitä tsd ip lom s 4, 87 -  B ilanz der Schul- u n d  A usbildungszeit und  berufsbegleitende A usbildung 5, 87
-  Bewertung von Aussagen /  Z ielen des schweizerischen Schulsystem s und  gew ünschte Ä nderungen 
um  diese Ziele zu e rre ich en : nötiges Allgem einwissen, kritisches G esellschaftsbild, Selbsterkenntnis, 
B erufskenntnisse, beruflicher Aufstieg, M a tu ra  m öglich fü r jeden , D iplom e n u r fü r die Besten, den 
neuen  Technologien angepasst, G rundkenntnisse 6 ,8 7  -  S chu lrefo rm en : N otw endigkeit, U rsache von 
P roblem en m it E ltern  /  Schülern /  Lehrern, Schulreform  im eigenen K anton 7, 87 -  S tellungnahm en 
z u : A nzah l Schüler pro  Klasse, zweite N ationalsprache in Prim arschule, U n terrich tsm ethoden  in 
M a them atik , E inführung  von In fo rm atik , Lehrplan , obligatorische Schulzeit, M aturitä tsa lter, 
P rak tik a , A ufnahm eprüfungen  an  U niversitäten, S tipendien 7, 87 -  W eiterb ildung: Besuch von Kur­
sen (von der F irm a aus), Initiative, M öglichkeiten zu K ursbesuchen, H indernisse, Interessen und  N ü tz ­
lichkeit, W ünsche fü r die Z ukunft, F inanzierung  der Kurse 8 , 8 8  -  Selbstfinanzierung oder F rem d­
finanzierung  einer A usbildung 9, 8 8  -  ö ffentliche Schulen versus P riv a tsch u len : E rfo lgschancen der 
guten , der schwachen Schüler, U n terrich tsm ethoden , Schulgelder, A usbildung der Lehrer, pädagogi-



sehe E rziehung 10, 8 8  -  A kezptanz der P rivatschulen  11, 12, 8 8  -  A kzep tanz  eines Steuerabzuges bei 
A usgaben fü r P rivatschule 13, 8 8  -  F inanzierung der P rivatschulen , freie W ahl der Schule 14, 8 8  -  
W issen /  S chu lb ild u n g : Testfrage 15, 8 8

I E Kultur
Iden tifika tion  m it O bjekten verschiedener E pochen  /  Zeiten 1, 8 6  -  allgem eines kulturelles Interesse
2, 8 6 , 87 -  kulturelle S ituation  in der Schweiz 3, 8 6 , 87 -  Teilnahm e an kulturellen  V eransta ltungen : 
H äufigkeit, verschiedene A rten  wie Fussballm atch, C hilbi, A lpaufzug , O pernabend  etc. 4 , 8 6  -  Bewer­
tung  der einzelnen K ulturträger 5, 8 6  -  K ulturpolitik  der politischen Parteien 6 , 8 6  -  K u ltu rfö rd eru n g : 
A ufgabe von B und /  K antonen /  G em einden /  P rivaten  7, 8 6  -  K ulturin itiative 8 , 8 6  -  M assnahm en 
der K ulturpolitik  -  E inrich tung  von M useen /  B ibliotheken /  Theater, Subventionen fü r K ulturschaf­
fende und  kulturelle E inrichtungen, Verzicht a u f  öffentliche U nterstü tzung  9, 8 6  -  N utzung  des 
kulturellen A ngebotes in grossen Städten, in der Region u n d  am  W ohnort 10, 87 -  A blehnung des 
K redites fü r die C H  91 11, 87 -  M assnahm en der öffentlichen H a n d : F örderung von schweizerischen 
Werken in den K ultursprachen, D ialektförderung, W erkübersetzungen, Steigerung des K ulturteiles in 
den öffentlichen M edien, F örderung des schweizerischen Film s 12, 87 -  K ünstlerische Fächer an Schu­
len 13, 87 -  M assnahm en zur Verbesserung der finanziellen S itua tion  der Schriftste ller 14, 87 -  k u ltu ­
relle Präferenzen 15, 87 -  N utzen  von A ufw endungen fü r kulturelle Zwecke 16, 87 -  V ertrauen in 
K ulturfragen zu den politischen Parteien  17, 87 -  E influss von E ngagem ent in K ulturfragen bei W ahl­
entscheiden 18, 87 -  E inschätzung der kulturellen  S ituation  gestern  und  heute  19, 8 8  -  Interesse an 
der Kultur, Stellenwert im  Leben 20, 8 8  -  Zugehörigkeit zur kulture llen  G em einschaft: regional, 
schweizerisch, europäisch, global 2 1 ,8 8 -  A nsichten zu verschiedenen M assnahm en im K u ltu rbere ich : 
E rhöhung  des K ulturteiles in den elektronischen M edien, finanzielle A nreize fü r den  Schweizerfilm , 
Ü bersetzung einheim ischer A utoren, F örderung der D ialekte, A nreiz fü r Werke in verschiedenen 
schweizerischen kulturellen G em einschaften, kulturelle E xpansion im A usland /  Schaffung von stän ­
digen Zentren 22, 8 8  -  N eue O rgan isation  der C H  92: P luralism us oder na tionale  E inheit ? föderative 
S tru k tu r positiv  oder negativ? sparsam  oder k nausrig?  23, 8 8  -  persönlicher N utzen der A usgaben 
fü r K ultur 24, 8 8  -  Beurteilung der A blehnung der O lym pischen Spiele in L ausanne 25, 8 8  -  W eiter­
verfolgung der Ziele der K ulturförderung 26, 8 8

I F Freizeit
F re ize it: P riva tsache oder A ugabe der öffen tlichen  H an d  ? 1, 8 6  -  U nterstü tzung  von In itia tiv en : 
Schaffung von G rün- und  F reifläche für Kinder, Sportan lagen  fü r jederm ann , A usbau des öffentlichen 
N ahverkehrs, Schulhöfe als Freizeitstätten, Parks, Schaffung von W ohnstrassen, U m w andlung von 
R asenflächen in N utzgarten  2, 8 6  -  E inkom m en versus Freizeit 3, 8 6  -  A usgaben im  Fre izeitbereich : 
Reisen, Auto, Video, Bücher, Ausgehen, W ohnungseinrichtung, S portausrüstung , Heim werken, 
W eiterbildung, Sparen 4, 8 6  -  F re ize itak tiv itä ten : Fernsehen, Zeitungen /  B ücher lesen, n ichts tun , 
Spazierengehen, E inkäufen , Besuche, R adio hören, Familie /  Kinder, Reisen, G arten , B asteln, Sport, 
W eiterbilden, Nebenverdienst 5 , 8 6  -  bevorzugte Tätigkeiten bei A rbeitsreduk tion  6 , 8 6  -  Zufriedenheit 
m it Leben, Freizeit und  A rbeit 7 ,1 4 ,8 7  -  A rbeitszeit 8 ,8 7 ,8 8 -  Stellenw ert der Freizeit 9 ,8 7  -  A usgaben 
bei m ehr Freizeit 10,87 -  E inschränkungen im Freizeitbereich bei kleinerem  E inkom m en 11,87 -  wach­
sendes F re izeitkonsum angebot 12, 87 -  Faktoren einer befriedigenden F re ize itgesta ltung : Länge der 
Freizeit, G eld, andere Leute, Wetter, A ngebot, B eruf, Eigeninitiative, flexible A rbeitszeit 13, 87 -  H äu ­
figkeit der A usübung einzelner F re ize itak tiv itä ten : Basteln, G ärtn ern , Reparieren, M itarbeit in P ar­
teien, Vereinen und  sozialen O rgan isationen  15, 87 -  Z eitaufw and fü r Freizeitaktiv itäten  16, 87 -  E n t­
w icklung des U m fanges der Freizeit 17, 8 8  -  A bgrenzung zwischen F re izeitaktiv ität und A rb e it : Wei­
terb ildung, Essen, Lesen, G artenarbeit, E inkäufen , Fernsehen, K örperpflege, K ochen, soziale T ätig­
keit, Schlafen 18,88 -  Belastungen in der F re ize it: Verkehrsstau, fam iliäre V erpflichtungen, P flich tbe­
suche, G edränge /  Schlangenstehen, Lustlosigkeit, L ärm belästigung, schlechtes Fernsehprogram m  19,
8 8  -  Z ufriedenheit m it U m fang der Freizeit 21, 8 8  -  Präferenzen bezüglich A rbeitszeitreduk tion , E in ­
kom m enserhöhung 22, 8 8  -  P räferenzen bei einer individuellen Regelung der F re ize it: Teilzeitarbeit, 
gleitende A rbeitszeit, unbezahlter U rlaub, Schichtarbeit, flexible P ensionierung, K om pensation  der 
Ü berzeit als Freizeit 2 3 , 8 8  -  gew ünschtes W ochenarbeitspensum  2 4 , 8 8  -  Verwendung von zusätzlicher 
Freizeit f ü r : Geselligkeit, Familie, H obby, TV, W eiterbildung, politisches oder soziales E ngagem ent, 
Reisen 25, 8 8

I G Verkehr
Em issionen des Verkehrs, M assnahm en zu ihrer E indäm m ung 1, 87 -  V erfügbarkeit von verschiedenen 
V erkehrsm itteln : Velo, M ofa, M oto rrad , A uto 2, 87 -  Erschliessung m it öffen tlichen  V erkehrsm itteln :



E rreichbarkeit, B edienungsfrequenz 3, 87 -  P rio ritä ten  der V erkehrsgestaltung: Arbeits-, Schul-, E in ­
kaufswege fü r Freizeit, W irtschaft und  Industrie, Verhinderung von U nfällen , Schutz der Umwelt, 
K om fort, S truk tu rp o litik  4, 87 -  verschiedene V erkehrsbedürfnisse: K om fort, E rschliessung, B enüt­
zung privater V erkehrsm ittel, Kosten, U nabhjängigkeit vom Fahrp lan , G epäckm itnahm e 5, 87 -  Be­
w ertung von au to fre ien  Sonntagen, B enzinrationierung, P förtneran lagen , G eschw indigkeitsreduk­
tion , Ö ko-B onus, leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe, Riegel, Sperren 6 , 87 -  B enutzung der 
verschiedenen Verkehrsm ittel fü r Arbeitsw eg, E inkauf, B eruf, F re ize it: Velo, M ofa, M oto rrad , Auto, 
Tram , Bus, Postau to , SBB, Lkw  9 , 8 8  -  Vorteile u n d  N achteile der M otorisierung  10, 8 8  -  U m w eltschutz 
u n d  A u to : A nreize zur Benutzung der öffentlichen V erkehrsm ittel, A uto  und  Freiheit, U m w eltschutz 
als S taatsaufgabe 11, 8 8  -  B eeinträchtigung der Um welt durch den V erkehr: G ew ässerverschm utzung, 
L ärm , L andschaftsb ild , Luftverschm utzung, Z erschneidung von D örfern  und  Q uartieren  12, 8 8  -  ge­
w ünschte F inanzierung der öffentlichen V erkehrsm ittel: Tarifpolitik, Steuergelder, Benzinsteuer, U n ­
terhalt der In fra stru k tu r  durch  den S taat 13, 8 8  -  A utobenützung 14, 8 8  -  Bereitschaft zu um w elt­
freundlichem  V erhalten : Verzicht a u f  A utobenutzung (öffentliche Verkehrsm ittel), Verzicht a u f  M obi­
lität, G eschw indigkeitsreduktion, schonendes, rücksichtsvolleres A utofahren , M otorabstellen bei R ot­
licht, K atalysator-A utol5 , 8 8  -  gewünschte Kostenverteilung im V erkehr: Internalisierung der externen 
Kosten im privaten  und  ö ffentlichen Verkehr, E igenw irtschaftlichkeit des öffentlichen und  privaten 
Verkehrs 16, 8 8

I H Kommunikation
M ediennu tzung : Fernsehen, R adio DRS, Lokalradio, Tageszeitung, Zeitschriften, B ücher 1, 8 6 , 87 -  
N utzung  v o n : Tagesschau /  N achrichten , In form ationssendungen , U nterhaltung , Lokalteilen, Illu­
strierten  /  Zeitschriften , Fachbüchern  2, 8 6  -  O rgan isationsform  der SRG 3, 8 6  -  B ekanntheit neuer 
M edien 4 , 8 6  -  N utzung  v o n : K abelfernsehen, V ideorecorder, Satelliten-TV, V ideotex, Pay-TV 5 ,8 6 ,8 7
-  Z ufriedenheit m it P rogram m  von SRG -Fernsehen, ausländischen TVs, SRG -Radiö, L okalradios, 
Zeitungen 6 , 8 6 , 8 8  -  Ä nderungsw ünsche in bezug a u f  M edien und  deren A ngebote 7 , 8 6  -  B ekanntheit 
des fü r den  M edienbereich zuständigen D epartem ents 8 , 8 6  -  B ekanntheit von m edienpolitischen F ra ­
gen 9, 8 6  -  N utzung  v o n : Tagesschau /  N achnrich ten , politischen In form ationssendungen , K ultur /  
B ildung /  W issenschaft, R atgebersendungen, S port, Q uiz /  Spielen, Fam ilienserien, M usik, A ben­
teuer- und  Spielfilm en, Regionalem , Illustrierten  /  Zeitschriften, Fachbüchern  10, 87 -  M ediennut­
zung : H äufigkeit von Fernsehen, R adiohören , Zeitunglesen 11,87 -  Fernsehem pfang durch  A n tenne /  
K abelfernsehen, Teletext, A nzahl Sender, E inschaltquo te einzelner Sender 12, 87 -  Z ufriedenheit m it 
TV-Angebot, gew ünschter Sender fü r zusätzliche Program m e, gew ünschte zusätzliche P ro g ra m m e : 
A ktuelles, P olitik , Regionales, K ultur /  B ildung /  W issenschaft, R atgebersendungen, S port, Q uiz /  
Spiele, Fam ilienserien, A benteuer- und  Spielfilm e 12, 87 -  Besitz u n d  N utzung  von V ideo reco rd ern : 
K auf, E n tlehnung , Selbstaufnahm e 14, 87 -  Teleclub-M itglied 15, 87 -  Besitz un d  N utzung  von Perso­
nal C o m p u te rn : Textverarbeitung, B uchhaltung, P rogram m ierung, W eiterbildung, Spiele 16, 87 — 
W ichtigkeit /  Stellenw ert der verschiedenen M e d ien : schweizerisches Fernsehen und  Radio, ausl. TV, 
L okalradios, Zeitungen, Zeitschriften, B üchern 17,88 -  In form ations- u n d  U nterhaltungsw ert der ein­
zelnen M edien 18, 8 8  -  G laubw ürdigkeit der politischen B erichterstattung des schweizerischen R adios 
u n d  Fernsehens, L okalradio, Zeitungen un d  Zeitschriften  19, 8 8  -  U nabhängigkeit der Jou rnalis ten  in 
diesen M edien 20 , 8 8  -  Verständlichkeit der B erichterstattung in diesen M edien 21, 8 8  -  Interesse an  In ­
fo rm ationen  über Lokalpolitik , Politik  im  In- und  A usland 22, 8 8

I I  Umwelt
U sachen des W aldsterbens 1, 8 6 , 87, 8 8  -  Kenntnisse über Vorschriften zum  U m w eltschutz 2 ,8 6 ,1 4 , 87
-  technischer Fortschritt, Lösung fü r U m w eltproblem e, Tragbarkeit der Kernenergierisiken, N otw en­
digkeit von V erhaltensänderungen, Technologiegläubigkeit, U m w eltbelastung als Preis fü r W ohlstand
3, 8 6 , 8 8  -  E influss verschiedener G ruppen  im U m w eltschutz 4, 8 6  -  gew ünschter E influss im U m w elt­
schutz von Gewerbe /  Industrie, N atur- und  U m w eltschutzverbänden, W issenschaftlern /  Technikern, 
B undesrat /  K antonsregierungen, politischer P arteien , betroffener Bevölkerung, G ew erkschaften 5 , 8 6

-  K ostenträger des U m w eltschutzes: direkte oder indirekte S teuern ? Bereitschaft, A ufschlag a u f  E in ­
kom m enssteuer zu zahlen 6 , 8 6 , 87, 8 8  -  Bereitschaft, M ehrkosten fü r H eizung in K auf zu nehm en 7,
8 6 ,8 7 ,8 8  -  S taa tsausgabenreduktion  zugunsten  des U m w eltschutzes: ja  /  nein, in welchen Bereichen ? 
8 , 8 6 , 87, 8 8  -  V erhaltensänderungen wegen U m w eltschutz (selber /  andere), Bereitschaft, eigenes Ver­
halten  zu ä n d e rn : B enutzung öffentlicher Verkehrsm ittel, M otor abstellen bei Rotlicht, B eachtung des 
Strom verbrauches bei N euanschaffungen, U nterstü tzung  von U m w eltorganisationen, M itm achen an 
U m w eltschutzaktionen, Verzicht au f  um w eltschädliche P rodukte, Verm eidung von A bfall /  Pollu tion ,



K atalysator 9, 8 6 , 87, 8 8  -  zukünftige G esellschaftsen tw ick lung: 1. P r io r i tä t : W irtschaftsw achstum  
oder U m w eltschutz? Bereitschaft zu Risiken für W ohlstand, m enschliche Q ualitä ten  oder Leistungs- 
gesellschaft? m enschliche B edürfnisse oder w irtschaftliche B edürfn isse? dem okratische E ntschei­
dungss tru k tu r oder D elegation an  Behörden ? 15,87 -  notw endige M assnahm en der B e h ö rd en : L ärm ­
bekäm pfung, G ew ässerschutz, R aum planung, A bgasreduktion  von H eizungen, Industrie  und  Autos, 
A bfallbeseitigung, L andw irtschaft, Energiesparen, N atu rschu tz , B odenschutz, F örderung  des ö ffen t­
lichen Verkehrs, radioaktive S trahlung 16, 87, 8 8  -  In fo rm ationsquellen  über U m w eltfragen : Z eitun­
gen, elektronische M edien, Fam ilie /  Bekannte, A rbeitskollegen, Fachliteratur, Vorträge, Interessen­
gruppen  17,87 -  Z ustim m ung /  A blehnung bezüglich des Ausstiegs aus der Kernenergie bis zum  Jah re  
2025 u n d  des Baus von K aiseraugst 18, 8 8  -  R aum tem peratur 19, 8 8  -  A bfallbeseitigung (K om post, 
Glas, Papier, B atterien) 20, 8 8  -  Velobesitz und  B enutzung zum  A rbeiten  u n d  E inkäufen  21, 8 8  -  Stel­
lenwert der B elastungen durch  den V erkehr: L uftverschm utzung, S trassenlärm , S icherheit 22, 8 8

I IA  Staat
Z ufriedenheit m it dem  Leben (allg.) und  der schweizerischen Politik  1, 8 6 , 87, 8 8  -  E rfah rungen  m it 
staatlichen S te llen : S teuerverw altung, PTT, G em eindeverw altung, Verkehrsbetriebe, Polizei, Strassen- 
verkehrsam t, A rm ee 2, 8 6 , 87 -  E instellung zu Föderalism us, Kollegialregierung, K onkordanz, M iliz­
parlam ent, Sozialpartnerschaft, Referendum , Volksinitiative, V ernehm lassungsverfahren 3, 8 6 , 87, 8 8

-  dringliches Problem  zuhanden  des Bundesrates 101 ,86,87,88 -  Fähigkeit des S taates, politische P ro ­
blem e zu lösen 4, 8 6 , 87 ,88  -  A usdehnung der S taatstätigkeit 5, 86 ,87  -  neue S taatsaufgaben , Gebiete, 
wo kleinere Staatstätigkeit gew ünscht 6 , 8 6 , 8 8  -  A ufgabenteilung zwischen B und /  K antonen /  G e­
m einden : Polizei, A ussenpolitik , Landesverteidigung, B ildung, Kultur, G esundheitsw esen, Um welt­
schutz, Sozialversicherungen, R aum planung, Verkehr, Energie, L andw irtschaft, W irtschaftspolitik , 
Forschung 7, 8 6  -  F öd era lism u s: Verbindung fü r verschiedene Sprachgruppen , Brücke fü r konfessio­
nelle Gegensätze, Ausgleich zwischen S tadt /  L and, A utonom ie fü r Regionen, Ausgleich zwischen 
arm  /  reich 8 , 87 -  N otw endige Stärke des Bundesrates zur Lösung von dringlichen P roblem en 9, 8 8  -  
staatliche T ä tig k e it: gew ünschter W eiterausbau bzw. V erm inderung 10, 8 8  -  gew ünschte staatliche 
K om petenzverteilung zwischen B und, K antonen un d  G em einden 11,8 8  -  Bundesratsw ahl durchs Volk 
12, 8 8  -  M assnahm en zur E n tlastung  des Bundesrates wie A usbau des persönlichen Stabes, S taats­
sekretär zur Ü bernahm e adm inistrativer A ufgaben oder von R epräsentationspflich ten , gleichm ässige- 
re A ufteilung der Bundesäm ter a u f  die D epartem ente 13, 8 8

IIB  Direktdemokratische Einrichtungen
Politisches Interesse 1, 8 6 , 87, 8 8  -  Parteisym pathien  2 , 8 6 , 8 7 ,88  -  B eurteilung der Parteien bezüglich 
W irtschafts-, Energie-, Sozial-, Verkehrs-, Umwelt-, A usländer-, F inanz- und  M edienpolitik  7, 8 6 , 87 -  
Teilnahm everhalten an  A bstim m ungen 9, 8 6 , 87 -  E n tscheidungsgrundlagen vor W ah len : Parte ip ro ­
gram m e, Sachfragen, Personen 11, 8 6  -  D iskussionshäufigkeit über Politik  in Familie, Schule, F reun­
des- und Bekanntenkreis 8 , 8 6  -  Schweizer Stim m - und  W ahlrecht und  die E influssm öglichkeiten in der 
Politik  5 , 8 6  -  E instellung gegenüber Reform en 4 , 8 6  -  M achtzen tren  in der Schw eiz: B undesrat, P arla ­
m ent, G erichte, Verwaltung, W irtschaft und  Lobbies, G ew erkschaften, Parteien, Kantone, Volk 6 , 8 6 ,
87 -  Vertrauen in die Regierung 3, 8 6 , 87 -  Selbsteinschätzung des politischen S tandpunk tes zwischen 
rechts und  links 12 ,87,88 -  Bereitschaft zur politischen A k tiv itä t: Ü nterschriften  sam m eln, Teilnahme 
an  D em onstrationen, K onsum boykott, Streiks, Parolen an  H ausw and  m alen, physischer W iderstand 
gegen die Polizei, Leserbriefe schreiben, B ekannte in politische G espräche verwickeln, B ürgerin itiati­
ven 13, 87 -  G ew innchancen verschiedener Parteien bei W ahlen 14, 87 -  S tärke der Parteib indung  bzw. 
der Parteiungebundenheit 15, 8 8  -  Positive P unk te  der bevorzugten Partei 16, 8 8  -  D ringlichkeit der 
Parlam entsaufgaben  wie B ekäm pfung der A rbeitslosigkeit, A ufrechterhaltung von R uhe und O rd ­
nung, Schutz der M einungsäusserung, betriebliche M itbestim m ung der A ngestellten, K onkurrenz­
fähigkeit der W irtschaft, U m w eltschutz 17, 8 8

IIC  Recht
R echtskenntn isse: Vereinsrecht im  O R , ZGB, BV oder Vereinsgesetz ? 1, 8 6  -  R ech tskenntn isse: Rück­
zugsrecht bei Verträgen, H äufigkeit von V ertragsabschlüssen, V ertragsarten, V erbindlichkeit von 
m ündlichen Verträgen 2, 8 6  -  W ichtigste A ufgabe des Rechts 3, 8 6  -  Stellenw ert u n d  Verwirklichung 
der R echtsstaatlichkeit in der Schweiz 4, 5, 8 6  -  V ertrauensw ürdigkeit von Ju r is te n : R ichtern, Verwal­
tungsju risten , A nw älten, N otaren , p rivatw irtschaftlich  tä tigen  Juristen , w issenschaftlich tätigen  Ju r i­
sten 6 , 8 6  -  w ichtigste A ufgabe des S tra frech ts: Vergeltung, Schutz vor Verbrechen oder W iedereinglie-



derung  von S tra ftä te rn ?  7, 8 6  -  Totalrevision der B undesverfassung: N otw endigkeit, sprachliche 
u n d /o d e r  inhaltliche Revision ? 9 , 8 6  -  Verhalten im K o n flik tfa ll: F lucht, G espräch, G erichtsklage 10,
8 6  -  B eachtung /  E inha ltung  von G esetzesvorschriften, G rü n d e : A ngst vor Sank tionen , A u to ritä ts­
g läubigkeit, N otw endigkeit fü r Zusam m enleben 11, 8 6  -  V ölkerrecht: U nerlässliche Basis fü r welt­
weiten F rieden? E rw artungen , Rolle der Schweiz 12, 8 6  -  Vorstellung von M enschenrecht /  G ru n ­
drecht, N ennung einzelner M enschenrechte 13, 87 -  Berechtigung der E inschränkung  von M enschen­
rechten : nie, n u r im  öffentlichen Interesse, durch  B ehörden 14, 87 -  Verwirklichung der Rechtsgleich­
heit 15,87 -  G esetzesfü lle : zuviel oder zuwenig ? 16,87 -  Bereiche m it zu vielen G ese tzen : S teuerrecht, 
S trassenverkehrsrecht, B aurecht, A rbeitsrecht, Eherecht, U m w eltschutzrecht ? Bereiche m it zu wenig 
G esetzen 17, 87 -  U m w eltschu tzrech t: Verbote, Anreize, K ontrollen, S trafen 18, 87 -  R echtsunterricht 
in Schulausbildung, B erufsausbildung, S tudium  19, 87 -  verm ehrte A usbildung in Rechtsfragen ? 20,
87 -  Interesse an  Rechtsfragen 21, 87 -  M itgliedschaft in verschiedenen Vereinen /  O rgan isationen  22,
8 8  -  A nzah l der V ereinsm itgliedschaften 23, 8 8  -  M itglied des V orstandes eines Vereins 24, 8 8  -  U nter­
stü tzung  durch  den  Verein 25, 8 8  -  Vorstellung von der schweizerischen N eutralitä t 26 ,88  -  Kenntnisse 
über die G rundlagen der schweizerischen N eutralitä t 27 ,88  -  A nsichten  bezüglich der V erpflichtungen 
durch  die N e u tra litä t: aktive Landesverteidigung, Verbot der W affenausfuhr in Krisengebiete, Im port 
m ilitärischen M aterials, A bschluss von m ilitärischen Bündnissen, V erm ittlung in in ternationa len  K on­
flik ten , B lockunabhängigkeit, F lüchtlingsaufnahm e, Entw icklungshilfe, Verhalten der Schweizer im 
A usland, B erichterstattung über das A usland in in ländischen M edien, P roteste der Bundesbehörden 
gegen politische Ereignisse im A usland, G leichbehandlung der H andelspartner 28, 8 8  -  N eutralitä t 
und  A ussenhandel 29 ,88  -  Beitritt zur EFTA bzw. EG  bzw. U N O  und  die N eutralitä t 3 0 ,31 ,32 ,88  -  das 
W ichtigste an  der schweizerischen N eutralitä t 33, 8 8  -  Vorstellung einer nicht neutralen  Schweiz 34 , 8 8

II D Staatsfinanzen
Verteilung der S taa tsf in an zen : Entw icklungshilfe, Landesverteidigung, Bildungswesen, Forschung, 
Altersvorsorge, G esundheitsw esen, S trassenbau, A bfallw irtschaft, P o llu tion  1, 8 6 , 87, 8 8  -  M assnah­
m en bei D efiziten von B und /  K antonen /  G em ein d en : E rhöhung  der E inkom m enssteuer, K apitaler­
tragssteuer, U m satzsteuer, K reditaufnahm e oder R eduktion  der A usgaben 2, 8 6  -  S teuerm oral im  Ver­
gleich zum  Beispiel V ersicherungsbetrug, A ngabe von N ebeneinkom m en /  Vermögen 3, 8 6  -  G rü n d e / 
R echtfertigung von S teuerh in te rz iehung : In fla tion , zu hohe S taatsausgaben, zu hohe S teuern, Sank­
tionen, B egünstigung der Reichen durch Steuersystem , Ehrlichkeit, da  keine andere W ahl, Risiko, er­
w ischt zu werden, ist gering, schadet direkt niem andem , Kavaliersdelikt, B ürgerpflicht 4 , 8 6 , 8 8  -  A us­
gaben im U m w eltbereich: zur In fo rm ation  des Verbrauchers, A usstattung der Behörden zur verbesser­
ten Kontrolle, F örderung  der Forschung von H ochschulen  /  P rivatw irtschaft, Um w eltverträglichkeits- 
p rüfungen , Beseitigung von U m w eltschäden, Subventionierung um w eltfreundlichen Verhaltens, U m ­
weltexperten als Berater des Bundesrates 5, 87 -  Kenntnisse über staatliche E innahm equellen : E in ­
kom m ens- und  Vermögenssteuer, E rtragssteuern , L iegenschaftssteuern, Verm ögensgewinnsteuern, 
V errechnungssteuern, E rbschaftssteuern , H andänderungssteuern , Stem pelabgaben, W arenum satz­
steuern, T abaksteuern, Treibstoffzölle, M otorfahrzeugsteuern  6 , 87, 8 8  -  Kenntnisse über S taa tsaus­
gaben : Verwaltung, Rechtspflege, Polizei, Beziehungen zum  A usland, Landesverteidigung, U nter­
r ich t/F o rschung , Kultur, E rho lung , Sport, G esundheitsw esen, U m w eltschutz, soziale W ohlfahrt, 
R aum planung , Verkehr /  Energie, L andw irtschaft, F inanzausgaben 7 ,8 7 , 8 8  -  E rhöhung  /  R eduktion  
der V erkehrsausgaben: A utobahnen  /  N ationalstrassen , übriger S trassenbau, Leistungsangebot und 
Tariferleichterungen des ö ffentlichen Verkehrs, B ekäm pfung der Im m issionen, Verkehr allgem ein 8 ,87
-  N utzen  einzelner A ufgabenbereiche: L andesverteidigung, U nterrich t /  Forschung, Kultur, E rh o ­
lung, Sport, G esundheitsw esen, U m w eltschutz, soziale W ohlfahrt, Verkehr, L andw irtschaft 9 ,8 7 , 8 8  -  
A kzep tanz einer Energiesteuer 10, 8 8  -  A kzeptanz der H öhe einer Energiesteuer (in Prozenten) 11, 8 8

-  S teuergelder: B und ist haushälterisch  /  verschwenderisch 102, 8 6  -  Steuerbelastung in der Schweiz im 
Vergleich m it dem  A usland 103,86 -  persönliche B ilan z : S teuerbelastung /  Staatsleistungen 104, 8 6 , 8 8

IIE  Sozialversicherung
A nteil der Sozialversicherung an  der Lohnsum m e 1, 8 6 , 8 8  -  B edrohung des finanziellen G leichge­
w ichts der A H V  2 , 8 6 , 8 8  -  Sanierungsvorschläge fü r die A H V : B eitragserhöhungen für A rbeitnehm er 
oder Arbeitgeber, Staatsbeiträge, R entenkürzungen 3, 8 6  -  ideales R entenalter fü r F rauen und  M änner
4, 8 6 , 8 8  -  bevorzugte A ltersvorsorgesystem e: 3-Säulen-Prinzip versus Volkspension 5, 85 -  A nteil der 
K rankenkassenpräm ien an  G esundheitskosten 6 , 8 6  -  Bereitschaft zum  B eitritt bei G esundheitskassen 
(H M O s): U m  wieviel m üsste die Präm ie niedriger sein ? 7 , 8 6  -  B ereitschaft zum  B eitritt (H M O ), wenn 
H au sarz t M itglied wäre 8 , 8 6  -  Selbstbeteiligung in der K rankenkassenversicherung: E rhöhung  /  Sen-



kung, bisherige Regelung, Wahl zwischen verschiedenen Selbstbeteiligungsgraden, B onus-M alus- 
System 9, 8 6  -  fü r/g eg en  A usbau der Sozialversicherungen 10, 87 -  K enntnisse über A bzüge im 
R ahm en der Selbstvorsorge (3. Säule) 11, 87 -  zivilstandsunabhängige AH V -Renten 12,87 -  K inderbo­
nus in der A H V  13, 87 -  D ringlichkeit der Freizügigkeit beim  Stellenwechsel (Pensionskassen) 14, 87 -  
obligatorisches M u tterschafts taggeld : dafü r /  dagegen 15, 87 -  M utterschaftsversicherung : d a fü r /  
dagegen, F inanzierung über Lohnprozente, S teuern, K opfpräm ien oder freiwillige Privatversicherung 
16, 87 -  K onkurrenz der am erikanischen Luxuskliniken nützlich oder schädlich ? S tellungnahm e zum  
Recht der K antone, bestim m en zu können, welche Spitäler K rankenkassenleistungen beanspruchen  
dürfen  17, 87 -  heutiges System der E n tschädigung der Ä rzte  nach  E inzelleistungen erhöh t die Be­
handlungskosten  : ja  /  nein, B efürw ortung von alternativen  E ntschädigungsm odellen  18,87 -  B eurtei­
lung des Versorgungsgrades in der Langzeitpflege von Betagten in Spitälern , H eim en, zu H ause, Schutz 
vor finanzieller B elastung 19, 8 8  -  persönliche Bereitschaft zur H ilfe an  Betagten 20, 8 8  -  Z ustim ­
m u n g /A b le h n u n g  bezüglich E in führung  einer Langzeitpflegeversicherung a u f  obligatorischer oder 
freiwilliger Basis und  deren F inanzierung durch Steuern, P räm ien , Subventionen 21 , 8 8  -  E insparungs­
m öglichkeiten in G esundheitsw esen : Spitalbereich, bei den Ä rzten , bei den M edikam enten, durch  ko­
stenbew usstere H altung  der P atienten  22, 8 8  -  A kzep tanz von verschiedenen F inanzierungsarten  für 
die S ozialversicherungen: Lohnprozente, E inkom m enssteuer, P räm ien , V erbrauchssteuern 23 ,88 -  ge­
schätzter A nteil der A lters- und  Invalidenrentner an  der Bevölkerung 24, 8 8

II I A  Landwirtschaft
E inkäu fen : Welches H aushaltm itg lied  kauft die N ahrungsm itte l?  1, 8 6  -  N ahrungsm itte lkau f: 
schweizerische L andw irtschaftsp rodukte im Verhältnis zu ausländischen in bezug a u f  Preis, Q ualitä t, 
biologischen A nbau  2 ,8 6 ,8 7 , 8 8  -  E rhaltung  der L andw irtschaft fü r Selbstversorgung im K risenfall 3,
8 6  -  L an d schaftsp flege: A ufgabe der L andw irtschaft, des Tourism us oder von L andschaftsgärtnern , 
E rhaltung  der B erglandw irtschaft 4, 8 6 , 87, 8 8  -  p rofitierende G ruppen  der A g ra rp o litik : Klein-, 
G rossbauern , Tal-, Berglandwirte, H ändler, Grossverteiler, D etailhandel, Tourism us, K onsum ent 5, 8 6

-  K ostenträger der L andw irtschaftspo litik : Steuerzahler, K onsum ent, B und 6 , 8 6  -  F örderungs­
würdigkeit verschiedener B e triebsfo rm en : Gross-, K leinbetriebe, biologische Betriebe, flächenunab­
hängige G rossbetriebe 7, 8 6 , 87 -  Förderung einer n a tu rn ah en  L andw irtschaft durch  Steuer a u f  N ah ­
rungsm itteln  8 ,8 7 ,8 8  -  Bereitschaft, M ilch von m it H orm onen  behandelten  K ühen zu kaufen  9, 87, 8 8

-  A usw irkungen a u f  den K onsum  von M ilchprodukten  durch  n icht nachw eisbare H o rm o n b eh an d lu n ­
gen 10, 87, 8 8  -  b iotechnologische und gentechnologische M ethoden  in P flanzenanbau  /  T ierhaltung  
zur Q ualitätsverbesserung von N ahrungsm itteln , S teierung der M ilch- und  M astleistung, K rankheits­
verhinderung, K rankheitsbekäm pfung, E rtragssteigerung im P flanzenbau , Sortenverbesserung, 
Schädlingsbekäm pfung 11, 87, 8 8

I I I B Wirtschaft
voraussichtliche w irtschaftliche Entw icklung in der Schweiz 101, 8 6 , 8 8  -  B ranchen der schweizeri­
schen W irtschaft 102,8 6 , 8 8 -b ed eu ten d ste  Schweizer F irm en im A usland 1 0 3 ,8 6 ,8 8 - R u f  der Schwei­
zer F irm en im  A usland 104, 8 6 , 8 8  -  Verhältnis des ausländischen Firm enbesitzes in der Schweiz zum 
schweizerischen Firm enbesitz im A usland 106, 8 6 , 8 8  -  B eurteilung von P rosperitä t, Löhnen und  Z u­
kunftschancen in L and- und  Forstw irtschaft, M etallindustrie, Textil- /  S chuhfabrikation , H andel, U n ­
terrich t /  W issenschaft, Versicherungsgesellschaften, M aschinen- /  A pparateindustrie , N ahrungs- /  
G enussm ittelindustrie, Chem ische Industrie, Verkehr /  N achrich tenüberm ittlung , Ö ffentliche Verwal­
tung, Banken, G esundheitsw esen, H otellerie /  Gastgewerbe, U hrenindustrie , B auw irtschaft, H olz  /  
M öbelindustrie, Pap ierindustrie  108, 8 6  -  B eurteilung der Leistungs- u n d  K onkurrenzfähigkeit der 
schweizerischen W irtschaft 109,86, 8 8  -  Gebiete, wo die schweizerische W irtschaft führend ist 110, 8 6 ,
8 8  -  Gebiete, wo die schweizerische W irtschaft nicht m ehr an  der Spitze ist 111,8 6 , 8 8  -  Welche P ro d u k ­
te werden in der Schweiz besser p roduziert als im A usland ? 112, 8 6 , 8 8  -  K onjunkturabhängigkeit, per­
sönliche A usw irkungen bei schlechter K onjunktur 114, 8 6 , 8 8  -  B ranchen /  F irm en  m it gesellschaftli­
chem  E ngagem ent 115, 8 6  -  A ssoziationen zu «W irtschaft» : Persönlichkeiten, bekann te F irm en 131,
87 -  B ekanntheit von D ollarkurs 132, 87 -  B ekanntheit von M itg liedschaft der Schweiz in der EFTA, 
Inform ationsquellen  für W irtschaftsfragen 133, 87 -  Schätzung der M itarbeiterzahl von schweizeri­
schen G rossfirm en 134, 87 -  B ekanntheit der grössten G ew erkschaft der Schweiz 135, 87 -  Schätzung 
der A rbeitslosenzahl in der Schweiz 136 ,87-In te re sse  an  Them en in den M e d ien : W eltgeschehen, E id ­
genossenschaft, Region, W irtschaft, Sport, U nfälle /  Verbrechen, Auto, M edienprogram m e, W issen­
schaft /  Forschung, Ferien /  Reisen, Kultur, Rom an, Film , Bücher, Religion 137,87 -  quantita tives und



qualitatives W achstum  und  ihre Förderungsw ürdigkeit 139, 87 -  H auptvorteile  und  H auptnach teile  
eines EG -B eitrittes 167, 8 8

III C Arbeit
A rbeit u n d  Leistungsbereitschaft 1, 8 6  -  Verzicht zugunsten der A rbeit, auch im Verhältnis zum  Ver­
dienst 2, 8 6 , 87, 8 8  -  Vor- und N achteile der B e ru fsa rb e it: Betriebsklim a (M itarbeiter /  Vorgesetzte), 
Selbständigkeit, in teressante Tätigkeit, E inrich tung  des A rbeitsplatzes, Sozialleistungen, Verdienst, 
schlechte Luft, Gehetze, körperliche A nstrengung, A ufstiegsaussichten, psychische Belastung, M ono­
tonie, V erantw ortung, Staub, Schm utz, Lärm , G efahren, W itterungsabhängigkeit 3, 8 6 , 87 -  Z ufrie­
denheit m it der Zahl der A rbeitsstunden  4, 8 6 , 87 -  A rb e itsm o tiv a tio n : Selbstverw irklichung, Ver­
d ienst, Z ufriedenheit 5 , 8 6  -  Führungsstil der V orgesetzten: Befehlen oder Ü berzeugen 6 , 8 6  -  P rio ritä ­
ten bei der beruflichen A rb e it : A ufstiegsm öglichkeiten, V erantw ortung, Sozialleistungen, Sicherheit 
des A rbeitsp latzes, Verhältnis zu A rbeitskollegen, Lohn, A nerkennung, Vorgesetzte, K reativität, F ü h ­
rungsaufgaben , M itgestaltung des A rbeitsplatzes, Entw icklungsm öglichkeiten der eigenen beru fli­
chen Fähigkeiten, regelm ässige A rbeitszeit, gesellschaftliches A nsehen, W eiterbildungsm öglichkeiten, 
interessante A ufgaben 7, 8 6 , 87,88 -  C om puter am  A rbeitsp latz  106,86 -  Vor- und N achteile des C o m ­
puters 107, 108, 8 6  -  ideales P ensio n sa lte r: R entenkürzung, flexible Altersgrenze, bisherige Regelung 
8 , 87 -  E inschätzung des w issenschaftlichtechnischen F o rtsch ritts : N utzen oder Schaden ? 9, 87, 8 8  -  
Interesse an  technischen N euerungen 10, 87, 8 8  -  A rbeitszeitreduktion  bei gleichem L o h n : Bisheriger 
Z ustand , 40-Stunden-W oche oder zusätzliche Ferienwoche 11, 87 -  M itbestim m ung in den Betrieben 
u n d  ihre A usw irkungen: A rbeitsp latzgestaltung, A nstellungen, Beförderungen, B etriebsordnung, 
Personalführung , A rbeitszeit, Löhne, U nfallverhütung /  Hygiene, V erkaufskonditionen, A bsatzorga­
nisa tion , E ntw icklung neuer Produkte , K auf von M aschinen, G ebäuden, F inanzen 12, 87 -  B etroffen­
heit von B ildschirm arbeit 13, 8 8  -  A nsichten zu persönlichem  A rbeitseinsatz, B edrohung durch 
AKWs, N otw endigkeit von AKW s und  C om putern  14, 8 8  -  R isikobereitschaft und  technischer F o rt­
schritt 15, 8 8  -  zunehm ende A nw endung von C o m p u te rn : Vereinfachung bzw. K om plizierung durch 
C om puter, E influss a u f  Selbstentfaltung, zw ischenm enschliche K ontakte, K reativität und  B elastung 
16, 8 8

III D  Markt
B egriff M ark t, B ekanntheit verschiedener M ärk te  1, 8 6  -  Bezeichnung des schweizerischen W irt­
schaftssystem s und des Systems sozialistischer Länder, B egründung 2 ,8 6 ,8 7  -  U rheber der tiefgreifen­
den E inschränkungen der M ark tw irtschaft in der Schweiz 3, 86 ,87  -  E instu fung  der Schweiz zwischen 
freier M ark tw irtschaft und  zentraler P lanw irtschaft 4, 8 6 , 87 -  B ekanntheit von M onopolen  u n d  K ar­
tellen in der Schweiz 5, 8 6  -  E instellung zu M onopolen  und  K arte llen : N utzen oder S chaden? 6 , 8 6  -  
K onsum en tenschu tz : N otw endigkeit oder Selbstverantw ortung ? 7 , 8 6  -  A nschaffungen in den letzten 
zw ölf M onaten  wie Auto, H ifi /  Stereoanlage /  TV /  V ideo /  CD, Auslandferienreise, Bankkonto, 
Versicherungspolice, elektrisches H aushaltgerä t, Kleid /  A nzug, W ohnungseinrichtung oder P C  8 , 8 8

-  Benutzte In form ationsquellen  /  -arten  vor der K aufentscheidung wie Zeitungsinserate, Besuchen von 
G eschäften, R at von Bekannten, P rospekte, Kataloge, Preislisten, schriftliche O fferten , Vergleich von 
K onkurrenzangeboten , TV-Werbung, A usstellungen, Kurse, neutrale Testberichte, V erkaufsberatung 
(aufgeschlüsselt nach  den verschiedenen A nschaffungen) 9, 8 8  -  N otw endigkeit /  B erechtigung von 
S taatseingriffen  in die W ir tsc h a f t: In  welchen Bereichen, in welchen nicht ? 10, 87 -  E instellung zur 
W erb u n g : S chaffung neuer B edürfnisse oder E rhöhung  der M ark ttran sp aren z?  11, 87 -  Vorstellung 
der K riterien zur Preisb ildung 12,87 -  Beachtung von Testresultaten der K onsum entenschutzorganisa- 
t io n e n : gekaufte, n icht gekaufte P roduk te  14,87 -  P re isüberw achung : E instellung und  persönliche Be­
tro ffenheit 15,87 -  Vorstellungen /  Kenntnisse über die Börse 16, 8 8  -  gew ünschte In fo rm ationen  über 
die Börse 17, 8 8  -  E instellung bezüglich der E inschränkung  der H andels- und  Gew erbefreiheit am  Bei­
spiel der W erbung fü r Rechtsanw älte u n d  Ä rzte 1 8 ,8 8 -  Zufriedenheit m it erw orbenen P rodukten , Ver­
halten  bei M ängel, A nlaufstelle fü r R eklam ationen, E rfolg von B eanstandungen 19, 8 8

IIIE  Geld
verschiedene G eldform en  1 ,8 6 ,8 7 ,8 8  -  Kenntnisse bezüglich G olddeckung des Schweizer F rankens 2,
8 6  -  gew ünschte H ö h e  der G olddeckung des Schweizer Frankens 3 , 8 6  -  V oraussetzungen fü r G eldw ert­
e rhaltung  4, 8 6  -  In fla tionsursachen  5, 8 6  -  Beurteilungen ausländischer W äh ru n g en : BRD, F rank­
reich, Italien, Ö sterreich, Schweden, G rossbritannien , USA. U dSSR, Jap an  6 , 8 6  -  verschiedene Spar­
fo rm en  7, 8 6 , 87, 8 8  -  persönliche S p a rtä tig k e it: A rt der Ersparnisse, Sparziele 8 , 8 6  -  In fla tionsra te  in 
der Schweiz 11, 87, 8 8  -  B edeutung der In fla tion  12, 87, 8 8  -  U rsache der In fla tio n : instabile W irt-



schaft, A rbeitslosigkeit, Staatsverschuldung, schwache W ährung , Im port-Export-U ngleichgew ichte, 
G eldm engenerhöhung 13, 87, 8 8  -  G eldschaffung, W ertbestim m ung des G eldes: N ationalbank , 
G rossbanken, Banken allgem ein, Regierung, Volk, andere 14, 87, 8 8  -  Sparen a llg em ein : sinnvoll oder 
n ich t?  15, 87, 8 8  -  A ssoziationen zu «Sparen» 16, 87, 8 8  -  eigene S p artä tig k e it: ja  /  nein 17, 87, 8 8  -  
eigene S p a rfo rm e n : Sparbuch, Versicherungen, O bligationen , A ktien , Edelm etalle, Im m obilien , E in ­
schränkung des Konsum s 18, 87, 8 8  -  w ichtigste S p a rm o tiv e : A ltersvorsorge, N otfälle, Kinder, Siche­
rung der U nabhängigkeit, Verm ögensbildung, A usbildung, grössere A nschaffungen  19, 87 -  G rü n d e / 
M otive fü r N icht-Sparen 20, 87 -  verwendete Z ah lu n g sm itte l: Bargeld, Checks, A ufträge vom  Konto, 
E inzahlungen, K reditkarten  21, 87, 8 8  -  Stellenwert verschiedener Lebensbereiche: G eld /  W ohlstand, 
U m w eltverhältnisse, Familie, F rieden, persönliche Sicherheit, Politik , W irtschaft, S taat, F reunde 22, 
87, 8 8

IIIF  Sicherheit und Versicherung
G efühl der B edrohung durch Verkehrsunfälle, U nfälle am  A rbeitsp latz, K rim inalitä t, W ohnungskün­
digung, A rbeitsp latzverlust, In fla tion , w irtschaftliche N otlage im  Alter, K rankheiten , technische E n t­
wicklung, K om plexität der Welt /  eigene O hnm acht, politische Veränderungen, Ü berfrem dung , A tom - 
katastrophe, Krieg, Zersiedelung der L andschaft, Energieverknappung, Pollu tion , Lärm , Hetze, 
Stress, Verlust der Religion, allgem einer Sittenzerfall, A lleinsein, persönliche Problem e 1, 8 6 , 87, 8 8  -  
Rolle des Staates im Bereich der Vorsorge und  V ersicherung: A usbau oder A bbau  ? 2 ,8 6 ,8 7  -  Faktoren 
der persönlichen S ich erh e it: A rbeit, P artnerschaft, Familie, private Vorsorge /  Sparen , Freunde, Frei­
zeitbeschäftigung, Pensionskasse, E inkom m en, Versicherungen, politische S tabilitä t, Religion, eigene 
Ziele, Vermögen 3, 8 6 , 87, 8 8  -  persönliche V ersicherungen: zuviel oder zuwenig ? 4, 8 6 , 87 -  A ssozia­
tionen  zu «Versicherungen» 5, 8 6 , 87 -  A usbau des V ersicherungsnetzes: E igenvorsorge oder zuneh ­
m ender Versicherungsschutz 6 , 8 6 , 87, 8 8  -  S tellungnahm e zu V ersicherungsbetrug 7, 8 6 , 87, 8 8  -  
Kenntnisse über persönliche Versicherungen 8 , 8 6 , 87 -  Bereitschaft Versicherungen bei verschiedenen 
Stellen abzusch liessen : Vertreter einer V ersicherungsgesellschaft, M akler, au fg ru n d  von W erbebrief 
m it A ntw ortkuvert, am  Bankschalter, beim  Besuch in der V ersicherungsagentur 9 , 8 8  -  A kzep tanz  von 
V ersicherungseinkauf m ittels K red itkartenau tom at 10, 8 8  -  A kzep tanz /  Präferenz bezüglich verschie­
dener In stitu tionen  zur A ltervo rso rge: B ank, Versicherung, S taa t (freiwillig oder obligatorisch), W ert­
papiere, Im m obilien, Sparen, Betrieb, Kinder, Edelm etalle, Schm uck 11, 8 8  -  V erhalten bei Versiche­
rungsabschluss, Verständnis der Police 12, 8 8  -  K ontak t m it Versicherung im Schadenfall u n d  dessen 
B eurteilung 13, 8 8  -  Präferenzen bezüglich P räm ienhöhe u n d  S elbstbehalthöhe 14, 8 8  -  Bereitschaft 
zum  Abschluss einer Versicherung bei einer ausländischen Versicherung 15, 8 8

IV A Freiheit
L and der W ahl /  B eg rü n d u n g : Schweiz oder A usland ? 1, 8 6  -  G efühl der persönlichen F re ih e it: N o ­
tenskala 2 , 8 6  -  A ssoziationen zu «Freiheit»  3 , 8 6  -  gew ünschte Freiheitsbereiche 4 , 8 6  -  G efühl der per­
sönlichen Freiheit /  U nabhängigkeit, B eurteilung der S ituation  im  N achbarland , Benachteiligte in der 
Schweiz in bezug a u f  politische Freiheit, M einungsfreiheit, Religionsfreiheit, kulturelle Freiheit, w irt­
schaftliche Freiheit, Berufsw ahlfreiheit, Gew erbefreiheit, N iederlassungsfreiheit, körperliche Freiheit
5, 8 6  -  G efühl der persönlichen Freiheit und  die Bedeutung fü r das persönliche W ohlergehen, G efahr 
der Benachteiligung fü r M inderheiten  (gleiche G liederung wie Frage 5, 8 6 ) 9, 87 -  U rsachen der E in ­
schränkung der persönlichen Freiheit 101,87 -  Bereiche der E inschränkung  der persönlichen Freiheit 6 ,
87 -  G ründe /  U rsachen fü r Z unahm e der Gesetze /  Vorschriften 7 ,8 7  -  Bereiche, wo R ücksichtnahm e 
a u f  andere nötig  ist 8 , 87 -  G efühl der persönlichen Freiheit /  U nabhängigkeit in bezug a u f politische 
Freiheit, M einungsfreiheit, Religionsfreiheit, kulturelle Freiheit, w irtschaftliche Freiheit, B erufsw ahl­
freiheit, Gew erbefreiheit, N iederlassungsfreiheit, körperliche Freiheit, persönlicher Inhalt dieser Frei­
heiten, Beispiele für E inschränkungen in den einzelnen Freiheiten 10, 8 8

IV B Verteidigung
K räfteverhältnis in E u ro p a : Sow jetunion m it V erbündeten, USA m it V erbündeten 1, 8 6 , 8 8  -  w eltpoli­
tische Lage in den nächsten 5 Jahren  2, 8 6 , 8 8  -  K riegsgefahr in E uropa in den nächsten  5 Jahren  3, 8 6

-  potentielle Verursacher eines m öglichen Krieges 4, 8 6 , 8 8  -  W ahrscheinlichkeit (in der Schweiz) von 
Terroranschlägen, N atu rkatastrophen , Krieg m it A tom w affen, Krieg m it konventionellen W affen, 
Krieg m it chem ischen /  biologischen W affen, w irtschaftlicher Erpressung, Energieverknappung 5 ,8 6 ,
8 8  -  N otw endigkeit der A rm ee in der Schweiz 6 , 8 6 , 8 8  -  Verteidigungsausgaben in der S chw eiz: zu 
hoch oder zu niedrig ? 7 , 8 6 , 8 8  -  Fähigkeit sicherheitspolitischer Instrum ente in der Schw eiz: Aussen-



Politik , A rm ee, Z ivilschutz, w irtschaftliche Landesvorsorge, S taatsschu tz 8 , 8 6  -  M einungen zur 
A rm e e : A bhaltung  frem der M ächte vor A ngriff a u f  die Schweiz ? A rm ee keine C hance in Krieg m it 
A tom w affen bzw. m it konventionellen W affen ? 9, 8 6 , 8 8  -  C hancen der A rm ee, ihren A uftrag zu er­
füllen in bezug a u f  zahlenm ässige Stärke, A usbildungsstand der T ruppen, K önnen der m ilitärischen 
F ührung , Bew affnung, A usrüstung, M obilm achung, G elände, künstliche G eländeverstärkungen, G e­
w ährleistung des N achschubs 10, 8 6 , 8 8  -  Verteidigungswert der Schweiz 11, 8 6  -  Verwirklichung von 
W erten in der Schw eiz: persönliche Freiheit, dem okratischer R echtsstaat, So lidaritä t m it Benachteilig­
ten , Z usam m enhalt des Volkes, na tionale  U nabhängigkeit 12, 8 6 , 8 8  -  K am pfw ille der Arm ee, W ider­
standsw ille der Zivilbevölkerung 13, 8 6  -  U nterstellung der R üstungsausgaben un ter V olksabstim ­
m ung : d a fü r /  dagegen 14, 8 6  -  geleisteter M ilitärdienst 15, 8 6 , 8 8  -  N otw endigkeit des Z ivilschutzes 
16, 87 -  Fähigkeit des Zivilschutzes, Bevölkerung zu schützen in N uklearkrieg , Krieg m it chem ischen 
W affen bzw. m it konventionellen W affen, in anderen  K atastrophen 17,87 -  Inform ationsquellen  bei Si­
renenalarm  18,87 -  Schätzung der K apazität aller Z ivilschutzräum e 19,87 -  Z ivilschutzvorbereitungen 
der Schweiz im  in ternationa len  Vergleich 20 ,87  -  P roblem bew ältigungskapazität der Behörden (Krieg, 
K atastrophen) 21, 87 -  gew ünschte In fo rm ationspo litik  der B ehörden im K riegsfall 22, 87 -  W ahr­
scheinlichkeit der B edrohung durch m ilitärische Spionage, andere Spionage, Sam m eln von In fo rm a­
tionen , U nterw anderung von Staat, W irtschaft und  M edien, Sabotage und  Terror 23, 87 -  A uslandab­
hängigkeit der Schweiz in bezug a u f  N ahrungsm ittel, Energie und  R ohstoffe 24, 87 -  potentieller 
Selbstversorgungsgrad bezüglich N ahrungsm itte lp roduktion  25, 87 -  A ufw endungen fü r die G esam t­
verteidigung : Arm ee, Z ivilschutz, w irtschaftliche Landesversorgung, M assnahm en gegen Spionage, 
Terror, A ussenpolitik 26, 87 -  N otw endigkeit der M itw irkung von F rauen  in der G esam tverteidigung 
27, 87 -  Vorstellung der m öglichen Form en der A useinandersetzungen im  K riegsfälle (atom are, chem i­
sche, biologische und  konventionelle W affen) 28, 8 8

IV C Versorgung
noch  nicht definitiv

IV D  Welt
Sachbereiche erw ünschter in ternationa ler Z usam m en arb e it: N atur- /  U m w eltschutz, Teuerungsbe­
käm pfung , M assnahm en gegen A rbeitslosigkeit, Energieversorgung, m ilitärische Verteidigung, E n t­
wicklungshilfe, Forschung fü r die W irtschaft, F örderung der Kultur, E rschliessung neuer A bsatz­
m ärk te  1, 8 6 , 87, 8 8  -  D istanzierung /  A nnäherung  an andere Länder, Partnerpräferenz fü r Z usam ­
m enarbeit : F rankreich, Italien, Ö sterreich, BRD, USA, U dSSR, N igeria, Saudiarabien , Brasilien 2 , 8 6 ,
87 .88  -  Z ukunftserw artungen  in bezug a u f  Krieg und  Frieden 3 ,8 6 ,8 7 ,8 8  -  Sachbereiche w ahrgenom ­
m ener A uslandsabhängigkeit: K onjunktur, W aldsterben, D rogenproblem , G enerationenproblem , 
Preisschw ankungen, G efährdung  der U nabhängigkeit, industrieller E rfindungsgeist, politische S trö ­
m ungen  und  Ideen 4 , 8 6 , 8 8  -  Z ukunftserw artungen  in bezug a u f A uslandabhängigkeit der Schweiz 5,
8 6 . 8 8  -  In tensität na tio n a le r M issionsvorstellungen /  P räferenzen fü r nationale  R o llen : Zusam m enle­
ben verschiedener Völker, D em okratie, H um an itä t (Asyl, Spenden), Fleiss /  O rdnungsliebe /  Sauber­
keit, N eu tralitä t /  V erm ittlung 6 , 8 6 , 8 8  -  Zufriedenheit m it der A ussenpolitik  allgem ein und in Teilbe­
reichen, gew ünschte Ä n d e ru n g e n : Entw icklungshilfe, P roteste gegen M enschenrechtsverletzungen, 
Verm ittlungsdienste, A sylpolitik , H ilfe an  Flüchtlingslager, Ü berp rü fung  ausländischer G elder in 
Schweizer Banken, K oord ination  von U m w eltschutzm assnahm en, bundesrätliche Reisen, Verteidi­
gung des Bankgeheim nisses, S tellungnahm e gegen D ikaturen , E xporth ilfe  fü r Entw icklungsländer, 
E in igung E uropas, Schutz einheim ischer P roduk te  vor ausländischer K onkurrenz, M itarbeit in in ter­
na tionalen  O rganisationen, In form ationspo litik  über A ussenpolitik 7, 8 6 , 87, 8 8  -  Relevanz n a tio n a ­
ler, europäischer und  globaler B ezugsrahm en: Selbstverständnis als Europäer, W eltbürger und  Schwei­
zer 8 , 87 -  Präferenz fü r kognitive W eltkarten, G rad  an  W ert-P luralism us: N ord-Süd-K onflik t, Ost- 
W est-Konflikt, klassisch m achtpolitisches W eltbild 9, 87 -  M otive in ternationa ler Z u sam m en arb e it: 
E igennutz, nach Z ielvorstellungen, Schicksalsgenossenschaft 10, 87

X  Allgemein
W ichtigkeit verschiedener L ebensbereiche: E rnäh rung , W ohnung, Schlaf, G esundheit, Bekleidung, 
A rbeit /  Beruf, Familie, V erw andtschaft, Freunde, Umwelt, Kultur, B ildung, P olitik , Religion, Sport, 
Freizeit, persönliche Sicherheit, G eborgenheit, G efühl, geachtet zu sein, K om fort, Lebensziel 104, 8 6 , 
87, 8 8



Wolf Linder

Politische Entscheidung 
und Gesetzesvollzug 

in der Schweiz

Wer trifft die politischen Entscheidungen in der Schweiz und wie werden sie 
vollzogen ? Wie gross ist der Einfluss des Parlaments auf die gesetzgeberischen 
Entscheidungen? Wer sind die wichtigen Akteure des politischen Entschei­
dungsprozesses insgesamt ? Was wird aus Gesetzen, nachdem sie angenommen 
sind, und welche Faktoren bestimmen ihren Erfolg oder Misserfolg? Erfüllen 
die Parteien noch ihre Aufgabe der Vermittlung zwischen Volk und Behörden, 
oder werden sie von neuen Bewegungen abgelöst?

Das vorliegende Buch präsentiert wichtigste Ergebnisse aus Einzelstudien des 
Nationalen Forschungsprogramms 6 «Entscheidungsvorgänge in der schwei­
zerischen Demokratie» und zieht eine aktuelle Bilanz zum Funktionieren des 
politischen Systems der Schweiz.

Französische Version des Berichts (übersetzt von Jean-Daniel Delley): La 
decision politique en Suisse -  Genese et mise en oeuvre de la legislation, 
Realites sociales, Lausanne 1987.



UNIVERSITÄT BERN
Forschungszentrum für schweizerische Politik, 
Neubrückstrasse 10, 3012 Bern

Weiterführende Publikationen des Forschungszentrum fü r  schweizerische Politik an 
der Universität Bern, basierend a u f VOX-Befragungsmaterial (Auswahl):

1981:
A. Grossen: «Umweltschutz und Abstimmungsverhalten», in: Schweizerisches Jahr­
buch für Politische Wissenschaft, 21 (1981), S. 39ff.

1982:
H.P. H ertig : «Sind Abstimmungen käuflich ? -  Elemente der Meinungsbildung bei eid­
genössischen Abstimmungen», in : Schweizerisches Jahrbuch für Politische Wissen­
schaft, 22 (1982), S. 35ff.

1983:
E. Grüner, H.P. Hertig (unter Mitarbeit von A. Grossen): Der Stimmbürger und die 
‘neue’ Politik (=  Publikationen des SNF, Nr. 17), Bern und Stuttgart 1983, 412 S.

1985:
A. G rossen: Bürger, Parlament und Steuern. Eine Fallstudie über die Willensbildung 
von Parlament und Stimmbürgern beim Finanzpaket 1976/77, Diss. Bern 1985.

1986:
C. Longcham p: «Männer und Frauen an den Urnen. Material zu einer neuen Konflikt­
linie in der schweizerischen Politik», i n : Frauenfragen, hrsg. von der Eidg. Kommission 
für Frauenfragen, Bern 1986.

1987:
C. Longcham p: «Die neue Instabilität als Kennzeichen des heutigen Wahlverhaltens», 
in : Schweizerisches Jahrbuch für Politische Wissenschaft 27 (1987), S. 51 
C. Longchamp: «Die VOX-Analysen als Beispiel politischer Sozialforschung», in: 
M arktforschung Schweiz, Handbuch 1988/89, Einsiedeln 1987.

1988:
C. Longcham p: «Frei sein -  frei bleiben. Informationen, Analysen und Reflexionen 
zum abgelehnten UNO-Beitritt», in : P. Hablützel et al. (Hrsg.): Politologie in Wissen­
schaft und Praxis. Festschrift für Peter Gilg, Bern 1988.
C. Longchamp: «Das Plebiszit zur schweizerischen Flüchtlingspolitik vom 5.4.1987», 
in : Fremdenfeindlichkeit und Diversität ethnischer Minoritäten, hrsg. von der Schwei­
zerischen UNESCO-Kommission, Basel 1988.
W. L inder: 10 Jahre VOX-Analysen. (Beitrag zu G fS : Sem inar: Die Schweizer und ihr 
Staat), FSP, Bern 1987.
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G fS -F o rsc h u n g s in s ti tu t  in  Z u sa m m e n a rb e it  m it 20  H o c h sc h u lin s t i tu te n

DATENBANK FÜR ÖFFENTLICHKEITSARBEIT, 
GESELLSCHAFT, WIRTSCHAFT UND STAAT

Vor m ehr als 10 Jahren  ist VOX -  die Nachanalyse aller eidg. A bstim m ungen und 
W ahlen -  aus der fruchtbaren Zusam m enarbeit von Praxis und W issenschaft 
entstanden.

Ausgehend vom gleichen G rundgedanken, them atisch jedoch erheblich erweitert 
werden die VOX-Analysen seit 1986 durch eine neue Forschungsreihe e rg än z t: UNI- 
VOX -  einer ganzheitlich angelegten D atenbank zu

•  Leben in der Schweiz (untergliedert in die Stichworte Gesellschaft, W ohnen, 
G esundheit, Kultur, A usbildung, Freizeit, K om m unikation, Verkehr und U m ­
welt) ;

•  Staatliche Gemeinschaft (Staat, Dem okratie, Recht, Staatsfinanzen, Sozial­
versicherungen) ;

•  Wirtschaftliches Fundament (W irtschaft, A rbeit, M arkt, Geld, Landw irtschaft 
und  Sicherungen) und

•  Unabhängigkeit (Freiheit, Verteidigung, Versorgung und Welt).

Jedes Ja h r werden die Stichworte einm al ausführlich befragt, sodass laufend 
aktuelle Umfrageergebnisse zur Verfügung stehen, aber auch zeitliche Trends er­
sichtlich werden.
M ehr als 20 H ochschuldozenten mit ihren Assistenten und Assistentinnen in Basel, 
Bern, Fribourg, Genf, Lausanne, St. Gallen und Zürich kooperieren m it der GfS, 
bereiten die U ntersuchungen vor und kom m entieren das von ihnen betreuten Sach­
gebiet (vgl. auch Rückseite).
Zum  Stichwort «S taat»  wurden beispielsweise die folgenden Schwerpunkte befrag t: 
Zufriedenheit m it der schweizerischen Politik -  E rfahrungen m it verschiedenen 
staatlichen Stellen -  Einstellungen zu Kollegialsystem, K onkordanzdem okratie, Mi­
lizparlam ent oder Föderalism us -  dringlichste Problem e der Gegenwart zuhanden 
der Behörden -  Problem lösungsfähigkeit des Staates -  U m fang der Staatstätigkeit 
und Aufgabenverteilung zwischen Bund, K antonen und Gemeinden.
UNIVOX ist ein unentbehrliches G runddaten-Inform ationsw erk  für Volkswirt­
schaftliche A bteilungen, Redaktionen, PR-Stellen und Verwaltungen. Führende 
M edien, Banken, Versicherungen, Chem iefirm en, Arbeitgeber- und A rbeitnehm er­
vereinigungen, Parteien und andere m ehr haben UNIVOX bereits abonniert.

G erne inform iert Sie die GfS über die Anwendungsm öglichkeiten von UNIVOX in 
Ihrer O rganisation. Fordern Sie ausführliche U nterlagen an  b e i :

G fS-Forschungsinstitut, Postfach 546, 8027 Zürich Telefon 01 /  202 07 87

Um fassende Umfrageergebnisse über Wissen, 
Einstellungen und Verhalten in den Bereichen 
Alltag, W irtschaft, Politik und Welt


